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VORWORT 


Der ehemalige französische Agent Hans-Konrad Schmeisser hat einem 
Fall seinen Namen gegeben, der eines der dunkelsten Kapitel jüngster 
deutscher Geschichte grell beleuchtet. 

Jeder aufmerksame Beobachter der Kulissenverhandlung am .26./27. 
September 1955 vor dem Landgericht Hannover mußte von der Ahnung 
befallen werden, daß es bei diesem Prozeß um viel mehr zu gehen schien 
als um eine Ehrenbeleidigungsklage prominenter Politiker gegen einen 
kleinen und der Öffentlichkeit fast unbekannten und mißbrauchten 
Berufsagenten. 

Die Gerichtsverhandlung in Hannover, die folgende Große Anfrage 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, die überraschende Klage des 
deutschen Botschafters in England, Hans v. Herwarth, und nicht zuletzt 
die Ankündigung des nach Ostberlin geflüchteten ehemaligen Leiters des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, Dr. Otto John, die Vorgeschichte zum 
Schmeisser-Prozess zu enthüllen, richteten allgemeine Verwirrung an, 

Die deutsche Öffentlichkeit hörte nur: 

Daß Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer, Botschafter Blankenhorn 
und Generalkonsul Dr. Reifferscheidt irgendwann und irgendwo Ab- 
sprachen geführt und Abmachungen getroffen haben sollen, die angeblich 
zum Nachteil der Bundesrepublik Deutschland gereichten. 

Man weiß, daß diese drei hohen Beamten und Politiker vor drei 
Jahren die Beschlagnahme des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“-Num- 
mer vom 9. 7. 1952 veranlaßt, gegen den Herausgeber des „Spiegel“ und 
zwei seiner Redakteure sowie gegen den ehemaligen Ministerialrat Dr. 
Jürgen Ziebell Strafanträge wegen Beleidigung eingebracht hatten. 
Ferner, daß nach dreijähriger Voruntersuchung und zweitägiger Prozeß- 
dauer von den Klägern überraschend die Strafanträge gegen Herausgeber 
und Redakteure des „Spiegel“ zurückgezogen wurden, weil die Beklagten 
und ihr Kronzeuge Schmeisser bereit waren, eine befriedigende Erklärung 
abzugeben. Eine Erklärung, die lediglich besagte, daß die in der fraglichen 
Nummer des „Spiegel“ veröffentlichten Aussagen von Konrad Schmeisser 
nicht in beleidigender Absicht erfolgt seien. 

Ein solcher Ausgang des sorgsam vorbereiteten Prozesses war für die 
breite Öffentlichkeit zumindest unverständlich. Ihre Reaktion konnte das 
Ansehen der Bundesregierung keinesfalls heben. 


Hat der deutsche Kanzler nur im Interesse Deutschlands gehandelt, 
als er versuchte, den Verkehr mit alliierten Dienststellen zu entspannen? 
Oder hatte die turbulente Nachkriegszeit tatsächlich führende deutsche 
Politiker schuldhaft verstrickt? Gibt es anzuerkennende Gründe dafür, 
daß die Kläger im Schmeisser-Prozess an einer Fortführung der Verhand- 
lung desinteressiert sein durften? Warum wurde die deutsche Öffentlich- 
keit nicht über die tatsächlichen Urheber des sogenannten Schmeisser- 
Falles aufgeklärt? 


Viele Fragen, deren Beantwortung die Bevölkerung mit Recht fordern 
kann. 

Ungeachtet aller optischen Randfeuer wurde deshalb ein Tatsachen- 
bericht geschrieben, dem authentisches Unterlagenmaterial zugrundeliegt. 

Der Bericht führt in das Dunkel einer politischen Verschwörung, 
. welche bereits in den ersten Nachkriegstagen begann und in ihrer Aus- 
weitung die Politik des Westens zum Nachteil beeinflußte. Er wird be- 
weisen, daß selbst routinierte Politiker in die Maschen eines dämonischen 
Systems geraten Können. 

Der Leser dieses Tatsachenberichtes wird unschwer erkennen können, 
daß der sogenannte „Fall Schmeisser“ nichts anderes ist als das Teil- 
ergebnis einer planmäßigen kommunistischen Untergrundarbeit seit 1945. 
Wie schon während des zweiten Weltkrieges die „Rote Kapelle“, so wurde 
auch deren Nachfolgeorganisation planmäßig vom kommunistischen 
„Apparat“ gesteuert, 


Nach wie vor ist dieser „Apparat“ mit seiner Agenten- und Spionage- 
organisation daran, Deutschland und darüber hinaus sämtliche nicht- 
kommunistischen Staaten zugunsten der sowjetischen Machtpolitik zu 
unterminieren. 

Hinter dem „Fall Schmeisser“ steht der Schatten der „Roten Kapelle“. 


Diese Erkenntnis verpflichtet, die Öffentlichkeit mit den echten Zu- 
sammenhängen und heute nachwirkenden Ursachen vertraut zu machen. 


Der Verfasser. 


Es begann im Jahre 1945 


22. Oktober 1945. 


Trümmer, Chaos, menschlicher und materieller Zerfall auf Schritt 
und Tritt, unsagbares Elend und Leid, Hunger und satte Sieger. Über 
allem der Triumph des Hasses und der niederen Rachsucht. Nährboden 
für alles Destruktive und Zersetzende: Nachkriegsdeutschland. 

In dieser giftigen Atmosphäre traten die Mitglieder der provisorischen 
bayerischen Staatsregierung zu ihrer ersten Kabinettssitzung zusammen, 
um ein schwieriges Problem zu lösen. Stand man doch vor der heiklen 
Aufgabe, ein Gesetz und ein Ministerium für die „Befreiung vom National- 
sozialismus und Militarismus“ zu schaffen. 

Keine der bürgerlichen Parteien wollte recht an diese Sache heran 
und schon garnicht den unpopulären Posten eines „Sonder-Ministers“ 
besetzen. Denn es war offenkundig, daß an einem solchen Gesetz und an 
seiner Durchführung niemand mehr interessiert sein konnte als die 
Kommunisten. Letztere schienen für die Behandlung von „Befreiungs“- 
Fragen geradezu prädestiniert zu sein. Politisch geschult, zentral geführt 
und von den Siegern als Avantgardisten und Träger des Widerstandes 
gegen das Nazi-Regime bestätigt, zählten sie zu den Säulen einer neuen 
demokratischen Ordnung. Daß die sogenannte „Entnazifizierung“ den 
Westalliierten von der KPdSU als Kuckucksei unterschoben worden war, 
kam damals noch niemandem in den Sinn. Jedenfalls keinem Nicht- 
kommunisten. Denn in den KP-Zentralen Westeuropas wußte man nur 
zu gut, daß es sich um eine kommunistische „Säuberungsaktion“ handeln 
“sollte. Eine Aktion, die es ermöglichte, auf absolut legalem Wege Ver- 
trauensleute in sämtliche Institutionen des öffentlichen Lebens einzu- 
‚bauen und jeden Gegner mühelos auszuschalten. 

Und weil man im bürgerlichen Lager diese Realität nicht erkennen 
konnte, wurde in Bayern der kommunistische Spitzenfunktionär Heinrich 
Schmitt „Staatsminister für Sonderaufgaben“. 

Befriedigt verbuchte die KPD diesen Erfolg. 


Bald hatte Schmitt sein Ministerium beisammen. 


Der KP-Funktionär Max Holy wechselte seinen Beruf und avancierte 
vom Handwerker zum Ministerialrat. Als Verantwortlicher für den Auf- 
bau der Spruchkammern in Bayern hatte er in den Kreisstädten geeignete 
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Personen für die Amtstätigkeit als „Öffentliche Kläger“ und „Spruch- 
kammer-Vorsitzende“ zu gewinnen und diese dann zu beaufsichtigen. 
Er überwachte die Rechtssprechung der Spruchkammern und zeichnete 
für den gesamten Ermittlerstab in Bayern verantwortlich. 


Es lag auf der Hand, daß Max Holy als lınientreuer Funktionär seine 
Tätigkeit im Interesse der Kommunistischen Partei ausübte und seine 
Helfer auch in diesem Sinne auswählte. 

Viel akzentuierter als Holy beherrschte im Sonderministerium der 
Ministerialrat Dr. Jürgen Ziebell das Feld. Als einziger Volljurist dieses 
immerhin juristischen Fachministeriums führte er verantwortlich die 
Rechtsabteilung. 

Da Minister Schmitt und sein Staatssekretär Höltermann fachlich 
keine Vorbildung besaßen, mußte Ziebell in allen Rechtsfragen entschei- 
den. Er bekam volle Handlungsfreiheit und verstand, diese auch zu 
nützen. Eine solche Position war Gold wert. 

Ziebell war im Ministerium in der Münchener Prinzregentenstraße 48 
einfach unentbehrlich. Er konnte beruhigt aus seinen Amtsräumen im 
vierten Stock durchs Fenster blicken und feststellen, daß München zu 
SEINER Hauptstadt geworden war. Lagen doch Tausende Schicksale in 
seiner Hand. Ein Federstrich, ein Telefonat genügte, und über Wohl und 
Wehe eines verschüchterten Bürgers in Stadt oder Land war entschieden. 
Und nicht nur der Bürger, auch der Staat mußte sich letzten Endes ihm, 
Ziebell, beugen. Er war es, der Gesetzesentwürfe fertigie, Rechtsfälle 
entschied, ministerielle Anordnungen eigenmächtig protokollierte und mit 
Rechtsuchenden verhandelte. Der Staatsminister mußte unterschreiben, 
was ihm vom Fachmann vorgelegt wurde, und seine Entscheidungen 
konnte niemand anders beeinflussen als die Kommunistische Partei und 
— Ziebell. 

Das Fehlen qualifizierter Juristen in den Spitzenpositionen dieses 
Sonderministeriums ließ den Ministerialrat zwangsläufig zum ungekrön- 
ten König werden. 

Den Amerikanern blieben die Zustände im Sonderministerium keines- 
wegs lange verborgen. Als verantwortliche und oberste Kontrollbehörde 
für die „Entnazifizierung“ konnten sie es nicht übersehen, daß in den 
Spruchkammern und Dienststellen des Sonderministeriums überwiegend 
Kommunisten eingebaut worden waren und es deren Aufgabe war, Miß- 
liebige auszuschalten und staatliche Schlüsselpositionen sowie kommunale 
Verwaltungen mit ihren Genossen zu durchsetzen. 

Eines Tages meldete die US-Militärregierung für Bayern dem per- 
sönlichen Berater für Entnazifizierungsfragen im Stabe des Generals Clay 
in Berlin, Prof. Dr. Dorn, ihre Erkenntnisse und Bedenken hinsichtlich 
der Vorgänge im bayerischen Sonderministerium. 
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Es dauerte auch nicht lange, und das CIC-Hauptquartier in Oberursel/ 
Hessen wurde beauftragt, das bayerische Sonderministerium zu über- 
prüfen und notfalls zu säubern. 

Dem Ministerialrat Max Holy war inzwischen ein nicht wieder gut- 
zumachender Fehler unterlaufen. Er hatte verabsäumt, die für die Leitung 
der Ermittlung vorgesehene Regierungsrat-Planstelle im Sonderministe- 
rium rechtzeitig zu besetzen. 

Diese „Unterlassungssünde“ sollte in der Folgezeit nicht nur dem 
KP-Ministerium Schmitt zum Verhängnis werden, sondern auch dazu 
führen, die sorgsam ausgearbeitelen Pläne der Kommunisten scheitern 
zu lassen. 

Die Amerikaner erkannten und nützten das Loch, welches ihnen Max 
Holy offengelassen hatte. 

Sie griffen auf einen Mann zurück, den sie als einwandfreien Anti- 
kommunisten überprüft hatten und der durch seine vergangene Inhaf- 
tierung im KZ-Buchenwald die Bedingungen des kommunistischen 
Sonderministeriums erfüllte. 


Mitte Februar 1946 stellte sich bei den Allgewaltigen für Sonderauf- 
gaben, Schmitt und Holy, ein Mann vor, den seine Freunde Clemens nann- 
ten. Er war mit den besten Empfehlungen ausgestattet, und seine Aus- 
weispapiere hielten der kritischen Prüfung geschulter Kommunisten- 
augen stand. 


Clemens überzeugte. Man wies ihn an, sich bei der kommunistischen 
Landesleitung in der Münchener Widenmayerstraße zu melden. 


Dort war man bereits durch das Sonderministerium unterrichtet 
worden. Clemens wurde eingehendst über seine KZ-Zeit in Buchenwald 
vernommen, doch man schenkte ihm erst vollen Glauben, als KP-Funk- 
tionäre seine Aussagen bestätigten. 


Die KP-Landesleitung erteilte ihre Genehmigung zur Einstellung des 
neuen Mannes als Regierungsrat. 


Den Amerikanern war der Einbruch in das Sonderministerium ge- 
glückt. 


Schon nach kurzer Amtstätigkeit bekam Regierungsrat Clemens Ein- 
blick in den Aufbau eines wohlorganisierten kommunistischen Agenten- 
Netzes in Bayern, das sich zu dieser Zeit bereits wie ein Spinngewebe 
über das gesamte Bundesgebiet auszudehnen begann. 


Seine Kontrolltätigkeit eröffnete ihm einen weiten Überblick über 
Arbeitsweise und personelle Zusammensetzung der Spruchkammern, die 
zum Großteil mit mehr oder weniger drastischen Maßnahmen zum Nach- 
teil der öffentlichen Dienststellen und der Bevölkerung arbeiteten. 

Als Leiter der Exekutive war Clemens gezwungen, mit dem Leiter 
der Rechtsabteilung im Sonderministerium, Dr. Jürgen Ziebell, zu- 
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sammenzuarbeiten. Die Eigenart der Dienststellenbefugnisse brachte es 
mit sich, daß Ziebell in seiner Funktion auf die Unterstützung durch den 
neuen Regierungrat angewiesen war. 

Dieser Umstand brachte es mit sich, daß Clemens auch in Ziebells 
Privatwohnung eingeladen wurde. 


Der Allmächtige von München 


Ziebell residierte in München als ein Mann, der von sich sagen 
konnte, die Geschicke des Staates und die Schicksale der Bevölkerung 
entscheidend zu beeinflussen. Bei den damals mit deutschen Verhältnissen 
in keiner Weise vertrauten Amerikanern persona grata, konnte sich Dr. 
Jürgen Ziebell rühmen, ein mächtiger Mann zu sein. 

Im November 1945 Ministerialrat und Leiter der Rechtsabteilung im 
bayerischen Sonderministerium für Entnazifizierung geworden, wußte 
Ziebell nur zu gut, was er seiner Stellung als einziger Volljurist eines 
juristischen Fachministeriums schuldig war. Bei Kriegsende im Mai als 
einfacher Landser in Rosenheim hängengeblieben, sah er seinen Aufstieg 
vom Arbeitsuchenden zum einflußreichen Beamten als zufriedenstellend 
an. 

Mit allen Vollmachten ausgestattet — waren sie nicht vorhanden, 
fanden sich genügend andere Wege für eine Legalisierung —, konnte 
man sich auch manches leisten. Als angebliches „Opfer des Faschismus“ 
und Freund einflußreicher Persönlichkeiten — nicht umsonst zählte 
Ziebell auch Dr. Josef Müller (im Volksmund „Ochsensepp“ genannt) und 
den allgewaltigen Auerbach (Staatskommissar für rassisch, religiös und 
politisch Verfolgte), zu seinen Freunden — genoß man schließlich Rechte, 
die nicht jeder hatte. Ziebell machte davon reichlich Gebrauch. 

Kaum hatte er sich in München und innerhalb der neuen Ära ein- 
gelebt, als er sich auch schon kurzerhand eine repräsentative Villa in 
München-Geiselgasteig, Robert-Koch-Straße 7, beschlagnahmte. Daß er 
hier aus eigener Machtvollkommenheit handelte, störte Ziebell wenig. 
Für ihn genügte der Umstand, eine hochherrschaftliche Residenz sein 
eigen zu nennen. Und hochherrschaftlich gedachte er, sein weiteres Leben 
in der Domäne München zu führen. 

Mit Eifer ging er daran, das schloßähnliche Gebäude — ein fürst- 
licher Emigrant aus Rußland hatte es unmittelbar nach der Oktober- 
Revolution 1917 erbauen lassen — in ein echtes Schloß mit allem Komfort 
zu verwandeln, 

Umsichtig und mit viel Geschmack wählte er sich die Zutaten für eine 
fürstliche Ausstattung seines Hauses. Mittels seiner autoritären Befug- 
nisse war es ihm ein Leichtes, sich Beamte von Linderhof gefügig zu 


8 


machen und sich das Beste an Mobiliar und Zierstücken von der Schloß- 
verwaltung Linderhof zur Verfügung stellen zu lassen. Eine bessere 
Quelle konnte in Bayern kaum erschlossen werden. Im Rokokostil 
zwischen 1870—78 erbaut, diente das Prachtschloß Linderhof einstmals 
dem König Ludwig II. von Bayern als Lieblingsaufenthalt. Die ver- 
schwenderische Innenausstattung mit Möbeln aus kostbarsten Hölzern 
schien direkt für eine Benutzung durch Ziebell geschaffen zu sein. 

Wer damals Gelegenheit hatte, der Familie Ziebell einen Besuch ab- 
zustatten, wurde unwillkürlich von der mit den gewohnten Trümmer- 
verhältnissen in stärkstem Kontrast stehenden Atmosphäre im Hause 
Ziebell gewaltig beeindruckt. Die Gemächer strahlten Wohlhabenheit und 
erlesene Gediegenheit aus. Fast sah man sich beim Anblick der gebotenen 
Repräsentation aus dem Zeitalter der brettervernagelten Fenster und 
Wohnkeller in eine märchenhaft anmutende, längst versunkene Epoche 
versetzt. 

An den mit Seidentapeten ausgeschlagenen Wänden hingen wunder- 
bare Gobelins und Ölgemälde alter Meister. Stühle und Armsessel luden 
den Beschauer auf Seidendamast zum Sitzen ein. Die Bewunderung und 
Ehrfurcht des Besuchers kannten keine Grenzen mehr, wenn die herein- 
rauschende Frau Ziebell, offenherzig ihr Dekolletee zur Schau tragend, 
mit einer Bewegung von Welt darauf aufmerksam machte, daß auf einem 
der Stühle schon der Alte Fritz gesessen habe. 

Seltene Ziergegenstände aus Silber und Gold, kunstvolle Vasen am 
Rande schwerer Teppiche und die Vielgestalt reicher und künstlerischer 
Ausstattung verwirrten den Normalverbraucher aus den Jahren 1946/47 
vollends, und er glaubte sich bei einem Gekrönten im Märchenland. 

Inmitten dieser Pracht bewegte sich selbstsicher und elegant der 
Ministerialrat Dr. Jürgen Ziebell. Wer ihn nicht kannte, konnte in ihm 
nichts anderes vermuten, als einen Grandseigneur, der in keine andere 
Umgebung zu denken war. Ä 

Der Ministerialrat wußte sich zu geben. Er paßte sich dem neuen 
Rahmen gleich einem guten Schauspieler an. 

Mitte der Vierzig, mittelgroß und schlank, mit seinem dunklen Haar 
und braunen Taint fast den Typ eines Italieners verkörpernd, wirkte 
er in Aussehen und Gehaben wie ein Diplomat alter Schule. 

Stets in dunklen Anzügen von der Hand bester Maß-Schneider, trat 
er, wo immer er sich auch sehen ließ, als ein achtunggebietender, seriöser 
Mann auf. 


Wohl niemand wäre damals auf den Gedanken gekommen, daß eben 
derselbe Ziebell bis 1940 Rechtsanwalt beim Kammergericht in Berlin 
gewesen war und diese Beschäftigung nur deshalb hatte aufgeben müssen, 
weil er dort wegen Hehlerei mit einem Jahr und drei Monaten Gefängnis 
bestraft worden war. 


Ziebell jedenfalls befand sich in München in guter Gesellschaft. Und 
es durfte sich niemand wundern, wenn eine Persönlichkeit wie der Treu- 
händer des „Kräutergartens Dachau“ und einflußreiche Handelsmann, 
Direktor Anton Karl, seinen Ehrgeiz darin sah, Ziebells Schloßgarien in 
Ordnung halien zu lassen. 

Die Freundschaftsbande zwischen Direktor Karl und Ziebell waren 
noch nicht alt. Erst in den Zusammenbruchstagen hatte man sich als 
Leidensgenossen gefunden. Es ergaben sich aber bald viele Gemeinsam- 
keiten, und Ziebell wußte die wertvollen Verbindungen des Direktors zu 
schätzen. 

Anton Karl war einst wie jetzt ein großer Mann. Nicht umsonst 
hatte er während des Dritten Reiches beste Beziehungen zu hohen Per- 
sönlichkeiten in Partei und Staat gepflogen und Riesengeschäfte gemacht. 
Der Chef des Führerbegleitschutzes, Hans Rattenhuber, war sein Trau- 
zeuge geworden und hatte den gleichen Dienst von Karl angenommen. 
Damit war Karls Bedeutung damals beträchtlich gestiegen, und inner- 
halb der Reichskanzlei hatte sich eine Gruppe gebildet, die sich nach ihm 
als „Karolinen“ bezeichnete. Schließlich hatte er es nur der Ungunst oder 
— wie sich später glücklicherweise herausstellte — der Gunst des Schick- 
sals zu verdanken, daß ihn höchste Gönner nicht mehr zu schützen ver- 
mochten. 

Seine Unersättlichkeit war langsam aufgefallen. Und als er die Ent- 
würfe für die Adolf-Hitler-Siedlung in Mannheim vorgelegt hatte, 
wurden die Aufträge anderen erteilt. 

Es hatte sich nämlich herausgestellt, daß Karl seinen Gewinn zu 
hoch geschraubt hatte. Als dann im Zuge der Untersuchung Karls Ge- 
schäftsgebaren offenkundig geworden war, wurde er für die Prominenz 
des Dritten Reiches untragbar und kam in das KZ Dachau. 

Zu seinem Glück. Denn das Jahr 1945 lag nicht mehr fern. 

Die vielseitigen Verbindungen des vielseitigen Direktors aber blieben 
über KZ-Haft und Zusammenbruch hinaus bestehen. Es war klar, daß 
er sie nicht brach liegen ließ. 

Auch Karl wußte andererseits, wen er in Ziebell zum Freunde hatte. 

Die Machtstellung des Ministerialrates festigte sich von Tag zu Tag. 
Als Leiter der Rechtsabteilung und Verantwortlicher für die Auslegung 
des Entnazifizierungsgesetzes in Bayern war er bald unumschränkter 
Herr im Sonderministerium. Als juristischer Berater des Ministers fand 
Ziebell die volle Unterstützung durch die KPD, und Schmitt wurde 
zwangsläufig in die Rolle eines ausführenden Organs mit Ministertitel 
gedrängt. 

Nicht der Minister, sondern Ziebell verhandelte im „Interesse Bayerns“ 
mit dem ehemaligen Rechtsanwalt aus Berlin und nun als Rechtsvertreter 
des stellvertretenden US-Militärbefehlshabers, Generalleutnant Lucius 


10 


D. Clay, fungierenden Papieramerikaner, Dr. Oppenheimer, in Stuttgart 
am round table über die Maßnahmen nach dem Entnazifizierungsgesetz 
für die gesamte amerikanische Besatzungszone. 

Ziebell war der wahre Sonderminister. 

Damit nicht genug. Die Macht mußte erweitert werden. 

Ziebell knüpfte enge Beziehungen nach allen Seiten, und war bei 
der Hocharistokratie ebenso gern gesehen wie in Industriekreisen. 

So kam mancher brave Mann in ein Abhängigkeitsverhältnis zu 
Ziebell. Der Ministerialrat arbeitete mit Zuckerbrot und Peitsche, je nach 
Zweckmäßigkeit. 

Ziebell verschmählte keine Möglichkeit, wenn es galt, ergiebige Fäden 
zu spinnen. Deshalb zeigte er sich auch stets als hilfsbereiter Beamter, 
wenn hohe und höchste Persönlichkeiten der ehemaligen deutschen Wehr- 
macht und der SS zu ihm kamen. Die Besucher schenkten dem freund- 
lichen Mann ihr Vertrauen, und gar manchen Freund gewann sich Ziebell 
in jenen seltsamen Tagen. 

Er wußte, wie unbeständig Fortuna war. Dem Wandel der Zeit mußte 
Rechnung getragen werden. 

Als sich der Ministerialrat Dr. Jürgen Ziebell seiner allgemein guten 
Beziehungen zu politischen und industriellen Kreisen sicher glaubte, baute 
er zur Sicherung seiner Monopol-Stellung vor. 

Rechtzeitig hatte er erkannt, daß mit der Möglichkeit einer Um- 
besetzung des Sonderminister-Postens zu rechnen war. 


Der Bürgermeister von Bad Wiessec 


Regierungsrat Clemens fuhr mit seinem kleinen Ford/Eifel-Zwei- 
sitzer kreuz und quer durch Bayern. Es war keine Kleinigkeit, die Spruch- 
kammern unter Kontrolle zu halten und den Ermittlern auf die Finger 
zu sehen. Das Ausmaß des allgmeinen Übelstandes war zu groß. 


Clemens‘ besondere Sorge galt dem schönen Tegernseer Tal. Dort 
übte die Kommune ihre Herrschaft aus und terrorisierte ungehindert die 
Bevölkerung. Niemand wagte es, dagegen aufzutreten. 

Nur der 2. Bürgermeister von Bad-Wiessee, ein ehemaliger Lehrer 
und alter Sozialdemokrat, fand den Mut, gegen den Strom zu schwimmen. 

Er hieß Paul Schmidt. 

Mit Geschick und verbissener Energie war er darangegangen, die 
Kommunisten nach und nach auszuschalten und in ihre Grenzen zu ver- 
weisen. Ein Beginnen, das zur damaligen Zeit nicht ungefährlich war. 

So brauchte auch Schmidt nicht allzu lange warten, bis er die All- 
macht der KPD zu spüren bekam. Die Kommunisten revanchierten sich 
auf ihre Art. 
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Paul Schmidt wurde wegen Stapelung gehamsterter Lebensmittel und 
Tabakwaren angezeigt und verhaftet. 

Wohl erwies sich die Anzeige nach gründlicher Untersuchung durch 
die Amerikaner als völlig unbegründet. Aber diese Feststellung änderte 
nichts an der Lage des Inhaftierten. 

Paul Schmidt blieb weiter in Untersuchungshaft und sollte erst viel 
später rehabilitiert werden. 

Ein gewisser Rolf Holy, Bruder des bekannten KP-Spitzenfunktionärs 
und Ministerialrates im Sonderministerium, Max Holy, wußte die Haft- 
entlassung Schmidts im Interesse der KPD zu verhindern. 

Holys Wort galt etwas. Er war immerhin Chef-Investigator bei dem 
amerikanischen Kommandanten für das Tegernseer Tal, Lt. Col. Kelly. 

Die Kommunisten hatten leichtes Spiel. 

Es war unmöglich, eine Überprüfung des Falles Schmidt einzuleiten. 
Die Akten waren ständig zwischen München und der Kreisstadt Miesbach 
unterwegs. 

Forderte eine Dienststelle in München den Akt Schmidt an, lagen 
die Papiere in Miesbach. Sollten die Unterlagen in Miesbach zur Vorlage 
kommen, bearbeitete man sie gerade in München. Daß die Brüder Holy 
für die Vorenthaltung der Akten einen eigenen Krad-Fahrer eingesetzt 
hatten, erfuhr man erst später. 

Das ging so lange, bis eines Tages der Regierungsrat Clemens zum 
Chef des CIC für das Tegernseer Tal, Captain Kellman, beordert wurde. 

Der gebürtige Skandinavier — ein überzeugter Antikommunist -— 
unterrichtete den Regierungsrat über die untragbaren Zustände im 
Tegernseer Tal und äußerte seine Erbitterung über das Verhalten des 
Chefs der Militärregierung in Miesbach, der die Kommunisten in jeder 
Weise unterstützte. 

Kellman erzählte dem Regierungsrat auch vom Fall Schmidt. Clemens 
versprach, in dieser Sache sein Möglichstes zu tun. 

Seine unverzüglichen Maßnahmen hatten auch Erfolg. Die Pläne des 
Chef-Investigators Holy wurden durchkreuzt, und Schmidt kam nun, 
nach einem halben Jahr Untersuchungshaft, frei. 

Immerhin hatten die Kommunisten durch diesen Streich Schmidts 
Kandidatur für die SPD während der ersten Bürgermeister-Wahl in Bad 
Wiessee verhindert. 


Ein Mann namens Schmeisser 
Im bayerischen Sonderministerium hatte ein junger, unscheinbarer 
Mann wegen seines merkwürdigen Verhaltens die Aufmerksamkeit des 


Regierungsrates Clemens erregt. 
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Er nannte sich Hans-Konrad Schmeisser, fiel durch eine dicke Horn- 
brille auf, und man wußte nie, ob er hinter seiner Schlaksigkeit eine an- 
geborene Verlegenheit oder ein schlechtes Gewissen verbergen wollte. 

Niemand hatte den jungen Mann je zuvor gesehen. Und niemand 
wußte, woher er kam. 

Mißtrauisch beobachtete Regierungsrat Clemens, ein geschulter Kri- 
minalist, den dunkelhaarigen Jüngling, der so plötzlich in die Rechts- 
abteilung des Sonderministeriums als Beamter eingestellt worden war 
und als Vertrauter des Ministers Schmitt galt. 

Auch Captain Drake vom Intelligence Branch wurde stutzig, als er 
den von Schmeisser ausgefüllten Großen Fragebogen studierte. Ver- 
schiedene Angaben schienen ihm verdächtig, und er tat gut daran, den 
Fragebogen überprüfen zu lassen. 

Mit dieser Überprüfung wurde der Regierungsrat Clemens betraut. 
Eın Auftrag, der diesem gerade recht kam. 

Die angestellten Recherchen ergaben folgendes Bild: 

Hans-Konrad Schmeisser, am 24. 11. 1919 in Dortmund geboren, kam 
aus guten Verhältnissen. Sein Vater, einst Landgerichtspräsident in 
Stettin, hatte für eine gediegene Ausbildung gesorgt. Schmeisser jr. be- 
suchte mit Erfolg das König-Wilhelm-Gymnasium in Stettin und bestand 
1938 die Reifeprüfung. Als hoffnungsvoller Medizinstudent in Berlin 
wurde er 1939 erst zum Reichsarbeitsdienst und später zum Reiterregiment 
5 in Stolp/Pommern eingezogen. 1941 von der Wehrmacht beurlaubt, wid- 
mete er sich fortan dem Rechts-Studium. 

War bisher alles in geregelten Bahnen gelaufen, so sollte der Aufent- 
halt in der Universitätsstadt Würzburg Schmeissers zukünftigen Weg 
entscheidend beeinflussen. 

Er bekam Kontakt zu drei bulgarischen Juristen, die sich von ihm 
ihre Arbeiten sprachlich korrigieren ließen. Diese Bekanntschaft wurde 
ihm erst viel später zum Verhängnis. 


Schmeisser verstand sich glänzend mit seinen neuen Freunden, Iwan 
Woinow, Nicolai Beloweschdoff und Neboleff. Durch sie wurde er mit 


Dr. Masloh, dem wissenschaftlichen Assistenten im Volksrechts-Seminar 
bei Professor Wolgast, bekannt. 


» 


Damit war der junge Student unversehens in den Kreis der von Prof. 
Wolgast gegründeten Widerstandsgruppe geraten, aus der er sich nicht 
mehr zu lösen vermochte. 


Erst nach dem großen Brand Würzburgs im Februar 1945 verließ 
Schmeisser die Stadt und kehrte zu seinem Stammtruppenteil zurück. 


Die große Katastrophe zeichnete sich bereits ab. 


Schmeisser geriet als Oberfähnrich in Gefangenschaft und wurde von 
den Briten interniert. 
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Wieder auf freiem Fuß, konnte er nicht widerstehen, sein Quartier 
ncuerlich in der Umgebung von Würzburg zu suchen. Er fand es unweit 
der Stadt in Völkertsheim. 

Dort stieß er auf den kommunistischen Funktionär und Würzburger 
Staatskommissar für politische Befreiung, Förtsch. 

Förtsch fand Gefallen an. dem jungen Widerstandskämpfer und ver- 
sprach, sich für ihn zu verwenden. 

Der KP-Funktionär hielt Wort, und Schmeisser bekam Verbindung 
zur KPD-Landesleitung in München und zu Sonderminister Heinrich 
Schmitt. Es dauerte auch nicht lange, bis eine Verwendungsmöglichkeit 
gefunden war. 

Voller Unbehagen hatten die Kommunisten die Tatsache vermerkt, daß 
die Amerikaner im Februar 1946 einen Nichtkommunisten in ihr schönes 
Sonderministerium einschleusen konnten. Dieses Minus mußte ausge- 
glichen werden. 

Schmeisser kam ihnen gerade recht. 

Er bekam den Auftrag, als Vertrauensmann der KPD nach München 
zu gehen und im Sonderministerium den Regierungsrat Clemens zu über- 
wachen. Gleichzeitig sollte er die Tätigkeit des Ministerialrates Ziebell 
kontrollieren. 

Auf Weisung seiner Partei stellte Minister Schmitt den nunmehrigen 
KP-Agenten Schmeisser in der Rechtsabteilung des Sonderministeriums 
ein. 

Hans-Konrad Schmeissers Existenz war vorerst gesichert. 


Krach im Sonderministerium 


Die Kommunisten wußten, was sie wollten. Sie arbeiteten planmäßig 
und intensiv. 

Im Mai 1946 war es dem Ministerialrat Max Holy gelungen, sechs 
von ihm ausgewählte Ermittler des amerikanischen „Special Branch“ in 
das Sonderministerium herüberzuziehen, Unter diesen sechs Vertrauens- 
personen befand sich auch der Bruder des Ministerialrates, der Chief- 
Investigator (Chef-Ermittler) Rolf Holy. 

Er wurde als Oberregierungsrat eingestellt und übernahm die Ab- 
teilung „Fahndung für politische Groß-Fälle“. 

Mißvergnügt mußte Regierungsrat Clemens zusehen, wie ihm ein 
alter Kommunist als direkter Vorgesetzter vor die Nase gesetzt wurde. 
Es sollte aber noch schlimmer kommen. 

Rolf Holy erweiterte seinen Stab in kurzer Zeit auf zwölf Ermittler, 
von denen allein zehn der KPD angehörten oder mit ihr in direkter Ver- 
bindung standen. 
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Eine rücksichtslose Zentralisierung nach kommunistischem Muster 
brachte die gesamte Exekutivgewalt auf diesem Sektor in Bayern in die 
Hände der Gebrüder Holy. 

In dem eifrigen Bestreben, ihre einmal gewonnenen Machtpositionen 
zu erweitern, übersah es die Vormänner der KPD, daß sie den Bogen 
überspannten. 

Die Panne trat ein. 

Die Amerikaner hatten von den neuen Maßnahmen im Sonder- 
ministerium Wind bekommen und reagierten entsprechend. 

Auf Befehl der amerikanischen Militärregierung in Bayern mußte 
Minister Schmitt seinen Parteigenossen und engsten Mitarbeiter, Max 
Holy, sowie dessen „parteilos“ firmierten Bruder Rolf mit folgender 
Weisung entlassen: 

„Die Gebrüder Holy haben binnen zwei Stunden ihre Diensträume zu 
verlassen und dürfen in Zukunft das Sonderministerium nicht mehr be- 
treten!“ 

Entsetzt unterschrieb Heinrich Schmitt die Entlassung. 

Das war auch sein Ende. Es kam schneller, als er dachte. 

Durch die plötzliche Entlassung der beiden Schlüsselfiguren Holy aus 
dem Sonderministerium entglitt den Kommunisten ein wichtiger Amtsbe- 
reich. Sie verloren die Kontrolle, und schon passierte das zweite Unglück. 

Im Rücklauf gelangte ein „Großer Fragebogen“ in die Hände des 
Regierungsrates Clemens. 

Der beigeheftete Zettel trug den Vermerk der KPD-Landesleitung 
„Ermittlungen wurden abgeschlossen. Keine Bedenken“. 

Es war klar, daß dieser Vermerk nur für die kommunistische Ver- 
trauensperson bestimmt war, die den Fragebogen vom Sonderministerium 
an den „Special Branch“ weiterleiten sollte. 

Clemens legte Fragebogen und Zettel dem Cpt. Drake in der Intelli- 
gence Section der US-Militärregierung/Bayern vor. 

Das war den Amerikanern zu viel. Sie ließen sich schließlich nicht 
von der KPD vorschreiben, wen sie einstellen durften und wen nicht. 
Denn letzten Endes kam es bei den „Großen Fragebogen“ darauf an. 

Die Amerikaner machten kurzen Prozef3 und entließen den Minister 
Heinrich Schmitt als untragbar. Freilich hieß es offiziell, der Sonder- 
minister habe demissioniert. 

Die KPD mußte in ihren Annalen einen schwarzen Tag verzeichnen. 


Vergebliche Intrigen 


Nach der Entfernung Schmitts aus dem Amt übernahm der damalige 
Staatssekretär in der Bayerischen Staatskanzlei, Dr. Anton Pfeiffer 
(Christlich-Soziale Union), den Posten des Sonderministers. Mit ihm zogen 
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die Beamten des Bayerischen Justizministeriums in das Sondermini- 
sterium ein. 

Hatte der Ministerialrat Dr. Jürgen Ziebell schon die bisherige Ent- 
wicklung mit Unbehagen verfolgt, so mußte er jetzt erkennen, dal die 
schönen Tage von Aranchuez vorüber waren. 

Dr. Pfeiffer war kein Heinrich Schmitt. 

Für die Verhandlungen beim Länderrat wurde ein alter Jurist des 
Justizministeriums abgestellt. Mit Prof. Dr. Dorn verhandelte der Minister 
mit Hilfe seines juristischen Beraters, Dr. Erch, persönlich. Und der neu- 
gebildete Kassationshof im Verein mit den vielen Juristen brach das 
Monopol des einzigen Volljuristen im Amt. 

Ziebell mußte sich auf die Aufgabe beschränken, die Verbindung 
zwischen dem Sonderministerium und der Militärregierung in Bayerr 
aufrechtzuerhalten. 

Seine Machtposition war dahin. 

Ein Unglück kommt selten allein. Die KPD war auf ein Intrigenspiel 
ihres Günstlings aufmerksam geworden. 

Um die Erhaltung seiner vergangenen Monopolstellung besorst, hatte 
Ziebell versucht, bei den Amerikanern für sich Freunde zu gewinnen. 
Es war ihm dabei nicht darauf angekommen, sein Wissen um die Stellen- 
besetzung im Sonderministerium und bei den Spruchkammern preiszu- 
geben. Alles auf eine Karte setzend, hatte er sich nicht gescheut, auch 
einige seiner kommunistischen Freunde zu opfern. Offenbar hatte er 
geglaubt, dadurch seine Unentbehrlichkeit im Sonderministerium nach- 
weisen zu können. 

«: Das war den Kommunisten zu viel. 

Aus dem Tresor der KPD in Berlin wurde ein Dossier über Ziebell 
hervorgeholt. 

Es wurden interessante Dinge bekannt. 

Dem Dossier zufolge hatte Dr. Ziebell während des Dritten Reiches 
in Berlin nahe der Tauentzienstraße ein kleine Anwaltspraxis unterhalten 
und war in keiner Weise als politisch Verfolgter anzusprechen. Die Straf- 
anzeigen gegen ihn und schließlich seine Verhaftung waren wegen 
Devisenvergehens erfolgt. 

Noch peinlicher wurde der Nachweis, daß sich Ziebell vor 1945 jede 
Unterstützung verfolgter Juden mit horrenden Summen vergüten ließ. 

Dieser Warnschuß der KPD war nicht ungefährlich. Trotzdem ver- 
blieb Ziebell im Amt. 

Mehr noch als die bedrohliche Aktion der Kommunisten ärgerte 
Ziebell die Erkenntnis, daß der neue Sonderminister ohne weiteres seine 
Kaltstellung zugelassen hatte. Diese Behandlung verzieh er Minister Dr. 
Pfeiffer nie. 

Ziebell gedachte, sich bei nächster Gelegenheit zu rächen. 
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Der kluge Konrad 


Auch für Schmeisser bedeutete der überraschende Sturz Schmitis 
Alarmstufe I. 

Seiner Hauptstütze im Sonderministerium beraubt, sah er sich in 
eine unangenehme Lage versetzt. - 

So klug er sich auch bisher getarnt hatte, er konnte nicht mehr ver- 
hindern, daß man mehr und mehr auf ihn aufmerksam wurde. Er fühlte 
sich durchschaut. 

Und als es zu Differenzen mit Ziebell kam, lenkte er bewußt ein. 
Er hütete sich auch, die von den Kommunisten befohlene Überwachung 
Ziebells genau zu nehmen. Der Ministerialrat war als Vorgesetzter in der 
Rechtsabteilung ernstlich zu respektieren, und es war gut, wenn man sich 
ihn warm hielt. 


Schmeisser trat merklich kurz. 


Seine neugierigen Inspektionswanderungen durch das Ministerium 
unterblieben bald gänzlich, Kaum, daß er sein Büro verließ. 


Er bemühte sich-sichtlich, die Rolle eines braven Beamten zu spielen. 
Es gelang ihm zwar nicht ganz, aber er erreichte jedenfalls, daß sich 
schon nach kurzer Zeit niemand mehr für ihn interessierte. 


Hans-Konrad Schmeisser wollte alles, nur nicht mehr auffallen. 


Dr. Jürgen Ziebell schafft es nicht mehr 


Im Jahre 1946 war es Herbst geworden. 

Die bayerischen Lizenz-Parteien rüsteten sich, die erste Landtags- 
wahl nach dem Kriege auszufechten. Bis zum 1. Januar 1947 mußte 
Bayern eine selbstgewählte Staatsregierung gebildet haben. So wollte es 
die Besatzungsmacht. 

Ziebell, wie auch seine Frau, sahen eine Chance. Voll Hoffnung 
stürzten sie sich in die Parteipolitik. Konnte es doch gelingen, allen Bös- 
willigen zum Trotz den Posten eines Ministers oder Staatssekretärs zu 
ergattern. 


Intrigen und Finten mußten helfen. So dachte der Ministerialrat und 
suchte den damaligen CSU-Landesvorsitzenden, Dr. Josef Müller, auf. 


Ziebell machte dem Parteimann plausibel, daß er ein altes SPD- 
Mitglied sei und hinter ihm die Gruppierung der Flüchtlinge stünde. Er 
versicherte Müller, daß er die Verhandlungen zwischen CSU, SPD und 
den Flüchtlingsgruppen zwecks Bildung einer Koalitionsregierung führen 
könne. Auf Grund seines Einflusses bei SPD und Flüchtlingen sei mit 
Bestimmheit damit zu rechnen, daß Dr. Müller Ministerpräsident von 
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Bayern würde. Der Landesausschuß der CSU müsse nur ein „kleines 
Entgegenkommen“ für seine, Ziebells, Wünsche zeigen. 

Müller glaubte Ziebell und machte ihn zum Sprecher der CSU für 
die Verhandlungen mit der SPD und den Flüchtlingen. 

In Wahrheit jedoch erwiesen sieh die Angaben Ziebells dem CSU- 
Landesvorsitzenden gegenüber als völlig aus der Luft gegriffen. 

So kam es, daß sich Dr. Müller einen Unterhändler gewählt hatte, 
welcher nicht nur keinen Einfluß bei den anderen Parteien besaß, sondern 
obendrein von diesen wegen inzwischen bekanntgewordener Intrigen 
abgelehnt wurde. 

Da Ziebell, alle Vorsicht außer Acht lassend, seine Aktionen vom 
Sonderministerium aus startete, konnte der Assessor Ringelmann, per- 
sönlicher Referent des Sonderministers Dr. Pfeiffer, genauestens über 
die Machenschaften des smarlen Ministerialrates Bericht erstatten. 

Staatsminister Pfeiffer holte zum Gegenschlag aus. 

Gegen Dr. Müller wurde wegen seiner Tätigkeit als Abwehroffizier 
des Dritten Reiches ein automatisches Entnazifizierungsverfahren eröffnet. 

Dr. Pfeiffers Rechnung, durch Einleitung dieses Verfahrens gleich- 
zeitig die gesamte Interessengruppe Dr. Müllers zu demaskieren, ging 
auch prompt auf. 


Ziebell, nervös geworden, brach aus seiner Reserve heraus und ver- 
suchte, die Entnazifizierung Müllers binnen fünf Tagen durchzupeitschen, 
indem er ein Schnellverfahren empfahl. 


Als Leiter der Rechtsabteilung ließ-er sich sogar dazu verleiten, in 
das sachliche Ermittlungsverfahren des Dezernates für politische Groß- 
fälle einzugreifen und den damaligen Generalankläger Dr. Dehler zu 
beeinflussen, das Verfahren gegen Dr. Müller einzustellen. 


Ziebell begründete seine Bemühungen mit dem Hinweis, daß es der 
Wunsch General Clays sei, Dr. Josef Müller als Ministerpräsident zu 
sehen. Er erinnerte daran, daß General Clay Dr. Müller auch in Berlin 
empfangen, diesem sein Flugzeug für die Rückreise zur Verfügung 
gestellt und sogar seinen Sonderzug Frankfurt-München für Dr. Müller 
in Bewegung gesetzt habe. 


Regierungsrat Clemens wurde angewiesen, diese Behauptung Ziebells 
zul überprüfen. Es stellte sich heraus, daß Ziebells Angaben in keiner 
Weise den Tatsachen entsprachen und General Clay in keiner Form eine 
Beeinflussung der bayerischen Wähler wünschte. 

Als Ziebell einsehen mußte, daß er so nicht weiterkam, versuchte er 
einen neuen Trick, um das Vorgehen gegen Dr. Müller zu stoppen. 


Er berief sich auf eine Äußerung des Kontroll-Offiziers für die Ent- 
nazifizierung, den amerikanischen Leutnant Hahn, wonach der General- 
ankläger im Falle Dr. Müller eine Sonderkammer bestellen, die Besetzung 
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der Kammer selbst bestimmen und binnen drei Tagen die Verhandlung 
anberaumen könne. 

Aber auch dieser letzte Versuch Ziebells zog nicht mehr. Für den 
seriösen Mann mit Silberschal und Homburg, den man im Sonderministe- 
rium „Bell“ nannte, kam eine böse Zeit. Bayerns Boden begann unter 
seinen Füßen zu brennen. Peinliche Dinge gelangten an die „unberufenen“ 
Ohren der Öffentlichkeit. 

Das Verfahren wegen passiver Bestechung sowie Aktenunterschlagung 
und nicht weniger die Unannehmlichkeiten aus den Aktiengeschäften mit 
der „Süddeuischen Holzverzuckerungs-AG.“ zerrten an den Nerven. 

Ziebells Sorgen wuchsen von Tag zu Tag. 

Doch der Ministerialrat war zähe. Noch einmal wollte er darangehen, 
zu retten, was zu retten war. Auf dem Spiel stand sein prachtvoller 
Wohnsitz in Geiselgasteig und nicht minder all sein Einfluß in Bayern. 

Gewiß, er hatte sich durch gute Geschäfte mit der Saar und Frank- 
reich die Möglichkeit für ein Ausweichen geschaffen. Aber, ob er anders- 
wo die schöne Zeit in Bayern entsprechend ersetzt bekam, war noch 
fraglıch. 

Die Ernennung des Landesvorsitzenden der WAV, Alfred Loritz, zum 
Sonderminister gab Ziebell neuen Auftrieb. 

Er bot seine ganze Geschicklichkeit und Verhandlungskunst auf, um 
mit Loritz „ins Geschäft zu kommen“ und mit dessen Hilfe seine ge- 
fährdete Position im Sonderministerium zu halten. 

Vergeblich. 

Ziebell hatte die Rührigkeit der KPD unterschätzt und damit sein 
Spiel in Bayern endgültig verloren. 

Während er Anfang 1947 mit Loritz um seinen wackeligen Posten 
kämpfte, warf die KPD so ausgiebiges Material auf den Tisch, daß gegen 
Ziebell ein Haftbefehl erlassen werden mußte. 


Jürgen Ziebell stand plötzlich allein. Auch seine besten Freunde 
konnten ihm nicht mehr helfen. 


Hessische Reminiszenzen 


Ziebell hatte von Paul Schmidt, dem betrogenen Ex-Bürgermeister 
von Bad Wiessee gehört. Im Herbst 1946 wurden die beiden durch einen 
Besuch Ziebells bekannt. Der Ministerialrat wollte den alten SPDler 
Schmidt für seine Pläne mit Dr. Müller einspannen. 

Trotz aller schönen Versprechungen für die Zukunft von Seiten 
Ziebells zeigte sich Paul Schmidt desinteressiert. 

Die Vorfälle in Bad Wiessee hatten dem Rheinländer Schmidt den 
Aufenthalt in Bayern vollends verleidet. 
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Er verwirklichte jetzt einen Gedanken, mit dem er in letzter Zeit 
oft gespielt hatte. 

Es zog ihn unwiderstehlich nach Hessen. 

Alte, gute Erinnerungen waren es, die hin bewogen, seine Zelte im 
Tegernseer Tal abzubrechen. 

Und alte, gute Freunde sorgten, daß ihr „Paulchen“ nicht unterging. 

In Hessen hatte der Name Paul Schmidt bei der Bevölkerung einmal 
einen guten Klang gehabt, und der Wirbel der Zeit hatte es nicht ver- 
mocht, diesen Namen auszulöschen. 

Einst hatte Schmidt in Höchst bei Frankfurt/M. als Oberlehrer ge- 
wirkt, und sein Ruf als guter Pädagoge war ebenso unvergessen wie sein 
Ansehen, das er sich vor 1933 als sozialdemokratischer Gemeinderat bei 
der Arbeiterschaft erworben hatte. 

Es war also kein Wunder, wenn der in Bayern so schmählich Behan- 
delte sich an seine Freunde in Hessen wandte. 

Der damalige hessische Ministerpräsident, Christian Stock, und der 
Landesvorsitzende der hessischen SPD, Willy Knothe, ließen den alten 
Parteifreund nicht im Stich. 

Paul Schmidt wurde politischer Berater des Ministerpräsidenten und 
zog in die hessische Staatskanzlei ein. Es war für ihn eine Ehrensache, 
daß er in Höchst, der Stadt der guten Erinnerungen, Quartier bezog. 
Zwei alte Lehrerinnen nahmen ihn auf und freuten sich, dem Kollegen 
aus alter Zeit helfen zu können. 

Mit Schwung und neuer Energie ging Schmidt an die Arbeit. Ein 
weites Arbeitsfeld öffnete sich ihm. 

Sein besonderes Augenmerk widmete er seinen politischen Feinden, 
den Kommunisten. 

Bald wurde die bisher unbehelligte KPD unruhig und verfolgte mit 
wachsendem Unbehagen die Aktivität Schmidts. 

Seine ersten Erfolge in der Bekämpfung kommunistischer Umtriebe 
verursachten empfindliche Rückschläge, die man bei der KP nicht mehr 
gewohnt war. Gegenmaßnahmen wurden getroffen. Die präzise ausge- 
bauten Untergrundverbindungen begannen zu spielen, und eine anonyme 
Einkreisung des unbequemen Mannes in der hessischen Staatskanzlei 
sollte für die Herstellung der alten Zustände sorgen. 

Urplötzlich stieß Paul Schmidt überall auf Widerstand. Selbst inner- 
halb der Staatsregierung wurden gegen ihn Kräfte mobil, die ihm schwer 
zu schaffen machten. Hier mußte er in dem damaligen Staatssekretär 
und späteren Professor an der Universität in Frankfurt, Brill, einen 
unversöhnlichen Gegner erkennen. Als er seinen Argwohn bestätigt sah, 
suchte er diesen Widersacher loszuwerden. 

Unschwer konnte Schmidt feststellen, daß Brill einen ehemaligen 
Obermeister als Fahrbereitschaftsleiter der hessischen Staatskanzlei ein- 
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gestellt hatte, der mehr als verdächtig erschien. Dieser Obermeister — 
ein Volksdeutscher, der slawische und arabische Sprachen sowie ein 
fließendes Französisch beherrschte — war während des Krieges in der 
Außenstelle der Wilhelm-Gustloff-Werke in Buchenwald als Aufseher 
für Häftlingsarbeiter eingesetzt gewesen. Sonderbarerweise war ihm beim 
Einmarsch der Roten Armee in Weimar nichts geschehen. Im Gegenteil. 
Der Obermeister war ein freier Mann geblieben. Und als solcher folgte 
er dem Ruf des ehemaligen Häftlings aus Buchenwald, Brill, nach 
Wiesbaden. 

Was dann in der Fahrbereitschaft geschah, war merkwürdig genug. 

Laufend trafen Fahrzeuge aus der Sowjetzone ein, wurden in der 
Fahrbereitschaft abgefertigt, repariert und aufgetankt. Mit der Ostzone 
entwickelte sich ein reger Verkehr, dessen Zweck nicht greiflich zu er- 
kennen war. 

Schmidt stellte den Staatssekretär Brill wegen dieser Vorgänge zur 
Rede, mußte sich aber belehren lassen, daß der amerikanische Captain 
Siggy Hoechster davon orientiert und:alles in bester Ordnung sei, 

Siggy Hoechster? Das war Wasser auf die Mühlen Schmidts. 

Dieser „Konjunktur-Amerikaner“ war bei der SPD so übel an- 
geschrieben, daß er für Brill keine Deckung darstellen konnte. Zwar 
hatte sich Hoechster 1933 von den Sozialdemokraten finanziell unter- 
stützen lassen, um nach der Schweiz und weiter nach England emigrieren 
zu können; aber als er 1945 in seinem Heimatland Hessen in der Uniform 
eines CIC-Captains aufgetaucht war, wußte er seinen ehemaligen Freun- 
den wenig Dank dafür. Mit herausfordernder Arroganz behandelte er 
seine Landsleute und kehrte auch der SPD gegenüber den „Sieger“ 
heraus. 

Eine überaus schlechte Empfehlung, dieser Siggy Hoechster. 

Also trug Schmidt seine Beobachtungen über das verdächtige Ver- 
halten Brills und des von ihm protegierten Fahrbereitschaftsleiters dem 
Ministerpräsidenten und der SPD-Parteileitung vor. Als erschwerend 
mußte gelten, daß der Staatssekretär eine Reihe von Personen aus der 
Ostzone nach Hessen eingeschleust und in Staatsämtern eingebaut hatte. 

Aber Brills Verankerung war zu fest. Nur der Fahrbereitschaftsleiter 
wurde entlassen. 

Schmidt hatte einen Pyrrhussieg erfochten. 

Den Intrigen Brills war er nicht gewachsen. Sie entzogen ihm sogar 
den Boden bei der SPD-Parteileitung. 

Wie gefährlich das feingesponnene Untergrundnetz der Kommunisten 
arbeitete, merkte Schmidt während einer Sitzung der sozialdemokratischen 
Bundesparteileitung. 

Er hatte es dort gewagt, auf die Gefahr einer kommunistischen 
Unterwanderung innerhalb der SPD hinzuweisen. Die Reaktion war ver- 
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heerend. Hätte sich nicht Dr. Kurt Schumacher schützend vor ihn ge- 
stellt, wäre Schmidt sein Amt in der Staatskanzlei bald losgeworden. 

Dr. Schumacher im Rücken, glaubte Schmidt, noch härter als bisher 
durchgreifen zu können. Dabei unterschätzte er seine Feinde und ihre 
Möglichkeiten. Es wurde ihm nun zum Nachteil, daß er kein geschulter 
und mit den neuzeitlichen Untergrundmethoden vertrauter Abwehrmann 
war. 

Er wurde glatt hineingelegt, als ihm eines Tages Belastungsmaterial 
gegen den Landesvorsitzenden der SPD, Willy Knothe, zugänglich 
gemacht wurde. 

Die Beweismomente, daß Knothe der Zusammenarbeit mit den 
Kommunisten verdächtig war, schienen Schmidt so glaubwürdig, daß er 
es unterließ, die Echtheit der Unterlagen nachzuprüfen. 

Willy Knothe wurde bei seiner eigenen Parteileitung und bei der 
Staatsregierung zu Unrecht diffamiert. 

Die Feststellung, daß Schmidt einem fingierten Spielmaterial aul- 
gesessen war, konnte die blamable Angelegenheit nicht mehr ungeschehen 
machen. 

Der kommunistische Schachzug war gelungen. 


Die beiden stärksten Säulen der SPD im Kampf gegen den Kommu- 
nismus kamen nicht mehr gemeinsam zum Tragen. Die bisherige Koordi- 
nationsarbeit hatte ihr Ende gefunden. 


Schmidt konnte von Glück sagen, daß er noch das Vertrauen des 
damaligen Chefs der Militärregierung von Hessen, Dr. Newman, und des 
Hauptqauartiers der US-Air-Force/Europe besaß. Ohne diese Stützen hätte 
er sich nach dem Fall Knothe in der hessischen Staatskanzlei kaum mehr 
halten können. 


Flucht in den Geheimdienst 


Die letzte Entwicklung in München hatte dem Ministerialrat Jürgen 
Ziebell arg zugesetzt. 

Ruhelos jagte der entmachtete Mann von einem Freund zum anderen. 
Alles umsonst. Wem die Amerikaner auf den Fersen waren, durfte auf 
keine Hilfe rechnen. 

Ein weiterer Fehler des maßlosen Ziebell hatte sich bitter gerächt. 


In seiner Vemessenheit hatte er sich als „legal advisor“ ausgegeben 
und in der Öffentlichkeit den Anschein erweckt, als handle er im Auf- 
trage einer amerikanischen Dienststelle. In solchen Dingen waren die 
Amerikaner empfindlich. Und als ihnen diese Eskapade „Bells“ bekannt 
wurde, schrieben sie den Haftbefehl aus. 
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Ziebell sah keinen Ausweg mehr und floh westwärts. Er hatte nicht 
umsonst vorgesorgt. Wie es sich für einen, Mann von Format“ gehört, 
ließ er sich gleich als Leiter der „Industrieanlagen-GMBH“ in Saar- 
brücken, Saaruferstraße 13, nieder. Daß er sofort ein Telefon mit der 
Nummer 9611/Saarbrücken zugewiesen bekam, erschien ihm eine Selbst- 
verständlichkeit. 

München war vergessen; zumal er mit besten Empfehlungen in den 
französischen Nachrichtendienst aufgenommen wurde. Selbstredend, daß 
er mit den entsprechenden Saarausweisen ausgestattet wurde, obgleich 
er noch deutscher Staatsbürger war. 

Er nahm den Namen Delaborie an und beschlagnahmite in eigener 
Regie eine Villa in Scheidt. 

Auch hier ließ die Repräsentation nichts zu wünschen übrig. Denn 
was die Franzosen nicht requiriert hatten, nahm sich der Lebemann 
Ziebell, alias Delaborie. 

Das große Spiel des ehemaligen Ministerialrates konnte weitergehen. 

Es boten sich glänzende Geschäfte an. Sie wurden ausgenützt. Das 
Wechselgeschäft Reichsmark-Saarmark-Franken blühte. Luftgeschäfte 
florierten. Die „Industrieanlagen-GMBH“ verdiente, und wer mit ihr zu 
tun hatte, wurde geprellt bis auf die Knochen. 

Monsieur Delaborie, alias Ziebell, rieb sich die Hände und war 
wieder zufrieden. Denn nicht allein die lukrativen Geschäfte ernährten 
ihren Mann, auch der Job beim französischen Nachrichtendienst eröffnete 
nahezu unbegrenzte Möglichkeiten. 


Ziebell war wieder auf die Butterseite gefallen. 


Auch seine Ehefrau verstand es blendend, sich die Wechselfälle der 
Zeit dienstbar zu machen. Gewandt und anschmiegsam, stand sie ihrem 
Angetrauten in nichts nach. Es schadete ihr kaum, daß sie in ihrer Art, 
gleich einer Bardame vom Berliner Kurfürstendamm, etwas von der 
Abgestandenheit einer durchlebten Nacht verbreitete. 


Zweifellos machte ihr katzenhaftes Wesen auf Männer Eindruck und 
in der Atmosphäre des Hauses Ziebell zollte ihr jedweder Besuch ge- 
flissentlich seine Ehrerbietung und Bewunderung. Halbwelt stand zu 
dieser Zeit hoch im Kurs. 


Frau Ziebell — oder wie sie jetzt hieß, Madame Delaborie — war 
weder unintelligent noch von Skrupeln beschwert. Als vorgebildete 
Agentin beherrschte sie fließend Tschechisch, Deutsch, Englisch und 
Französisch. Diese Sprachkenntnisse bedeutieten im internationalen Be- 
satzungseuropa viel, und ein Paß für „Displaced Persons“ leistete der 
geborenen Tschechin hervorragende Dienste. 


Schon in München hatte sie es verstanden, ihrer Person eine zeit- 
gemäße Note zu geben und manches zu erreichen, was anderen versagt 
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blieb. In der Vertiefung ihrer Beziehungen zur Besatzungsmacht fand sie 
ihr Zaubermittel. Auf dieser Basis öffnete sich Sesam stets. 

Was kümmerte es schon die Frau des Dr. Jürgen Ziebell, daß der BST 
(Brigade Surveillant Territoire) in Saarbrücken, Heinestraße 7, im Laufe 
der Zeit beachtliche Feststellungen registrieren konnte. Denn es war kein 
Zufall, daß sich Frau Rupp, alias Ziebell, alias Delaborie, ausgerechnet 
Orte in Frankreich zum Reiseziel erwählte, wo dann im Zusammenhang 
mit den ersten amerikanischen Waffenlieferungen Streiks und Unruhen 
ausbrachen. | 

Was half es, daß man beim BST zur Erkenntnis kam, im Hause 
Ziebell würde die Verbindung zum Osten von Madame Delaborie auf- 
rechterhalten? 

Der Gatte stand im Dienste der Sürete. Das genügte. 

Von seiner Residenz in Neuscheidt bei Saarbrücken kommend, konnte 
man ihn in einem Wagen der Sürete — mit der Geheimnummer OE 4 — 
4637 — gelegentlich neuen Unternehmungen zueilen sehen. 


Ein alter Freund meldet sich 


Seit dem Verschwinden seines Chefs aus München, wurde Hans- 
Konrad Schmeisser seines Lebens nicht mehr froh. Der Dienst im Sonder- 
ministerium bedeutete für ihn eine Qual, und er war ehrlich froh, als 
man ihm Anfang 1947 wegen Unregelmäßigkeiten im Amt die fristlose 
Entlassung anzeigte. 

Eiligst setzte er sich nach Wiesbaden ab. Geschickt wie sein ehe- 
maliger Chef, fand er auch sofort Anschluß. Auf Anhieb wurde er als 
Regierungsrat in die Rechtsabteilung des hessischen Landwirtschafts- 
ministeriums eingestellt. Es war damals nicht weiter aufgefallen, daß er 
falsche Angaben zu seiner Person gemacht hatte. 

Schmeissers Karriere konnte sich sehen lassen. 

Doch die Eigenart der Zufälle wollte es, daß ausgerechnet in der 
neuen Dienststelle ein Mann nach ihm fragte, den er fast vergessen hatte. 
Es war Dr. Masloh. Freund aus dunklen Widerstandstagen in Würzburg. 

Dieser Dr. Masloh durfte auf eine bewegte Vergangenheit zurück- 
blicken. 

Er war geborener Saarländer und stammte aus Saarvellingen. Schon 
früh hatte er sich mit Politik beschäftigt. Erst Angehöriger des Jugend- 
kreises um Gregor Strasser, hatte er seinen Weg im Reichsstudentenbund 
gemacht. Als Mitglied der NSDAP war er hoch gestiegen. Anfang des 
Krieges zur Kriegsmarine eingezogen, wurde er bald von dem schweren 
Dienst befreit und infolge einer Intervention der Reichsstudentenführung 
zur Kriegsmarine-Bildungsinspektion/Berlin unter Admiral Dorner ab- 
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gestellt. Er zog die Uniform aus und wurde dem Professor an der Uni- 
versität Würzburg, Wolgast, als Assistent zugeteilt. 

Professor Wolgast, von Admiral Canaris mit Abwehraufgaben be- 
traut, unternahm häufig Reisen in die Schweiz. Kaum hatte Masloh da- 
von erfahren, interessierte er sich auch schon für diese Tätigkeit und 
verstand es, das Vertrauen seines Chefs zu gewinnen. Als dann Wolgast 
seine Widerstandsgruppe organisierte, war Masloh mit von der Partie. 
Das Team bestand aus Dr. Richard Braun aus Kitzingen, Dr. Masloh, Dr. 
Hassenstab aus München und den Bulgaren Woinow, Beloweschdoff, Dr. 
Neboleff und ihrem Freund Schmeisser. 

Masloh war immer ein vorsichtiger Mann gewesen, und so hatte er 
sich auch geweigert, im Rahmen der Widerstandsgruppe Wolgast irgend- 
etwas zu tun, was ihm hätte schaden können. Erst als die Niederlage 
Deutschlands gewiß schien, hatte er den Mut zur Aktivität gefunden. 

Auf eigene Faust fuhr er mit seinem Freund Mohr nach Italien, 
besorgte Handfeuerwaffen und versteckte diese im Volksrechtsseminar 
bei Prof. Wolgast. Keiner seiner Mitverschwörer wußte, was Masloh 
mit den gefährlichen Utensilien wollte. Stolz verkündete er den besorgten 
Freunden, daß man sich auf einen Bürgerkrieg in Deutschland vorbereiten 
müsse, 

Als Widerstandskämpfer war er von Gefangenschaft und Internierung 
verschont geblieben, als der Krieg zu Ende war. Er zog nach Würzburg- 
Völkertsheim zu seiner Mutter und beschäftigte sich ohne rechten Erfolg 
mit Politik. Mit dem Kreissekretär der CSU war er bemüht, die bayerische 
CSU auf die Beine zu bringen. Doch zwangen ihn geschäftliche Manipu- 
lationen bald, die Würzburger Gefilde zu verlassen. 

In Landau/Pfalz von seiner Schwester gastlich aufgenommen, fand 
er den Weg zur französischen Sürete und unterstand von nun an den 
französischen Offizieren Durtal und Laurent. 


Masloh hatte eine ihm zusagende Tätigkeit gefunden. Schon nach 
kurzer Zeit erinnerte er sich an einen jungen Mann mit Namen Schmeisser. 
War dieser noch aufzufinden, konnte er ihn vielleicht gut gebrauchen. 
Masloh recherchierte und fand den Weg nach Wiesbaden. 

Aber Schmeisser verhielt sich unerwartet störrisch. Die Münchner 
Zeit saß ihm noch zu sehr in den Knochen, und er war £roh, im Land- 
wirtschaftsministerium seine Ruhe zu haben. Es half Masloh nichts, daß 
er mit großen Angeboten lockte. Der frischgebackene Regierungsrat lief} 
sich nicht überreden, mit nach Landau zu kommen. 

Der Agent Masloh war wütend. Im Sommer 1947 versuchte er es mit 
anderen Mitteln. 

Er erpreßte Schmeisser mit dem Wissen um den Schwindel in Hessen 
und suggerierte dem Verzweifelten, er müsse um seiner eigenen Sicherheit 
willen nach Landau in die französische Besatzungszone kommen. 
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Schmeisser wurde weich und gab schließlich nach. Auf Weisung 
Maslohs übersiedelte er nach Landau und durfte sich dort einmal vier 
Wochen auf Kosten seines bösen Geistes völliger Ruhe hingeben. 

Dann ging der Ernst des Lebens wieder an. 

Schmeisser wurde von Masloh, dem Leiter der Sürete in der Pfalz, 
Dieudonne, und dessen engstem Mitarbeiter, Capitaine Laurent, vor- 
geführt. 

Damit begann die Tätigkeit als französischer Nachrichtenagent. 

Die ersten Aufträge wurden entgegengenommen. Seine Verbindungen 
zu deutschen Politikern in München und Wiesbaden erwiesen sich als 
nützlich. 

Mit einem Monatsgehalt von 600 RM und einem Fond für Informan- 
ten machte sich Schmeisser an die Arbeit, 

Dabei konnte ihm nicht entgehen, daß sein Freund Masloh beste Ver- 
bindungen zu den örtlichen Funktionären der KPD pflog und engen 
Kontakt mit Otto Niebergall hielt. 

Niebergall war bekanntlich einmal der Boss der KPD in Mainz und 
direkter Beauftragter der Kominform-Zentrale/Brüssel gewesen. Er hatte 
der kommunistischen Hierarchie zusammen mit den KPD-Chefs Reimann 
und Müller angehört. 


Und Masloh widmete seine Zeit nicht nur dem Dienst für Frankreich. 
Er hatte auch noch eine Privatbeschäftigung, die daraus bestand, daß 
er das gesamte Informationsmaterial, das ihm auf Grund seiner Tätigkeit 
für Dieudonne in die Hände fiel, schriftlich für sich verarbeitete. So 
mußte ihm auch Schmeisser von jedem Bericht an die Franzosen eine 
Kopie abliefern. 


Nun, Masloh hatte es nicht ohne Grund abgelehnt, sich für Informa- 
tionen über Sowjetrußland oder sowjetische Einflußbereiche zu inter- 
essieren. Diese Weigerung lag durchaus auf der Linie des Dr. Masloh 
und seiner schillernden Beziehungen. 


Schmeisser wurde der Freund langsam unheimlich. Als er 1948 endlich 
von Masloh getrennt und als selbständiger Bezirksleiter der militärischen 
Abwehr nach Boppard/Rhein versetzt wurde, dankte er seinem Herrgott 
für diese Fügung. 


Regierungsrat Clemens verläßt München 


Im Dezember 1946 war es zwischen dem Sonderminister Alfred Lorit7 
und Regierungsrat Clemens zu einer ernsten Auseinandersetzung gekom- 
men. Sie hatten sich von allem Anfang an nicht verstanden. Clemens 
hatte auch nie ein Hehl daraus gemacht, daß er Loritz wegen dessen 
Verhalten in der Schweizer Emigration ablehnte. Außerdem hatte Loritz 
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im Sonderministerium Parteifreunde untergebracht, deren Lauterkeit in 
jeder Weise zu wünschen übrig ließ. 

Es kam zum offenen Bruch. 

Clemens weigerte sich aus guten Gründen, weiter im Sondermini- 
sterium tätig zu sein und bat um seine Entlassung. Gleichzeitig kündigte 
er den Amerikanern seine Dienste, weil er auf dem Standpunkt stand, 
daß eine solche Dienstleistung nicht mehr angängig war, nachdem in 
Bayern eine von der Bevölkerung selbst gewählte Regierung die Staats- 
geschäfte übernommen hatte. 

Der Regierungsrat stand praktisch auf der Straße und wurde sich 
dessen erst bewußt, als er merken mußte, daß er plötzlich überall ver- 
schlossene Türen fand. Die Kommunisten sorgten dafür. Der für sie ge- 
fährlich gewordene Clemens wurde regelrecht totgespielt. Über bewußte 
und unbewußte Handlanger lancierten sie „vertrauliche Mitteilungen“, 
die in die Personalakte des ehemaligen Regierungsrates aufgenommen 
wurden. Es entsprach ganz den eingerissenen Gepflogenheiten, daß man 
diese „vertraulichen Berichte“ nicht auf ihre sachliche Richtigkeit prüfte. 
Wer einmal angeschwärzt war, blieb es. Der Beschuldigte bekam gar 
keine Gelegenheit mehr, sich zu rechtfertigen und durfte sich nur wun- 
dern, wenn er auf Stellungssuche überall achselzuckend abgewiesen 
wurde. 

Clemens kannte diese Touren nur zu gut. In Bayern war nichts mehr 
zu machen. 

Deshalb zog er den Regierungsrat Paul Schmidt in Wiesbaden ins 
Vertrauen. 

Schmidt hatte seinen Nothelfer nicht vergessen. Er versprach, sich bei 
der hessischen Staatsregierung für Clemens zu verwenden. 


Schon nach einigen Verhandlungen kam es zur Vorstellung bei 
Ministerpräsident Christian Stock, bei dem Innenminister Zinnkann und 
beim Landesvorsitzenden der SPD, Willy Knothe; mit dem Erfolg, daß 
sich Clemens in Zukunft bald mehr in Hessen als in Bayern aufhalten 
sollte. 


Premierlieutenant Levacher 


Mit der Versetzung nach Boppard hatte Schmeisser sein großes Los 
gezogen. Er war über Nacht ein mächtiger Mann geworden. Der Rollen- 
wechsel vom Besiegten zum wohlbestallten Sieger vollzog sich wie im 
Traum. Es war auch nicht schwer, sich total umzustellen, wenn so viele 
Annehmlichkeiten winkten. Jetzt konnte manches nachgeholt werden, 
was der Krieg einem jungen Leben vorenthalten hatte. Eine bequeme 
Weltanschauung lehrte, daß das Vaterland stets dort sei, wo es einem 
gut ging. 


I; 


Aus der unscheinbaren Raupe Hans-Konrad Schmeisser war der 
Schmetterling Premierlieutenant Levacher geworden, der sich keine Ge- 
legenheit entgehen ließ, sich in der Uniform der französischen Armee 
zu zeigen. 

Im Villenviertel von Boppard richtete er sich als Leiter der französi- 
schen militärischen Abwehr eine passable Dienststelle ein. 

Daß ihm, dem Dortmunder Jungen, 18 französische Offiziere unter- 
stellt wurden, hob sein Selbstbewußtsein ungemein. Schließlich wurde er 
von seiner Bedeutung als Dienststellenleiter derart überzeugt, daß er 
im Ernst annahm, Paris würde alle Weisungen an seine Landsleute nur 
mehr über ihn leiten. 


’ Dienstlich hatte sich Schmeisser, alias Levacher, mit der karteimäßigen 
Erfassung aller Personen zu befassen, welche in den Augen der Franzosen 
die Sicherheit der Besatzungstruppen gefährden konnten. Darüber hinaus 
war ihm die Aufgabe übertragen, auf die Tätigkeit kommunistischer und 
rechisradikaler Elemente zu achten. 


Der deutschen Bevölkerung fiel es nicht auf, daß der Oberleutnant 
Levacher kein Franzose war. Dem Gehaben und dem Aussehen nach ein 
„Elsacien“ (Elsässer), genoß er alle Vorteile einer siegreichen Besatzungs- 
macht gleich einem französischen Offizier. 


In Erfüllung seiner Aufträge zog er nach und nach sein Nachrichten- 
netz bis in das Ruhrgebiet. Ehrgeizig und eitel, versagte er sich dabei 
nicht das Vergnügen, auch in Bonn und Köln Gastrollen als französischer 
Abwehroffizier zu geben. Gleichzeitig wollte er seinen Vorgesetzten 
zeigen, wie befähigt er war. Dazu war es notwendig, daß er mit nam- 
haften Politikern Verbindung bekam. Was ihm auch gelang. 


Auch ein Mädchen namens Dorothea Schretzmair fühlte sich in dem 
ihr völlig neuen Milieu unberufen wohl und gewöhnte sich bald daran, 
die Verlobte eines französischen Offiziers zu sein. Stolz sah sie ihrem 
Hans-Konrad nach, wenn er Uniform angezogen hatte. Wie gut, daß sie 
ihm schon in München so treu gedient hatte. Als sie noch in der Mün- 
chener Veterinärstraße 2 gewohnt hatte, war ihre Liebe auf eine große 
Probe gestellt worden. Aber tapfer hatte sie für ihren Liebsten die von 
ihm verlangten Akten aus der Bayerischen Staatskanzlei gestohlen und 
die größte Angst ihres Lebens unterdrückt. 

Ein solcher Liebesbeweis mußte seinen Lohn finden. 

Hier in Boppard war sie nun die umworbene Sekretärin des Ober- 
leutnants Levacher, und niemand machte ihr die Sonderstellung innerhalb 
des Besatzungsgefolges streitig. Sie stärkte die guten Verbindungen ihres 
Verlobten, wo sie nur konnte. 

Levacher, alias Schmeisser, kannte und schätzte die Qualitäten seiner 
Braut. Nachdem er mit ihrer Hilfe seine schöne Position erreicht hatte, 
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konnte sie ihm noch gute Dienste lun. Und weil er ihr voll vertraute, 
ließ er sie auch die Verbindung zu seinen Sürete-Freunden halten und 
setzte sie für Kurierdienste ein. 
| Zweimal in der Woche besuchte sie auf Kosten der Abwehrstelle/ 
Boppard die Konkurrenz in Neustadt und Landau und sorgte dafür, daß 
die alte Freundschaft mit dem Chef der Sürete/Pfalz, Dieudonng, und 
dem Sürete-Capitaine Laurent erhalten blieb. Denn die Versetzung 
Schmeissers zur militärischen Abwehr nach Boppard hatte an der Zu- 
sammenarbeit des vierblättrigen Kleeblattes nicht das geringste geändert. 
Lediglich die Rollen waren vertauscht worden. 

In München stahl das „brave“ Mädchen Schretzmair die Akten aus 
der bayerischen Staatskanzlei, und Schmeisser war für die Weiterleitung 
verantwortlich gewesen. 

Jetzt war es umgekehrt. Schmeisser veruntreute das Informations- 
material seiner Dienststelle in Boppard, und die treue Braut war um die 
Vermittlung besorgt. Die Regie blieb unverändert in den Händen von 
Capitaine Laurent. 

Dieses Doppelspiel trieb Schmeisser ungestört bis in den Spätsommer 
1949 hinein. Dann nahm eines Tages alle Herrlichkeit als Dienststellen- 
leiter in Boppard ein jähes Ende. Schmeisser wurde überraschend aus 
dem Dienst entlassen. 

“” Der Premierlieutenant Levacher gehörte der Vergangenheit an und 
existierte nıcht mehr. 

Doch der entblätierte Zivilist Schmeisser brauchte nicht zu ver- 
zweifeln. e 

Seine alten Auftraggeber in Landau und Neustadt hatten Verständnis 
für die neue Situation und sicherten die Existenz ihres V-Mannes. 

Als endlich Capitaine Laurent im Jahre 1950 zur Sürete/Saarbrücken 
versetzt wurde, blieb Schmeisser in seinem Gefolge und siedelte mit seiner 
Verlobten nach Saarbrücken über. Er hieß nun Pierre Brunner. 

Unter den Fittichen von Laurent spielte er bald überzeugend den 
„Deutschland-Experten“ und wußte sich so interessant zu machen, daß 
man ihn sogar als Abgesandten in die französische Metropole schickte. 


Pierre Brunner, alias Schmeisser, wurde in der Deutschlandabteilung 
des französischen Innenministeriums bekannt und konnte dort schon » 
nach kurzer Zeit ein beachtliches Interesse für seine sogenannte Agenten- 
tätigkeit buchen. Wochenlang wohnte er mit Madame Brunner, alias 
Schretzmair, in Pariser Hotels und fühlte sich als internationaler Agent 
von Rang. 

Da die Welt bekanntlich klein ist, fand sich ausgerechnet zu dieser 
Zeit der fabelhafte Monsieur Delaborie — oder wie er früher hieß, Dr. 
Jürgen Ziebell — sehr oft in Saarbrücken ein, und es blieb ihm nicht 
verborgen, daß sich sein ehemaliger Adlatus aus dem Münchner Sonder- 
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ministerium unter dem wohlklingenden Namen Pierre Brunner im Saar- 
land festgesetzt hatte. Auch Delaborie pflegte seine persönlichen Bezie- 
hungen in Paris und unternahm häufige Reisen in die Seinestadt, um 
Informationen zu tauschen. 


Die Pfade liefen wieder parallel. 


Ein Spiel mit dem Feuer 


Was Schmeisser vorübergehend in Boppard erreicht hatte, blieb 
seinem Meister Dr. Masloh versagt. Es gelang ihm nicht, in leitender 
Position verwendet zu werden, so sehr er sich auch bemühte. Noch immer 
war er der unmittelbaren Aufsicht des Sürete-Capitaine Robert Laurent 
unterworfen. 

Dieser Zustand gefiel ihm nicht mehr. 

Als geborener Saarländer versuchte er in seiner Heimat sein Glücks. 
Gute Freunde machten es endlich 1949 möglich, daß Dr. Masloh Chef des 
Landesvorstandamtes/Saar (Dienststelle der Saarregierung) wurde. 

Sein Herzenswunsch hatte sich erfüllt. Er war Staatsbeamter. Dabei 
konnte er sich fortan über Langeweile nicht mehr beklagen. 


Sonderaufträge der Saarregierung und der französischen Hohen 
Kommission führten ihn auf ausgedehnte Reisen in die Bundesrepublik. 


Natürlich führte Maslohs Weg auch nach Wiesbaden, das seit einiger 
Zeit zum besonderen Anziehungspunkt für Agenten aller Art geworden 
war. Denn die aufsehenerregende Figur des Leiters im hessischen Ver- 
fassungsschutzamt wirkte wie Honig auf Bienen. Der aktive Oberregie- 
rungsrat Schmidt stand im Mittelpunkt des Interesses. Er war nicht nur 
eine wichtige Persönlichkeit geworden, sondern er durfte auch eigen- 
mächtig über einen ganz beachtlichen Fond verfügen und war für Stellen- 
besetzungen von unschätzbarem Wert. 


Masloh ließ sich ein Bekanntwerden mit Paul Schmidt nicht ent- 
gehen. Man wußte doch nie, wann eine solche Verbindung nützlich 
werden konnte. 


Genau so wie Masloh war der ehemalige Ministerialrat Dr. Jürgen 
Ziebell, alias Monsieur Delaborie, auf Draht. Sobald er erfahren hatte, 
daß der ihm noch von Bad Wiessee her bekannte Paul Schmidt Leiter 
des Amtes für Verfassungsschutz in Hessen geworden war, eilte er, die 
alte Bekanntschaft aufzufrischen. 

Ähnlich verhielten sich Dutzende von Leuten, deren Metier es war, 
zwischen den verschiedenen Geheimdiensten hin- und herzuschaukeln 
und im Trüben zu fischen. Bei ihnen galt Paul Schmidt als Neuling, mit 
dem man ein gutes Geschäft machen konnte. 
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Die Gefährlichsten dieser Meute waren jene, die bei Schmidt nur 
vorbeikamen und nichts wollten. Tropfenweise verschenkten sie wert- 
volle Tips und recht interessante Informationen. Immer wußten sie etwas 
über Dinge, welche gerade den Verfassungsschutz-Chef bewegten. Auf 
diese Weise bekamen die so gut Informierten langsam Einfluß auf den 
ahnungslosen Oberregierungrat Schmidt und konnten die Interessen 
wahrnehmen, die auf ihrem eigenen Sektor lagen. 


Paul Schmidt sollte es später büßen, daß er die suspekten Informanten 
und Gelegenheitsbesucher nicht immer durchschaute. 


Dessen ungeachtet hatte er sich schon als persönlicher Referent des 
hessischen Ministerpräsidenten, Christian Stock, beim Aufbau des Ver- 
fassungsschutzamtes große Verdienste erworben und war nicht zu Un- 
recht zum Öberregierungsrat befördert und Leiter dieses Amtes geworden. 


Mit dem Regierungsrat Clemens verband Schmidt seit 1947 ein herz- 
liches und fruchtbares Arbeitsverhältnis. Clemens unterstützte den Ober- 
regierungsrat, wo er nur konnte. Besonders wertvoll wurde diese Zu- 
sammenarbeit bei der Bekämpfung des kommunistischen Untergrundes. 
Leider blieb es Schmidt versagt, in diesen Fragen eine Einigung mit dem 
Bundesinnenministerium und mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz 
zu erzielen. 


Schmidt betrachtete es als ein ernstes Anliegen, hinsichtlich der 
Taktik zur Bekämpfung des Kommunismus eine Koordinierung mit den 
Bundesstellen durchsetzen. Er war davon überzeugt, mit einer Unter- 
stützung durch SPD-Mitglieder in den verschiedenen Staatsämtern 
rechnen zu können und glaubte, mit deren Hilfe widerstrebende und 
verdächtige Personen ausschalten zu Können. 


Eine Annahme, die sich als völlig irrig erwies. Sie brachte ihm nur 
schärfste Konflikte und neue Feinde. 


+ 


Der Regierungsrat Clemens ließ sich in seiner Arbeit von allen diesen 
Dingen wenig berühren. Unbeirrt versuchte er immer wieder, in das Netz 
des kommunistischen Untergrundes einzudringen und die von Moskau 
gelenkte Planarbeit zu erforschen. 


Eines Tages stieß er bei der Vorauswertung verschiedener Arbeits- 
ergebnisse auf Zusammenhänge, die ihn erschrecken ließen. Die Ent- 
deckung war ungeheuerlich. Es waren ihm Aufzeichnungen über ein, ganz 
Westeuropa umspannendes, kommunistisches „Apparat“-Netz in die 
Hände gefallen. 


Clemens wußte um die Bedeutung und Gefährlichkeit des sogenannten 


„Apparates“. 
+ 
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Fast unmittelbar nach der Stabilisierung der inneren Verhältnisse 
im Räte-Rußland des Jahres 1918 begannnen die Sowjets mit dem syste- 
matischen und konsequenten Ausbau einer Organisation im Dienste der 
revolutionären Eroberung Europas. 

Mit einem wachen Sinn für Gegebenheiten und mit eiskalter Berech- 
nung war man darangegangen, alle Erkenntnisse aus der Geschichte des 
Geheimdienstes, der Kriminalistik und der Untergrundarbeit folgerichtig 
auszuwerten und Methoden zu entwickeln, die im Laufe der Zeit [ür die 
gesamte übrige Welt zu einer tödlichen Gefahr werden mußten. 

Die sowjetischen Revolutions-Strategen verstanden es glänzend, sich 
der fortschreitenden Entwicklung und Modernisierung auf allen Lebens- 
gebieien anzupassen. Jede sich bietende Gelegenheit wurde für die Aus- 
weitung und Aktivierung eines weltumspannenden Agentennetzes genützt. 
Die Hilfskräfte konnten je nach Zweckmäßigkeit aus dem kunterbunten 
Heer der Unzufriedenen, Oppositionellen, Gestrauchelten, Opportunisten 
und auch Kriminellen gewonnen werden. Ein in allen Staaten schier un- 
erschöpliches Reservoir, das den Agenten und Idealisten der kommunisti- 
schen Lehre zur ständigen Verfügung steht. 

Von allem Anbeginn straff und rücksichtslos geführt, entstand ein 
raffiniertes Organisationssystem. 

Um die Unterminierung der politischen, wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Struktur in den nichtkommunistischen Staaten voranzu- 
treiben, scheute Moskau kein Mittel. Daß sich die Agententätigkeit nicht 
auf Europa allein beschränken konnte, war klar. Mit dem Wachsen der 
Sowjetmacht als politischer und militärischer Faktor erweiterten sich 
zwangsläufig auch die Aufgaben des kommunistischen Untergrundnetzes. 
1938 schaltete Moskau seinen militärischen Nachrichtenapparat parallel 
mit dem politischen der Komintern, 

Die kommunistische Weltverschwörung konnte sich bereits auf die 
Erfahrung von zwanzig voll ausgenützien Jahren stützen und neben ihren 
legalen Parteien und Organisationen über ein mit modernsten Mitteln 
ausgestattetes Spionage-Netz in allen Staaten der Welt verfügen. 

Mit Hilfe dieses ausgedehnten und engmaschigen Geheim-Apparates 
konnte sich Moskau während der Zeit des zweiten Weltkrieges in die 
Politik aller kriegführenden Staaten erfolgreich einschalten und die 
gesamte Entwicklung des Krieges zu seinen Gunsten beeinflussen. 

Ein Teilnetz des sowjetischen „Apparates“ konnte von der deutschen 
Abwehr erkannt und ausgehoben werden. Damals wurde der Begriff 
„Rote Kapelle“ geprägt. 

Nach 1945 trat dieser kommunistische Geheimapparat in ein weiteres 
Stadium der Ausdehnung und Vervollkommnung. 


+ 


Clemens kannte diese Vorgeschichte genau und wußte aus eigener 
Erfahrung, daß die „Rote Kapelle“ das Kriegsende überlebte. Viele ihrer 
Mitglieder lebten und arbeiteten noch. Der „Apparat“ war noch mächtiger 
und schon allgegenwärtig geworden. 

Wer dieses heiße Eisen anfaßte, ging meist daran zugrunde. Es war 
in dieser Zeit nicht gut, viel über solche Dinge zu wissen. Ein falsches 
Wort zum falschen Mann konnte unabsehbare Folgen haben. Die 
„Apparat“-Leute scheuten kein Mittel, um Wissende aus dem Wege zu 
räumen. 

Lange überlegte Clemens. Einerseits wollte er nicht unverantwortlich 
handeln. Andererseits war es seine Pflicht, gewonnene Erkenntnisse 
weiterzumelden. 

Nur schwer entschloß er sich, Bruchteile seines Wissens dem Ober- 
regierungsrat Paul Schmidt zur Kenntnis zu bringen. 


Schmidt mußte unterrichtet werden, weil Hessen Anrainer der fran- 
zösischen Besatzungszone war und die Fäden des erkannten „Apparat“- 
Netzes auch in und über diese Zone liefen. 


Clemens hatte guten Grund, den Oberregierungsrat davor zu warnen, 
in eigener Regie weitere Ermittlungen anzustellen. Schmidt gab auch das 
Versprechen, das ihm überlassene Informationsmaterjial nur zur eigenen 
Orientierung zu verwenden. 
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Bald nach diesem Ereignis, Ende 1949, traf Clemens in Stuttgart einen 
alten Bekannten, den er schon jahrelang nicht mehr gesehen hatte. Die 
Wiedersehensfreude war groß. 


Clemens hatte sich schon vor Jahren für diesen intelligenten jungen 
Mann interessiert und sich damals seiner wie ein älterer Bruder ange- 
nommen. Zander war einer jener wenigen Menschen gewesen, die den 
Regierungsrat in den letzten zehn Jahren nicht enttäuschten. 


Zander hatte sich nicht verändert. 


Aufmerksam musterte Clemens den Freund, von dem jene seltene 
Ruhe ausging, die nur in sich gefestigte Menschen auszustrahlen ver- 
mögen. Wie vor Jahren sahen ihn die klugen Augen aus dem vertrauten, 
fast asketischen Gesicht an. 

Es brauchte nicht viele Worte. Das Band des Verstehens und Ver- 
trauens hatte über die Jahre hinweg gehalten. 

Schon nach dem ersten Gedankenaustausch kam die Sprache auf 
politische Themen, die im Vordergrund der Zeit standen und die beiden 
Freunde gleichermaßen bewegten. 


Plötzlich horchte Clemens interessiert auf. 
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Zander erzählte, daß man ihn kürzlich aufgefordert habe, sich als 
Mitarbeiter innerhalb einer neuen politischen Organisation zu betätigen. 
Diese Organisation habe es sich zur Aufgabe gemacht, Unzufriedene zu 
sammeln und insbesondere die Interessen Freischaffender zu vertreten. 
Dabei gehe man von vollkommen neuen Grundsätzen aus und weiche von 
den bisher gewohnten Organisationsregeln ab. Außer mit einem kleinen 
Funktionärsstab werde nur mit Anhängern und Sympathisierenden ge- 
arbeitet. Da es keine Mitglieder gäbe, bliebe auch die Arbeit der Mit- 
arbeiter gewissermaßen anonym. 

Clemens fiel ein, daß es so etwas schon im zaristischen Rußland 
gegeben hatte. Auf diese Weise hatten die Bolschewiki vor der Oktober- 
revolution gearbeitet, um die Arbeiterschaft unter ihren Einfluß zu be- 
kommen. Sie hatten damit die zaristische Geheimpolizei, die Ochrana, 
überspielt. 

Warum sollte diese Methode nicht, den modernen Erfordernissen an- 
gepaßt, neu zur Verwendung kommen? 

Er stellte Fragen, und der Freund antwortete in der ihm eigenen 
exakten Weise. 

Und nun fielen auch Namen, die dem Regierungsrat bekannt waren. 
So bekannt, daß er ohne Mühe erkennen konnte, was gespielt wurde. 

Zander war in eine Sache hineingezogen worden, die tatsächlich nach 
einem Novum in der kommunistischen Taktik zur erfolgreichen Fort- 
führung des „Kalten Krieges“ aussah. 

Überrascht vernahm Zander die Vermutungen seines Freundes 
Clemens, der ihm rundheraus erklärte, daß es von größter Wichtigkeit 
sei, in diese neue Organisation einzudringen. Zanders Abneigung gegen 
jede Art von Agentendienst war derart tief verwurzelt, daß es Clemens 
nur mit Mühe gelang, ihn von der Notwendigkeit einer genauen Erfor- 
schung der neuen Organisation zu überzeugen. 

Clemens wußte, welch unversöhnlicher Gegner des Kommunismus sein 
Freund war. Er ließ nicht locker und mahnte an die Pflicht eines not- 
wendigen Abwehrkampfes. 


Vor diesem Appell kapitulierte Zander trotz aller Bedenken und 
erklärte sich aus ideellen Motiven heraus bereit, in die erkannte Organi- 
sation hineinzugehen, damit Clemens deren Ziel und Arbeitsmethode 
analysieren könne. 


x 
Nicht lange nach diesem denkwürdigen Gespräch in Stuttgart stellte 


es sich heraus, daß die Bemühungen Zanders zu einem beachtlichen Er- 
folg führten. Schon die ersten Erkenntnisse vermitteln ein klares Bild. 


Zander war in eine kommunistische Tarnorganisation eingedrungen, 
die nach den Richtlinien der „Partei neuen Typus“ arbeitete. 
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Regierungsrat Clemens fand seine Vermutungen bestätigt und unter- 
richtete den Chef des hessischen Verfassungsschutzamtes, Paul Schmidt, 
in allen Einzelheiten über die bisherigen Wahrnehmungen und über die 
Absprache mit Zander. 

Schmidt war über die Erschließung einer neuen Informationsmöglich- 
keit sichtlich erfreut, wenn es ihm auch unverständlich war, daß Clemens 
dem neuentdeckten Organisationskader eine so große Bedeutung beimaß. 
Es schien ihm absurd, daß man ohne große Mitgliederzahl entscheidenden 
Einfluß gewinnen oder gar gefährlich werden könne, 

Seine Mitarbeiter schlossen sich dieser Meinung an. 

Vergeblich versuchte Clemens, klar zu machen, wie notwendig neben 
der rein informativen auch die politische Auswertung der Erkenntnisse 
sei, wenn man den Kommunismus erfolgreich bekämpfen wolle Immer 
wieder wies er darauf hin, daß die neue Organisation sehr wohl imstande 
sei, ein Heer von Mitarbeitern und Sympathisierenden zu steuern und daß 
sie der kommunistischen Methode gerecht werde, durch eine Vielzahl 
optisch nichtzusammenhängender Vereine und Ausschüsse die demokra- 
tischen Parteien sowie das gesamte öffentliche Leben zu unterwandern 
und in ihrem Handeln zu beeinflussen. , 

Man hörte nicht auf ihn. Das politische Motiv wurde außer Acht 
gelassen. 

Immerhin erwies sich die Arbeit der beiden Freunde Clemens und 
Zander so fruchtbar, daß Paul Schmidt in die Lage versetzt wurde, wirk- 
same Maßnahmen und Aktionen gegen die kommunistische Untergrund- 
arbeit einzuleiten. 

Zander war es gelungen, sich langsam in die Zentrale der „Partei 
neuen Typus“ hinaufzuarbeiten. Seine Meldungen waren von größtem 
Wert und stimmten immer. 

Bald gab es keine Aktion der Kommunisten, die nicht schon in der 
Planung dem Chef des hessischen Verfassungsschutzamtes bekannt war. 


Paul Schmidt kam stets zur rechten Zeit und wurde im wahrsten 
Sinne des Wortes zum „Kommunisten-Schreck“ in der Bundesrepublik. 


Otto John wird unruhig 


In Köln saß ein Mann, der mit Besorgnis die selbständige, anti- 
kommunistische Aktivität des Oberregierungsrates Schmidt in Hessen 
verfolgte. 

Es war der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Dr. Otto 
John. 

Für diesen Mann stand jeder Antikommunist im Verdacht, ein För- 

derer des Neonazismus zu sein. 
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Als salonfähiger „Leftist“ 1946 nach Deutschland zurückgekehrt, 
arbeitete er weiterhin mit seinen alten Freunden aus den Widerstands- 
kreisen zusammen, insbesondere solchen, die eine stark kommunistische 
Tendenz hatten. 

So sehr John auch bemüht war, dem „faschistischen“ Treiben seines 
Amtskollegen auf hessischer Landesebene einen Riegel vorzuschieben, 
er kam über Störmaßnahmen nicht hinaus. Unbeirrt blieb Paul Schmidt 
der Kommune und ihren Helfershelfern auf den Fersen. 

John konnte es nicht verhindern, daß Schmidt von Fall zu Fall in 
eigener Regie zusammen mit seinen Kollegen in den anderen Bundes- 
ländern ausgedehnte Großaktionen gegen die Kommunisten startete. 
Schmidt war klug genug, den Präsidenten in Köln nicht über geplante 
Maßnahmen vorzuorientieren. 

Der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Dr. Otto John, 
beschloß, dem Störenfried Paul Schmidt auf andere Weise beizukommen. 
Es war ihm nicht verborgen geblieben, daß sich Schmidts Erfolge im 
wesentlichen aus der Tätigkeit des Regierungsrates Clemens ergaben. 
Bekam er einmal diesen Mann unter seine Kontrolle, dann wollte er in 
Hessen schon .Ordnung machen. 

Sein Versuch, Clemens als freien Mitarbeiter für das Bundesamt zu 
gewinnen, glückte. 

Mit dem Einverständnis seines bisherigen Chefs wurde Clemens 
durch Freunde bei Otto John eingeführt und vom Bundesamt über- 
nommen. 

Clemens hielt die Augen offen. Er mußte auch sehr bald feststellen, 
daß John die ihm zugänglich gemachten Informationen keineswegs zum 
Wohle der Bundesrepublik nützte und eher zur Deckung der Kommu- 
nisten unterdrückte, als daß er daraus notwendige Maßnahmen ableitete. 

Johns Rechnung ging nicht auf. Er hatte sich in Clemens getäuscht. 
Die Rolle, die er dem Regierungsrat zugedacht hatte, spielte dieser nicht 
mit. Und was noch schlimmer war: der Störenfried in Hessen war nach 
wie vor erfolgreich. Ergrimmt ging John den Dingen nach und mußte 
schließlich zu seiner Bestürzung feststellen, daß es ihm nicht gelungen 
war, diesen Clemens zu kaufen. 

Als nämlich Clemens erkannt hatte, daß sein Infomationsmaterial 
im Bundesamt nicht verwertet wurde, unterrichtete er jeweils gleichzeitig 
auch Paul Schmidt von seinen Arbeitsergebnissen. Der Oberregierungsrat 
griff mit beiden Händen zu und veranlaßte das, was Otto John unterband. 


John kam hinter dieses Spiel und tobte. Unverzüglich stellte er den 
unbotmäßigen Clemens wieder nach Hessen ab. Wenn er ihn schon nicht 
kontrollieren konnte, dann war es besser, er wurde ihn wieder los. Es 
konnte ihm als Präsidenten nur gefährlich werden, wenn durch Clemens’ 
Tätigkeit offenbar wurde, daß er als Chef des Bundesamtes die Kommu- 
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nisten durch seine Passivität deckte. War der lästige Regierungsrat wieder 
dem hessischen Landesamt unterstellt, so war immer die Ausrede glaub- 
würdig, man habe von diesen gefährlichen Dingen niemals Kenntnis 
erhalten. 

Im gleichen Maße wie Otto John unzufrieden war, freute sich Paul 
Schmidt. 

Die Tätigkeit Clemens‘ für das Bundesamt hatte genügt, um Johns 
Absichten zur Verhinderung einer weiteren antikommunistischen Aktivität 
des hessischen Verfassungsschutzamtes zu durchschauen. 

Schmidt konnie sich wappnen. 


Gefährliche Ambitionen 


Mit der fortschreitenden Verbesserung der Positionen Zanders inner- 
halb der kommunistischen „Partei neuen Typus“ erhöhte sich das infor- 
mative Wissen des hessischen Verfassungsschutzamtes. Die Wirkung 
blieb nicht aus. Fast täglich meldete die Presse in den Jahren 1950/51 
erfolgreiche Aktionen der hessischen Polizei gegen die kommunistische 
Untergrundarbeit. 

In Paul Schmidt erwachte der Ehrgeiz. Die erreichten Erfolge schienen 
ihm nicht genug. z 

Er erinnerte sich an das Material, welches ihm Clemens einmal zur 
persönlichen Orientierung gegeben hatte. Freilich hatte ihn dieser davor 
gewarnt, auf eigene Faust Ermittlungen anzustellen. Aber was hieß 
schon „Apparat“? Schließlich war man bisher mit allen Ränken der 
Kommunisten fertig geworden. Der Stier mußte einmal an den Hörern 
gepackt werden. Clemens sah sicher zu schwarz. Man mußte es dem 
Übervorsichtigen eben nicht gleich auf die Nase binden, was man vor- 
hatte. Clemens würde dann schon sehen, wie ein Paul Schmidt mit dem 
„Apparat“ fertig wurde. 


Er fühlte sich stark genug — auch ohne Clemens. 


Um sich nicht stören zu lassen, bat er den Regierungsrat, bei dienst- 
lichen Aufenthalten in Wiesbaden aus Sicherheitsgründen nicht mehr in 
das Amt zu kommen. Er wollte damit verhindern, daß Clemens durch 
einen Zufall von seiner neuen Aktion erfuhr. 


Clemens wurde angewiesen, seine Mitteilungen ab sofort über die 
Außenstelle Frankfurt/M. zu leiten. 


Unbekümmert begab sich Schmidt nunmehr auf den Kriegspfad in 
den giftigen Dschungel internationaler Geheimdienste. 


Der erste Schritt ins Verderben sollte die Ausdehnung seines Aktions- 
radius in die französische Besatzungszone und in das Saargebiet sein. 
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Wie darauf vorbereitet, stand ıhm für dieses Unternehmen der in 
allen Satteln gerechte Monsieur Delaborie, alias Dr. Jürgen Ziebell, aus 
Saarbrücken zu Diensten. 

Schmidt beauftragte den „Experten“ Delaborie mit der Überwachung 
der Kommunisten in den von den Franzosen kontrollierten deutschen 
Gebieten. Daß er damit den Bock zum Gärtner gemacht hatte, kam ıhm 
damals noch nicht in den Sinn. 

Ziebell sah seine große Chance, um die von seinen Auftraggebern 
geplante Diffamierung der deutschen Bundesregierung im großen Stil 
vorbereiten zu können. 

Dieser Paul Schmidt war die gesuchte Figur, welche sich wunderbar 
in ein großangelegtes Planspiel einbauen ließ. Darüberhinaus ergab sich 
gleichzeitig die Möglichkeit, den lästigen Verfassungsschützer über die 
eigenen Beine stolpern zu lassen. 

Monsieur Delaborie ging an die Arbeit. 

Hinter ihm stand jene unheimliche Macht, die ihr riesiges Spinnen- 
Netz über Europa gezogen hatte: Der „Apparat“. Wer sich in seinen 
Fäden verfing, war verloren. 

Das Interesse dieser Spinne bestimmte Ziebells Handlungen. 

Eine zweite Figur wurde in das Spiel gebracht. Es war der bewährte 
Adlatus aus früheren Tagen, Hans-Konrad Schmeisser. Ihn gedachte 
Ziebell als willenloses Werkzeug zu dirigieren, wie es gerade die Zweck- 
mäßigkeit erforderte. 


Perfekte Verschwörung 


Paul Schmidt fühlte sich sicher und jeder Situation gewachsen. Nach 
Überwindung der ersten Klippen hatte er in Hessen, der Hochburg der 
Sozialdemokratie, alle Zügel in seine Hand gebracht. Er wußte sie zu 
führen. 

Keiner seiner Kollegen in anderen Ländern konnte sich mit ihm 
messen. 

Christian Stock war der Ministerpräsident; Paul Schmidt der Chef 
des Verfassungsschutzes. Ihnen fügten sich die SPD-Genossen, die’ alle 
Ämter in Hessen besetzt hielten. 

Die nicht abreißende Erfolgskette rechtfertigte den Leiter des Ver- 
fassungsschutzamtes in seiner für Nachkriegsdeutschland einmaligen 
Machtfülle. 

Monsieur Delaborie, alias Jürgen Ziebell, war ein guter Beobachter. 
Nichts entging ihm. Kühl registrierte er jede Einzelheit, wenn sie mit 
Paul Schmidt zusammenhing. Mit unendlicher Geduld und tastender Vor- 
sicht bearbeitete er bei seinen Besuchen in Wiesbaden den Mann, der 
sein Opfer werden sollte. 
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Ziebell schürte den erwachten Ehrgeiz des Oberregierungsrates mit 
feinem Geschick. Bis Paul Schmidt in die sorgfältig gestellte Falle ging. 

Schmidt erklärte sich mit den Vorschlägen Ziebells einverstanden 
und stimmte zu, daß Hans-Konrad Schmeisser in Paris für das hessische 
Verfassungsschutzamt arbeiten sollte. 


Nun war es um Schmidt geschehen. 


Ziebell fand seine Mühe belohnt. Der ungebärdige Verfassungs- 
schützer befand sich in seiner Hand. 


Ahnunsslos hatte Schmidt durch die Auftragserteilung an Schmeisser 
seine Kompetenzen weit überschritten und mußte ohne jegliche Über- 
prüfungsmöglichkeit in Zukunft glauben, was ihm die Herren Delaborie 
und Schmeisser berichteten. Den lockenden Einflüsterungen Ziebells er- 
liegend, verstrickte er sich in seinem Geltungsdrang immer mehr. Er 
konnte nicht wissen, daß der „Apparat“ seine Fangarme bereits nach 
ihm ausgestreckt hatte. 


Die Regie des Verschwörers klappte. 


Ziebell traf sich mit dem „Journalisten“ Ewald Zweig, der sich seine 
Sporen durch die Zusammenarbeit mit dem Agentennetz der „Roten 
Kapelle“ verdient hatte. 


Zweig konnte einerseits seine Verbindung zu dem Präsidenten des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, Dr. Otto John, anziehen, anderer- 
seits seinen Draht zu Madame Rado spielen lassen. Und Helene Rado 
durfte nicht übersehen werden. Sie war immer noch die rührige Gattin 
des Chefs der Spionagegruppe „Rote Drei“, die während des Krieges 
ihre Funkmeldungen nach Moskau gestrahlt hatte. In der Schweiz in 
contumaciam wegen Spionage verurteilt, war sie ihrem „Direktor“ in 
Moskau treu geblieben. 


Ein umfassender Plan zur Erschütterung der jungen deutschen 
Bundesrepublik wurde festgelegt. Gegen die stärkste Regierungspartei, 
die CDU/CSU, und den von ihr gestellten Kanzler, Dr. Konrad Adenauer, 
sollten entscheidende Schläge eingeleitet werden. 


Die Lösung der Einleitungsaufgabe fiel Ziebell zu. 


Es wurde viel verlangt: Heranschaffung ausreichenden Angriffs- und 
Belastungsmaterials gegen führende Mitglieder des Bundeskabinetts und 
dosierte Streuung verwirrender Sensationsnachrichten in der Öffentlich- 
keit; personalpolitische Manipulationen zum Zwecke der Infiltration 
führender Positionen durch „Freunde“ und Verschiebung des Kräftever- 
hältnisses in der Bundesregierung im Sinne der Verschwörer. 


Mittelbare und unmittelbare Maßnahmen von außen her sollten dann 
über stetig genährte Kettenreaktionen nach Möglichkeit zum Sturze der 
Regierung und des Kanzlers führen. 
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Ziebell stand vor der schwersten Aufgabe seines Lebens. Es war nicht 
leicht, eine Aktion in Gang zu bringen, die Momente von größter poli- 
tischer Bedeutung auslösen und dabei unter seiner Kontrolle bleiben 
sollte. 

Die beiden festgelegten Schachfiguren Paul Schmidt und Hans- 
Konrad Schmeisser konnten nur dann programmgemäß eingesetzt werden, 
wenn er sie in jeder Hinsicht in der Hand hatte und entsprechend leiten 
konnte. Vor allem dem Verfassungsschützer Schmidt mußten noch weiter 
die Hände gebunden werden. 

Also entwickelte Ziebell Pläne, welche Schmeisser in Paris die 
Möglichkeit geben sollten, die deutschen Auslandsvertretungen zu kon- 
trollieren. 

So wurde Schmidt von seinen illegalen Mitarbeitern Schritt iür 
Schritt in Auslandsunternehmungen hineingezogen, die er selbst gar nicht 
wollte. Er war sich keineswegs bewußt, weich gefährliche Täligkeit er 
mit seiner Person verantwortlich deckte. Der Inspirator Schmeissers war 
Ziebell, der es Schmidt gegenüber glänzend verstand, alle Bedenken zu 
zerstreuen. 

Flog das eigenmächtige Spiel Ziebells auf, mußte Schmidt alle Ver- 
antwortung tragen. Denn er erschien als Auftraggeber. Niemand würde 
daran zweifeln, daß er seine Stellung gröblichst mißbraucht und seine 
Kompetenzen weit überschritten hatte. Kein Mensch würde einem 
Beamten des Landes Hessen das Recht zugestehen, Nachrichtenquellen 
im Ausland zu unterhalten. 

Ziebell hatte es geschafft. Er hatte es nun jederzeit in der Hand, je 
nach Belieben die Franzosen oder die Bundesregierung auf den selbst- 
herrlichen Verfassungsschutzchef in Hessen aufmerksam zu machen. 

Ein Wort aus dem Munde des „ehrenwerten“ Jürgen Ziebell mußte 
genügen, Schmidt restlos zu erledigen. Der Verfassungsschützer würde es 
nie mehr wagen können, eines Tages aus der Reihe zu tanzen oder gar 
gegen Ziebell vorzugehen. 

Kam die Bundesregierung von selbst auf die Sprünge Schmidts, dann 
war dieser gezwungen, das ihm von Ziebell zugespielte und noch un- 
überprüfte Material zu seiner Selbstverteidigung zu verwenden und da- 
mit die Bundesregierung zu belasten. 

Beruhigt wandte sich Monsieur Delaborie seinem zweiten Opfer zu. 

Aus seiner eigenen Tätigkeit für die Franzosen war ihm jede Hand- 
lung Schmeissers in den vergangenen Jahren wohlbekannt. Natürlich 
auch dessen Rolle im Zusammenhang mit dem Aktendiebstahl in der 
Bayerischen Staatskanzlei. 

Schmeisser konnte zwei Fliegen auf einen Schlag einbringen. Brachte 
man ihn zu lückenlosen Aussagen über seine Tätigkeit für die Franzosen, 
dann war es nicht mehr schwer, ausreichendes Belastungsmaterial gegen 
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führende Politiker und Diplomaten der Bundesregierung zurechtzubauen. 
Gleichzeitig aber würde Schmeisser dadurch seine eigenen strafbaren 
Handlungen zu Protokoll geben müssen. 


Ziebell ließ nach dieser Überlegung seinen Adlatus Schmeisser zu sich 
kommen. 


Der junge Mann war schon seit längerer Zeit auf der Suche nach 
einem gesicherten Beamtenposten. Er hatte das Vagabundenleben im 
Dunkeln satt. 


Sein Meister kannte die Situation des Zauberlehrlings. Er machte 
ihm größte Versprechungen und malte Schmeissers Zukunft in den 
schönsten Farben, wenn dieser weiter seinen Mann stehen würde. Nicht 
umsonst. 

Schmeisser vertraute dem vermeintlichen Freund und beugte sich 
seinem Einfluß. Willig kam er der Aufforderung Ziebells nach, mit Hilfe 
seiner Braut Schretzmair seine Erlebnisse während der letzten fünf Jahre 
zu erzählen und seine Aussagen protokollieren zu lassen. 


Ziebell spielte gekonnt den „korrekten Juristen“ und übernahm die 
Stilisierung der Niederschrift. 


So entstand in mehreren Sitzungen — die zum Teil in Hotelzimmern, 
ın den Räumen des Polizeipräsidiums und im Verfassungsschutzamt 
Hessen stattfanden — ein umfassendes Protokoll. 


Peinlichst achtete Ziebell darauf, daß diese „Vernehmungen“ Schmeis- 
sers unter Ausschluß von Dritten erfolgten. 


Als dann Ziebell endlich die Reinschrift der protokollierten Aussagen 
seinem Mandanten zur Unterschrift vorlegte, unterschrieb dieser pro- 
grammgemäß, ohne die Wiedergabe seiner Erzählungen auf ihre Richtig- 
keit geprüft zu haben. 


Im Wiesbadener Polizeipräsidium wurde die Niederschrift durch den 
zuständigen Polizeibeamten mit Siegel und Unterschrift beglaubigt, damit 
alles seine Ordnung hatte. Seltsamerweise hatte der Urkunden-Beamte 
ebenfalls vergessen, zu lesen, was er unterschrieb. 


Ziebell eilte befriedigt zu OÖberregierungsrat Paul Schmidt, um 
diesem das hochwichtige „Dokument“ zu überbringen. 


Schon auf dem Wege in das Verfassungsschutzamt dachte er weiter. 


Bisher hatte sich alles vorzüglich arrangieren lassen. Das Protokoll 
Schmeissers war amtlich beglaubigt. Durch die Übergabe an Paul Schmidt 
hatte man den Dienstweg eingehalten und sich entlastet. Jetzt kam es 
nur noch darauf an, das Protokoll dem Verfassungsschützer wieder un- 
auffällig zu entreißen und es dann richtig zum Tragen zu bringen. Viel- 
leicht brauchte er dazu noch Schmeisser, der sich bei Aktendiebstählen 
schon bewährt hatte. 
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Die Saat geht auf 


Vor jedem Zugriff sicher, lag das „Schmeisser-Protokoll“ im Safe des 
hessischen Verfassungsschutzamtes. 

Oberregierungsrat Paul Schmidt war vorsichtig. Es lag nicht in seiner 
Absicht, von dem Protokoll sofort Gebrauch zu machen. Ein unbestimmtes 
Gefühl sagte ihm, daß es besser war, dieses Dokument vorerst ruhen 
zu lassen. Zu schwerwiegend waren die Aussagen Schmeissers. Jede un- 
überlegte oder fahrlässige Verwendung konnte größtes Unheil anrichten. 
Die amtliche Weitergabe des Materials wäre unkorrekt gewesen, da es 
weder überprüft noch ausgewertet war. 

Diese Haltung Schmidts war dem Verschwörer Dr. Jürgen Zicbell 
mehr als unangenehm. Die Erfüllung seiner Aufgabe hing von der Rück- 
gewinnung des Protokolls ab. Nur mit Hilfe dieser Unterlage konnte deı 
Diffamierungsfeldzug gegen die Bundesregierung in Szene gesetzt werden. 

Vergeblich zerbrach sich Ziebell den Kopf nach gangbaren Wegen, 
um an das dringend benötigte Dokument heranzukommen. Schon dachte 
er daran, Schmeisser einzusetzen, als ihm ein Zufall zu Hilfe kam. 

Paul Schmidt war schon längere Zeit krank, hatte aber die Symptome 
seiner Krankheit nie ernst genommen und sich in keiner Weise geschont. 
Eines Morgens fühlte er sich so elend, daß er sich veranlaßt sah, eine 
Wiesbadener Klinik aufzusuchen. Die Diagnose des ihn untersuchenden 
Professors riet zu einer sofortigen Operation. Schmidt sträubte sich da- 
gegen und ging in sein Amt zurück. Jedoch mußte er noch am gleichen 
Abend mit dem Krankenwagen abgeholt werden. Er kam sofort auf den 
Operationstisch. 

Ziebell nahm die unerwartete Gelegenheit wahr. Die Abwesenheit 
Schmidts vom Amt kam wie bestellt. 

Als Vertrauter des Chefs im Verfassungsschutzamt bekannt, über- 
spielte der routinierte Ziebell dessen Vertreter mit einer beispiellosen 
Frechheit. Er stützte sich auf seine Sonderstellung, die sich aus der ge- 
meinsamen und sonst niemandem bekannten Arbeit mit Schmidt auf dem 
französischen Sektor ergeben hatte. 

Innerhalb kürzester Zeit gelang es ihm, die Sekretärin des Chefs, 
Fräulein Rainert, für sich zu gewinnen. Diese vertraute ihm auch, weil 
sie annehmen mußte, daß Ziebell im Einvernehmen mit Paul Schmidt 
handelte. Und als sie ihm eines Tages vertrauensselig die Schlüssel für 
den Panzerschrank und für den Schreibtisch im Zimmer des Chefs aus- 
händigte, hatte Ziebell gewonnen. 

Ziebell sah sich am Ziel aller seiner Bemühungen. Unbeobachtet 
durchsuchte er die Akten, die Schmidt stets unter strengem Verschluß 
hielt. 

Er fand auch, was er suchte. 
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Neben dem Schmeißer-Protokoll fielen ihm die Akten über Organi- 
sation und Tätigkeit des antikommunistischen Kampfbundes „BDJ“ (Bund 
deutscher Jugend) in die Hände. 

Dieser BDJ war mit Unterstützung der Amerikaner aufgebaut worden 
und hatte mit Erfolg.die kommunistische Untergrund- und Zersetzungs- 
tätigkeit bekämpft. Er war als Gegengewicht gegen die im Osten 
militärisch geschulte und straff geführte FDJ gedacht und sollte in der 
Lage sein, von der DDR aus gesteuerte Putschversuche oder organisierte 
Unruhen der Kommunisten erfolgreich zu bekämpfen, falls sich dazu die 
damalige bundesdeutsche Exekutive als zu schwach erweisen würde. Aus 
diesem Grunde wurden Sondergruppen des BDJ vorsorglich militärisch 
ausgebildet. Die Aufsicht lag in den Händen der Amerikaner. 

All dies ging aus den Akten hervor, die Ziebell fand. Das Material 
mußte in den Händen seiner Hintermänner zu einer Bombe gegen die 
Amerikaner und gegen die Bundesregierung werden. Gleichzeitig bildeten 
diese Unterlagen für Ziebell die Garantie, daß Paul Schmidt einem töd- 
lichen Fangschuß nicht mehr ausweichen konnte. 

Mit Genugtuung sondierte Ziebell das Material. Am wertvollsten 
erschien ihm eine Liste, die Namen von Personen enthielt, welche im 
Ernstfall aus Sicherheitsgründen unter besondere Beobachtung gestellt 
werden sollten. 

Diese Liste konnte wunderbar im Sinne des Auftrages verwertet 
werden. In einem ausführlichen Kommentar Ziebells wurde sie in eine 
„Liquidierungsliste“ verwandelt, nach der am Tage X in der Hauptsache 
führende SPD-Funktionäre ermordet werden sollten, deren Zuverlässig- 
keit der BDJ anzweifelte. In geschickter Verdrehung der Tatsachen wies 
Ziebell den BDJ als „neofaschistische Untergrundorganisation“ aus. 

Mit dieser „dokumentarischen“ Ausarbeitung beglückte Ziebell nun 
den Pressechef des hessischen Ministerpräsidenten. 

Der Pressechef Bartsch gehörte seit 1947 zu den schärfsten Wider- 
sachern des Oberregierungsrates Paul Schmidt; denn Schmidt hatte aus 
seinem Verdacht kein Geheimnis gemacht, daß Bartsch, ohne es zu wissen, 
an östlichen Fäden hing und — wenn auch ungewollt — der kommunisti- 
schen Infiltration Vorschub leistete. 

Ziebell hatte diese Gegnerschaft Bartsch/Schmidt ins Kalkül gezogen. 

Bartsch erfaßte die gute Gelegenheit, sich an Schmidt rächen zu 
können und präsentierte dem Ministerpräsidenten Zinn die Liste im 
Sinne der Ziebell'schen Auslegung. 


Die Folge davon war, daß Zinn über den Rundfunk aufsehenerregende 
Dinge bekanntgab: Man habe in Hessen eine neofaschistische Untergrund- 
organisation aufgespürt, deren Ziel es sei, am Tage X hessische Politiker 
zu ermorden. Auf der Liquidationsliste stünden diese und jene Namen, 
und Waffen- und Übungsplätze seien bekannt. 
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Mit seinen Erklärungen löste Zinn einen Riesenskandal in der 
Bundesrepublik aus. Hoch schlugen die Wellen der erschreckten öffent- 
lichen Meinung. 

Der Wirbel um die BDJ-Affaire nahm solche Ausmaße an, daß sich 
die US-Regierung veranlaßt sah, ihren Sonderbotschafter in die Bundes- 
republik zu entsenden und mit entsprechenden Schritten die verfahrene 
Situation zu retten. Um die Ruhe wieder herzustellen, sahen sich die 
Amerikaner schließlich gezwungen, den BDJ zur Freude der Kommu- 
nisten aufzulösen. 

Die Aktion Ziebell/Bartsch hatte den antikommunistischen Abwehr- 
bestrebungen einen schweren Schlag versetzt. 

Nun fiel alles über den ahnungslosen Paul Schmidt her. Er wurde 
zum Prügelknaben der ganzen Affaire. 

Die Amerikaner sahen in ihm den Urheber des Skandals, die hessische 
Regierung und die SPD beschuldigten ihn der Aktenunterdrückung, und 
die Bundesregierung mußte in ihm den Unruhestifter erblicken. 

Paul Schmidt lag hilflos in seinem Krankenbett. 

Ziebell indessen nützte die allgemeine Verwirrung aus und bereitete 
den nächsten Schlag vor. 

Er bot das von ihm stilisierte „Schmeisser-Protokoll“ dem Vertreter 
des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“ in Hessen, Hans-Hermann Mans, 
zur Veröffentlichung an. 


Mans, auf der Jagd nach Presse-Knüllern, zeigte sich interessiert 
und setzte sich mit seiner Redaktion in Hannover in Verbindung. 


In Hannover war man von dem Vorbericht des Außenredakteurs 
entzückt. Was Mans avisierte, war endlich ein politischer Sensations- 
Schlager von Format. Man war bereit, die Aussagen Schmeissers laut 
Protokoll zu veröffentlichen. Da es sich aber um einen äußerst delikaten 
politischen Stoff handelte, war Mans angewiesen, sich Original-Akten 
aushändigen zu lassen. 

Die konkrete Forderung des „Spiegel“ nach authentischen Unter- 
lagen kam Ziebell recht ungelegen. Als Jurist wußte er genau, daß er 
sich keines Aktendiebstahls schuldig machen durfte. Er mußte einen 
geeigneten Ausweg finden, um den Wünschen der „Spiegel“-Redaktion 
ohne strafbare Handlung gerecht werden zu können. 

Er gab dem Redakteur Mans Gelegenheit, das „Schmeisser- Protokoll“ 
einschließlich Aktendeckel, Laufnummer und Aktenzeichen zu foto- 
kopieren. 


Das „Schmeisser-Protokoll“ 


Von allen diesen Vorgängen hatte der Regierungsrat Clemens keine 
Ahnung. Umso größer war seine Überraschung, als ihm eines Tages ein 
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Protokoll: 


ihm bekannter SPD-Funktionär die Abschrift eines Protokolles zur ver- 


traulichen Information übergab. 


Zu seinem Schrecken mußte er erkennen, daß Paul Schmidt seine 
Warnungen in den Wind geschlagen hatte und in eine Sache geraten war, 
aus der ihn niemand mehr herausholen konnte. 

Aufmerksam machte sich Clemens an die Lektüre des Protokolls: 


Der Aktendiebstahl in der Bayerischen Staatskanzlei 

Auszug aus dem Wiesbadener Protokoll des Journalisten Hans- 
Konrad Schmeisser vom 22.11.1951, wohnhaft in Wiesbaden, Forststraße 3. 

„Ende 1947 — es kann November gewesen sein — teilte mir Masloh 
mit, daß eine andere französische Dienststelle verlange, daß ich Geheim- 
akten der Bayerischen Staatskanzlei, betreffend die Pfalz, beschaffen 
müßte. Diese Akten lägen in der Bayerischen Staatskanzlei bzw. bei dem 
Baron von Herwarth, zur Zeit Protokollchef des Auswärtigen Amtes. 

Ich hatte zunächst keine große Neigung, diesen Auftrag durchzu- 
führen. Mir blieb schließlich nichts anderes übrig, da man mir unmißver- 
ständlich mit dieser fremden Dienststelle drohte. 

Ich fuhr daraufhin nach München und besprach die Angelegenheit 
mit meiner Verlobten, Dorothea Schretzmair, die damals in München, 
Veterinärstraße 2, wohnte. 

Sie erklärte sich aus einer momentan schwierigen Lage heraus bereit, 
mir behilflich zu sein, und ich besprach den Plan mit ihr. 

Ich fuhr dann nach Landau zurück und wurde nunmehr von Masloh 
mit einem M. Francoire Durtal von der französischen, militärischen 
Abwehr zusammengebracht, der seinen Dienst in Neustadt versah. Es 
wurde vereinbart, daß ich nach München zurückfahren sollte und Masloh 
mit Durtal an einem bestimmten Tag nach München in die Veterinärstraße 
kommen sollte, um von sich aus nochmals alle Vorbereitungen zu treffen. 

Ich fuhr darauf nach München, und einen Tag später kam M. Durtal 
in Begleitung eines Inspektors seiner Dienststelle nach. 

In der Wohnung von Fräulein Schretzmair wurde eine Lage- 
besprechung abgehalten. Durtal fuhr nach Landau zurück, und ich blieb 
in München. In der Zwischenzeit entwendete Fräulein Schretzmair 
während der Dienstzeit vormittags aus der Registratur der Staatskanzlei 
einen Pfalzakt (Buchstabe Pf£-Pfalz), in der Annahme, damit der Masloh- 
schen Forderung Genüge geleistet zu haben. 

Einen Tag später erschienen am Spätnachmittag Masloh, Durtal und 
drei Inspektoren mit zwei Wagen, die beide eine Saar-Nummer hatten. 
Außerdem befanden sich in dem Wagen ein Fotokopier-Gerät, ein Trans- 
formator und mehrere Foto-Apparate. Kopiergerät und Transformator 
waren außergewöhnlich schwer und groß. Das Kopiergerät hatte allein 
die Größe eines Teetisches. Diese Geräte blieben zunächst in dem einen 
Wagen, und inzwischen wurde Masloh und Durtal der obengenannte Akt 
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aus der Registratur der Staatskanzlei vorgelegt, worauf Masloh erklärte, 
ihm sei bekannt, daß ein interner Akt, der nicht in der Registratur stände, 
mit gewissen Vorgängen noch vorhanden sein müsse, der sich wahrschein- 
lich bei Baron v. Herwarth oder im Zimmer des Staatsministers Pfeiffer 
befinden würde. 

Fräulein Schretzmair weigerte sich zunächst, diesen Auftrag anzu- 
nehmen. Daraufhin veranlaßte sie Masloh unter Druck, auch den erneuten 
Auftrag auszuführen. 

Die ganze Gruppe hielt sich zunächst in der Wohnung des Kunst- 
malers Reiser in der Kaulbachstraße auf, den Fräulein Schretzmair per- 
sönlich gut kannte. Dort wurde gefeiert. Auch der Vater von Fräulein 
Schretzmair, der seine Tochter suchte, war dort. 

Nach Fortgang ihres Vaters ging Fräulein Schretzmair kurz vor 
Dienstschluß der Staatskanzlei in deren Räume und versteckte sich auf 
dem Boden und ließ sich einschließen. Im Laufe der Nacht begab sie sich 
ın das Zimmer des Baron von Herwarth und in das Zimmer von Staats- 
minister Pfeiffer, suchte und fand die gewünschten Akten. 


Sie sprang durch ein hinteres Parterre-Fenster in den Hof und ging 
in den benachbarten Hinterhof der Beamtensiedlung, klopfte und sagte 
den Leuten, sie hätte in der Beamtensiedlung jemand besucht und sei 
aus Versehen eingeschlossen worden. Die Leute öffneten ihr die Tür, und 
sie kam mit den Akten in die Veterinärstraße 2 zu dem Fotografen 
Mielens, der eingeweiht war, und bei dem wir anderen alle (außer Reiser) 
warteten. 

In der Zwischenzeit hatte Masloh, Durtal und die anderen drei Fran- 
zosen die im Auto befindlichen Geräte in die Wohnung Mielens geschafft. 
Bei der versuchtsweisen Einschaltung des Transformators entstand ein 
derartiges Beben des Hauses, daß der Versuch schleunigst abgebrochen 
werden mußte, um nicht sämtliche Bewohner zu der nachtschlafenden 
Zeit aufzuwecken. 

Als Fräulein Schretzmair kam, nahm Masloh die Akten in Empfang, 
und Fräulein Schretzmair begab sich in ihre Wohnung, die darunter lag, 
um bei ihrem Vater keinen Verdacht zu erwecken. 


Ich selbst blieb in der Wohnung Mielens‘, 

Die Akten wurden von einem der mitgebrachten französischen 
Spezialisten mit einer Leica Blatt für Blatt fotokopiert. 

Anschließend gab Durtal an Masloh und mich Order, die Akten 
wieder unversehrt in die Staatskanzlei zu schaffen. Dies war aber, wie 
ich am Morgen erfuhr, nicht möglich, da Fräulein Schretzmair beim 
Suchen der Akten die ganzen Akten aus dem Zimmer herausgerissen 
hatte, so daß am nächsten Morgen die Benutzer der Zimmer feststellen 
mußten, daß nachts Unberechtigte in den Akten gewühlt hatten. 
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Masloh nahm von Durtal dann die Akten wieder in Empfang. Hierbei 
sagte mir Masloh, daß der erste Akt, der sogenannte Registratur-Akt, 
nicht zurückgegeben würde, da er, Masloh, ihn für sich selber benötige 
und mitnähme. Aus dem zweiten Akt nahm er, von Durta unbeobachtet, 
einige Vorgänge heraus, die ihm wichtig erschienen. Den Rest des zweiten 
Aktes ließ er bei Mielens liegen. 

Er begab sich dann mit Durtal und den anderen Franzosen und mir 
zu den Autos, die vor der Tür standen. Die schweren Geräte konnten nur 
unter erheblichem Lärm die Wendeltreppe hinuntergebracht und vor das 
Auto geschafft werden. Die Leute im Haus waren aufgewacht, ließen sich 
aber nicht sehen. 

Draußen auf der Straße machte es Schwierigkeiten, das große Foto- 
kopiergerät durch die Wagentür in eines der Autos hineinzubringen. Es 
verklemmte sich in der Tür, und bei den Bemühungen, das Gerät in das 
Auto zu bringen, entstand in der nachtstillen Straße ein derartiger Lärm, 
daß in den gegenüberliegenden Häusern die Bewohner die Fenster 
öffneten und hinausriefen: „Wollt Ihr Schufte wohl die Autos stehen 
lassen!“ 

Als Durtal daraufhin mit seiner Taschenlampe hinaufblendete und in 
Französisch hinaufrief, vernahmen wir in einem geöffneten Fenster 
jemand telefonieren. Durtal trieb daraufhin zu äußerster Eile, da er 
meinte, der Telefonruf diene dazu, das Überfallkommando herbeizurufen. 

Mit äußerster Kraftanstrengung gelang es, den schweren Fotokopier- 
apparat durch die Wagentür zu drücken, und Masloh, Durtal und die drei 
anderen Franzosen warfen sich beim ersten Ertönen des Signals des 
Überfallkommandos, das die Ludwigstraße heraufkam, in die Wagen und 
rasten in verschiedenen, entgegengesetzten Richtungen davon, um sich 
vereinbarungsgemäß vor dem Hauptbahnhof zu treffen. 

Ich selbst wurde von Masloh beordert, zurückzubleiben und die 
Sache mit dem Überfallkommando zu regeln sowie die Akten-Angelegen- 
heiten, die immer noch oben auf dem Tisch in der Wohnung Mielens 
lagen, sowie die Banderolen der 100-RM-Scheine zu beseitigen, die eben- 
falls noch am Boden der Mielens‘'schen Wohnung lagen. 


Masloh hatte in 100-RM-Scheinen ca. 5000 RM erhalten, und ich hatte 
10000 RM in Empfang genommen, die ich an Frl. Schretzmair und Reiser 
zu zahlen hatte. Ich lief dann sofort zu den Eheleuten Mielens, die mit 
am Auto waren, in die Wohnung hinauf, steckte den Rest Akten der 
Bayerischen Staatskanzlei in ein Ofenrohr, das im Dachkorridor lehnte, 
ebenso die Banderolen, und wir machten Ordnung. 

Unmittelbar darauf wurden sämtliche Klingeln gedrückt, und herauf 
stürzten 10 Mann des Überfallkommandos mit gezogener Pistole. Der 
Bereitschafts-Chef stürzte auf mich zu, weil ich im Vordergrund stand, 
und verlangte, daß ich die Schwarzhandelsware sofort herausgeben sollte. 
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Ich erklärte ihm, daß hier keine Schwarzware sei, sondern, daß ein großer 
schwerer Radiomusikschrank von Freunden, die aus dem Saarland hier 
gewesen seien, abgeholt worden wäre, und dieser Apparat sei nur schwer 
in das Auto hineingegangen. Er nahm daraufhin meine Personalien auf 
und fragte, wo sich die Wagen befänden, von denen ihm die Bewohner 
des Hauses beim Eintreffen berichtet hätten, Er nahm auch noch die 
Namen der Personen auf, die im Wagen waren. Ich nannte hierbei den 
Namen Dr. Maslohs und sagte, daß ich die anderen nicht kenne. Dann 
sagte ich ihm, daß die Wagen wahrscheinlich am Hauptbahnhof vorbei- 
führen. 


Das Überfallkommando verließ daraufhin sofort das Haus und fuhr 
ohne weitere Nachforschung zum Hauptbahnhof. Ich selbst blieb bei 
Mielens über Nacht und fuhr am nächsten Tage nach Landau. Dort er- 
zählte mir Masloh den Fortgang der Angelegenheit, wie er sich am Haupt- 
bahnhof abspielte: Die beiden Wagen hatten sich gerade am Hauptbahn- 
hof getroffen und warteten auf mich. Denn ich sollte sofort nachkommen, 
wenn ich irgendwelche Schwierigkeiten hätte und die Beamten mit ihren 
weiteren Fragen an die Insassen des Wagen verweisen. 


Dies war ungefährlich, da die deutsche Polizei damals nicht Befugnis 
hatte, Besatzungsangehörige zu kontrollieren. Als das Überfallkommando 
am Bahnhof eintraf, gingen die Beamten zunächst auf einen Stuttgarter 
Wagen zu, dessen Besitzer am Steuer schlief. Dann waren sie zunächst 
unentschlossen, auf welchen der beiden Saar-Wagen sie gehen sollten, 
und als sie Miene machten, auf den Wagen zuzugehen, der das Foto- 
kopiergerät enthielt, stieß Durtal in dem anderen Wagen die Wagentür 
von innen auf, zog seine Pistole und schrie hinüber, sie sollten die Wagen 
in Ruhe lassen, das seien französische Wagen. 


Die Beamten waren durch diesen heftigen Anruf eingeschüchtert, 
unternahmen nichts weiter und fuhren ab. Die beiden Wagen fuhren 
daraufhin mit Höchstgeschwindigkeit in die französische Zone.“ 


+ 


An dieser Stelle hielt Regierungsrat Clemens mit dem Lesen inne. 
Hier stimmte doch einiges nicht. 


Nochmals studierte er Zeile für Zeile. Automatisch begann er, in 
Gedanken die Protokollstellen auszuwerten. 


Wie war es nur möglich gewesen, daß sich Schmeisser von Ziebell 
derartig festlegen ließ? Diese Aussagen belasteten ihn und seine Braut 
schon rein vom strafrechtlichen Gesichtspunkt her. Es war nicht recht zu 
glauben, daß Schmeisser leichtfertig und ohne Garantien sich in die Hand 
Ziebells gegeben hatte, Er kannte schließlich die Vergangenheit seines 
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„Vernehmers“ genau und wußte, welch gravierendes Beweismaterial die 
antikommunistisch eingestellte französische Abwehr gegen Ziebell in der 
Hand hatte. 


War diese Niederschrift überhaupt ein echtes Protokoll? Konnte es 
nicht ebenso gut der Fall sein, daß Schmeisser auf Grund glaubwürdiger 
Versprechungen mit Ziebell gemeinsame Sache machte und seine Aus- 
sagen nach vorheriger Absprache im Sinne einer festgelegten Diktion 
protokollieren ließ? Und in welchem Ausmaß hatte Ziebell die Aussagen 
frisiert, ehe er sie unterschreiben und beglaubigen ließ? 


Es schien, als sollte durch dieses Protokoll nur eine geschickt ent- 
stellte Optik erreicht werden. Die eigenartige Mixtur aus Vergangen- 
heit und Gegenwart verschob die Perspektiven. Alle Personen, die durch 
dieses Protokoll belastet wurden, waren zur Zeit der Handlung Privat- 
personen, zur Zeit der Niederschrift aber bereits prominente Persönlich- 
keiten innerhalb der Bundesregierung. Das war mehr als merkwürdig 
und verriet ein abgestecktes Ziel. 


Clemens machte sich Notizen. Ein Absatz des Protokolls fand seine 
besondere Beachtung. Er klammerte ihn rot ein. Denn dieser Absatz fiel 
durch den aus dem Rahmen fallenden Inhalt und Satzbau auf. Er unter- 
brach sichtlich die zusammenhängende Schilderung und schien konstruiert 
zu sein. 


Laut lesend prägte sich der Regierungsrat den Wortlaut ein, um ihn 
besser verarbeiten zu können: 


„Herwarth und seine Frau waren während seiner diplomati- 
schen Laufbahn eine Zeitlang in Rußland gewesen und hatten dort 
bereits enge Beziehungen zum französischen Nachrichtendienst an- 
geknüpft. Seine Frau hielt sich nach dem Kriege in Kitzbühel auf, 
wo sie im Dienste der französischen militärischen Abwehr tätig war. 


Im Auftrage der französischen militärischen Abwehr berichtete 
er dann über seine Frau über die ihm bestens bekannten Vorgänge 
in der Bayerischen Staatskanzlei. Warum man nicht Herwarth mit 
der Herausgabe der Akten betraute, weiß ich nicht, wahrscheinlich 
ist jedoch, daß die Dienststelle in Österreich, für die Herwarth 
arbeitete, keinerlei Kontakt mit der Dienststelle in Neustadt hatte. 
Im übrigen ergibt sich das aus der Technik des französischen Nach- 
richtendienstes.“ 


Woher wußte Schmeisser so genau, daß Herwarth für eine fran- 
zösische Dienststelle in Österreich arbeitete? Ja, daß er überhaupt im 
Dienste der Franzosen stand? Und wenn, wie konnte es sich dann aus 
der Technik des französischen Nachrichtendienstes ergeben, daß man 
einen so umständlichen und unsicheren Weg wählte, um an die Akten in 
der Bayerischen Staatskanzlei zu kommen? Die Zentrale der Franzosen 
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mußte doch wissen, wem sie am besten den Auftrag erteilte. Warum also 
(nach den Darlegungen Schmeissers) setzte man nicht den Mann an der 
Quelle, Herwarth, ein? 

Clemens notierte sich die Kardinalfrage zu diesem Absatz: Warum 
wurde der Absatz in die Schilderung Schmeissers eingebaut, obwohl er 
mit der erzählten Handlung und dem Erlebnis nicht das geringste zu tun 
hatte? 

Es gab auf diese Fragen nur eine Erklärung. 

Die Schilderung des Aktendiebstahls in der Bayrischen Staatskanzlei 
kam einer Selbstbeschuldigung gleich. Mit ihr sollte ein psychologischer 
Erfolg beim Leser erreicht und das dokumentarische Gewicht erhärtet 
werden. Der Fall Bayern hatte für die Zustände in der Bundesrepublik 
zu stehen und mußte den Leser in Gegensatz zu Regierung und West- 
alliierten bringen. Die Person Herwarth wurde eingebaut, um mit dem 
inzwischen zum Botschafter bestellten Baron gleichzeitig die Bundes- 
regierung zu diffamieren. 

Nach dieser Schlußfolgerung blätterte Clemens in dem raffiniert zu- 
sammengestellten Protokoll weiter: 


Dr. Adolf Reifferscheidt 


„Im Zuge der Entwicklung meines Nachrichtendienstes nahm ich Ver- 
bindung zu dem heutigen Generalkonsul der Bundesrepublik in Casa- 
blanca, Dr. Adolf Reifflerscheidt, auf, der damals Wirtschaftsbevollmäch- 
tigter der CDU/CSU-Zonenleitung in Köln, Robert Heuserstraße 49, war. 


Reifferscheidt hatte große politische Ambitionen und plante, unter 
seiner Führung das linke Rheinufer von Deutschland zu separieren und 
ähnlich wie die Saar wirtschaftlich an Frankreich anzuschließen. 

Er bat mich, diesen Plan in Paris vorzutragen und ihm bei der Ent- 
wicklung behilflich zu sein. Da der französischen Abwehr zum damaligen 
Zeitpunkt die Person Dr. Reifferscheidt außerordentlich wichtig war, 
wurde ich beauftragt, mit hinhaltendem Bescheid die Verbindung zu ihm 
zu festigen. 

Reifferscheidt brachte mich nun seinerseits mit dem damaligen 
Generalsekretär der CDU-Zonenleitung, dem Legationsrat Herbert Blan- 
kenhorn, zusammen. 

Nachdem ich eine längere Aussprache mit Blankenhorn hatte, die 
sich auf Dinge der militärischen Abwehr bezogen, brachte mich nun 
Blankenhorn seinerseits mit Dr. Adenauer zusammen. 

Reifferscheidt hielt nach wie vor den Kontakt zu mir aufrecht und 
brachte mich mit dem Kreis .der Großindustriellen zusammen, die seinen 


Plan unterstützten. 
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Er übergab mir ferner eine Liste dieser Industriellen sowie derjenigen 
Politiker, die ebenfalls die Separation des linken Rheinufers von Deutsch- 
land wünschten. Die Namen, welche auf der Liste waren, habe ich mir 
nicht gemerkt. Die Liste selbst habe ich nach Paris geleitet, denn diese 
politische Angelegenheit fiel nicht mehr unter meine Kompetenz. 

Reifferscheidt ließ dann auf eigene Kosten bei einer ihm vertrauten 
Buchdruckerei für etwa 1000 RM Flugschriften und Broschüren drucken, 
die zur Abtrennung des Rheinlandes aufriefen. 

Auch in Saarbrücken saß einer der Freunde Reifferscheidts, dessen 
Vater bereits nach dem ersten Weltkrieg einer der führenden Separa- 
tisten im Ruhrgebiet war. Der Name fällt mir wieder ein, sobald ich die 
Liste der Separatisten nach dem ersten Weltkrieg sehe, 

Da — wie schon bereits erwähnt — diese politische Großangelegen- 
heit überhaupt nicht in die Zuständigkeit der französischen militärischen 
Abwehr fiel, gab ich sie an die dafür zuständige französische Stelle ab. 
Ich selbst erhielt einige Zeit später den Bescheid meiner vorgesetzten 
Dienststelle, daß ich die Sache belassen sollte. 


Reifferscheidt war inzwischen Präsident der Belgisch-Luxemburgisch- 
Deutschen Handelskammer in Köln geworden, und aus der Zonenleitung 
der CDU ausgeschieden. Mein Verhältnis zu ihm kühlte sich etwas ab, 
da er mich für das Mißlingen seines Planes verantwortlich machte.“ 


+ 


Wieder hielt Clemens bei seiner Lektüre an. 


In Gedanken zergliederte er die Aussagen Schmeissers zu dem Kom- 
plex „Dr. Reifferscheidt“. 


Es stimmte, daß Reifferscheidt damals Wirtschaftsbevollmächtigter 
der CDU-Zonnenleitung in Köln war. Aber die Aussagen Schmeissers 
verschoben das Bild. Die Wahrheit sah anders aus. 

Es lag in der Position Reifferscheidts begründet, daß er Präsident 
der Belgisch-Luxemburgisch-Deutschen Handelskammer und dadurch zu 
einer politischen und wirtschaftlichen Zentralfigur wurde. Naturgemäß 
schenkte ihm auch das gesamte Ausland sein Interesse Es war eine 
realpolitische Selbstverständlichkeit, daß Reifferscheidt Verbindung zur 
rheinischen Industrie und zu wirtschaftspolitischen Kreisen in den west- 
europäischen Staaten hielt. Diese Verbindungen ergaben sich schon auto- 
matisch aus der Tatsache, daß die Interessen der rheinischen Industrie 
eng mit denen der westlichen Grenznachbarn verknüpft waren. So zum 
Beispiel ist das Eisen- und Stahlwerk „Burbacher-Hütte“ in Saarbrücken 
eine Tochtergesellschaft der „Luxemburgischen Eisen- und Stahlwerke“ 
Die „Röchling-Eisen- und Stahlwerke“ in Völklingen/Saar unterhalten 
Wirtschaftsunternehmen im Rheinland, während sie andererseits in die 
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Interessensphäre der Franzosen fallen. Das Gleiche gilt für zahlreiche 
Unternehmungen am Niederrhein. An Schiffahrt, Industrie und Gruben 
sind Holland, Belgien und Frankreich ebenso beteiligt wie Deutschland. 

Daraus ergab sich völlig eindeutig die Notwenigkeit, im Interesse 
Deutschlands mit den Anrainern zu verhandeln. 

Unter diesen Gesichtspunkten war es vollkommen unverständlich, 
daß es Reifferscheidt damals notwendig gehabt haben sollte, Schmeisser 
als Mittler einzuschalten. 

Unglaubhaft erschien auch die Aussage Schmeissers, der Wirtschafts- 
experte Reifferscheidt habe mit einem lächerlichen Betrag von 1000 Reichs- 
mark(!) eine separatistische Propaganda für die Abtrennung von 20 Mil- 
lionen Deutschen starten wollen. 

Und die mysteriöse Namensliste? Es konnte schlecht angenommen 
werden, daß Reifferscheidt einem völlig Unbekannten in einer derart 
delikaten Sache sein Vertrauen schenkte. Und was hatte der Premierleut- 
nant und Angehörige der französischen militärischen Abwehr, Levacher, 
überhaupt mit zivil-politischen Dingen zu tun? 

Die Behauptungen Schmeissers hielten also einer sachlichen Analyse 
nicht stand. 

Im damaligen Besatzungsdeutschland war es zweifellos möglich, daß 
der Abwehrmann Schmeisser zu Dr. Reifferscheidt vordringen konnte. 
Wie hätte man auch einen bevollmächtigten Leutnant Levacher als an- 
geblichen Angehörigen einer Besatzungsmacht abweisen können. Einmal 
bei Dr. Reifferscheidt, war es Schmeisser 'natürlich ein Leichtes, seine 
Vorstellung bei den anderen Herren der Parteileitung zu erreichen, um 
so mehr, als Dr. Adenauer und Herbert Blankenhorn ihr Büro im gleichen 
Hause hatten. 

So gesehen, hatte die Komposition Schmeissers also nur die Bedeu- 
tung, im Zusammenhang mit dem Gesamtprotokoll die Diskriminierung 
Dr. Adenauers in der Vorstufe glaublich zu machen. Das Bild der Tat- 
sachen wurde etwas verschoben, indem man die erklärenden Fakten 
wegließ und nur Bruchstücke mit färbenden Attributen aussprach. 

Clemens nickte anerkennend. Mit diesem Protokoll hatte Ziebell 
wahrhaftig ein Meisterstück der Schwarzkunst geliefert. 

Was das Protokoll weiter enthielt, war nicht minder interessant: 


1948/49: Dr, Konrad Adenauer und Herbert Blankenhorn / 
CDU-Zonenleitung in Köln 


„Den Legationsrat Herbert Blankenhorn habe ich, wie ange- 
geben, durch Reifferscheidt kennengelernt. Nach einem 3stündigen in- 
timen Gespräch mit Dr. Adenauer, bei dem in der ersten halben 


92 


= en Br nn — 


Stunde Blankenhorn anwesend war und dann von Adenauer hinausge- 
schickt wurde, hat Dr. Adenauer Blankenhorn Anweisungen gegeben, 
mir sämtliches Material und Hilfsquellen der CDU zugänglich zu machen. 

Es wurde vereinbart — um späteren eventuellen Schwierigkeiten 
vorzubeugen — daß ich nicht mehr in direkten Kontakt zu Adenauer 
treten sollte, sondern meine Wünsche nur noch Blankenhorn vortragen 
sollte. 

Es wurde mir mehrmals ausdrücklich betont — sowohl von Adenauer 
als auch von Blankenhorn später — daß alle Handlungen Blankenhorns 
in voller Übereinstimmung und ausdrücklichem Auftrag von Adenauer 
vorgenommen würden. 


ich habe mich in der Folgezeit häufig, und zwar meist wöchentlich 
einmal, mit Blankenhorn getroffen und zwar entweder in den späten 
Abendstunden in seiner Privatwohnung in Köln, Robert-Heuser-Str. 49, 
oder in seinem Privatbüro, das neben dem Privatbüro Adenauers im 
gleichen Hause untergebracht war, oder wir haben uns in einem Restau- 
ranı in Godesberg oder Bonn getroffen, oder Blankenhorn kam zu mir 
in meine Dienstwohnung in Boppard. 

Die nachkommenden Einzelheiten entnahm ich Aufzeichnungen, die 
Frl. Schretzmair als meine Sekretärin und ständige Begleiterin bei den 
Unterhaltungen mit Blankenhorn in einem Notizbuch stichwortartig auf- 
nahm, soweit dies möglich war. Ich überreiche dieses Notizbuch in der 
Anlage. 

Natürlich kann ich infolge der langen, inzwischen vergangenen Zeit 
nicht mehr sagen, in welcher Reihenfolge die einzelnen Gespräche mit 
Blankenhorn stattgefunden haben. 

Ich darf noch bemerken, daß die Sekretärin Blankenhorns, Frl. 
Zimmermann, Tochter des Finanzpräsidenten Zimmermann in 
Dresden, über die Beziehungen Blankenhorns zu mir und die Überlas- 
sung von Dokumenten durch Blankenhorn an mich im Bilde war. 

Blankenhorn sagte mir die laufende Übersendung der Kabinettsbe- 
schlüsse durch Frl. Zimmermann wöchentlich zu; da die militärische 
Abwehr sich für dieses politische Material nicht interessierte, wurde es 
durch Frl. Schretzmair direkt Laurent zugeleitet. 

Blankenhorn wurde auf seine eigene Bitte von Durtal zu inter- 
nationalen Besprechungen nach Paris in Neustadt mit dem Wagen abge- 
holt und in den Pariser Zug in Forbach gesetzt, um ihn der Paßschwierig- 
keiten zu entheben. 

Die französische militärische Abwehr hatte die Fahrkarte für Blan- 
kenhorn zu dieser Fahrt besorgt, Die Rückkehr Blankenhorns erfolgte 
dann über Belgien. Durtal ließ ihn über die französisch-belgische Grenze 
bringen. 
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Blankenhorn wies mehrmals darauf hin, daß Telefongespräche zwi- 
schen ihm oder zwischen Adenauer laufend von dem britischen Secret 
Service überwacht würden, wenn auch belgische Truppen in Köln statio- 
niert seien. 

Da er unter keinen Umständen wollte, daß die Engländer Verdacht 
schöpften, bat er mich, die Telefongespräche entsprechend abzufassen. 

Blankenhorn sagte in kommunistischen Sachen seine volle Unter- 
stützung zu und erklärte, daß ein gewisser Dr. Ruppert in Gelsenkirchen 
für die Zonenleitung tätig sei. 

Er bat, mich nicht mit Ruppert direkt in Verbindung bringen zu 
müssen, um Ruppert in dem Glauben zu belassen, daß sein Material 
ausschließlich für die CDU Verwendung finde. 

Tatsächlich hat er alle einlaufenden Berichte Rupperts im Original 
an mich weitergeleitet. Ruppert ist daraufhin von mir über Blankenhorn 
mit Geldmitteln entschädigt worden. 

Blankenhorn stellte mir auf Bitten der französischen militärischen 
Abwehr die Namen von zwei als zuverlässig bekannten Antikommunisten 
zur Verfügung, die ich nach Berlin beordern sollte, um von dort aus 
direkte Nachrichten über die ostdeutsche CDU heranzubringen. 

Die Namen dieser Antikommunisten sind mir entfallen. Ich habe 
Blankenhorn zu diesem Zweck Flugpapiere zur Verfügung geslellt. Die 
Leute haben sich weisungsgemäß in Mainz-Gonsenheim in der französi- 
schen Kaserne gemeldet, sind von Wiesbaden nach Berlin geflogen und 
haben sich dort in der französischen Anlaufstelle in Berlin-Frohnau 
gemeldet. 

Über den weiteren Einsatz dieser beiden Personen bin ich nicht im 
Bilde. 

Blankenhorn vertrat bei einer anderen Gelegenheit die Ansicht, daß 
von Deutschland Frankreich gegenüber vorgeleistet werden müßte und 
erklärte dazu ausdrücklich, daß Adenauer die gleiche Meinung verträte 
und über alle unsere Gespräche informiert ist und mit allen Abmachungen 
sich einverstanden erklärt habe. 

Auf Anraten der französischen militärischen Abwehr habe ich Blan- 
kenhorn und Adenauer als Gegenleistung für die laufende Überlassung 
Geheimmaterials — das interne deutsche nichtkommunistische Angelegen- 
heiten betraf — das Angebot gemacht, beide im Fall eines Einmarsches 
der Russen in Sicherheit nach dem Westen zu bringen. 

Blankenhorn und Adenauer nahmen das Angebot an und gaben mir 
ihre genauen Personalien sowie die ihrer nächsten Familienangehörigen. 
Adenauer wollte über den engsten Familienkreis hinaus nur diesem 
Evakuierungsplan zustimmen, wenn er seine erweiterte Familie mit- 
nehmen könne. Dieser Wunsch Adenauers mußte von der französischen 
militärischen Abwehr abgelehnt werden. 
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Im übrigen erhielt Adenauer die Zustimmung, als Chef der Exil- 
regierung in irgendeinem westlichen Lande tätig sein zu Können, und er 
stimmte diesem Plan vollständig zu. 

Bei einer der Unterredungen sagte Blankenhorn wörtlich: „Die Wahl 
Dr. Adenauers zum Präsidenten des Parlamentarischen Rates ist gemanagt 
worden.“ 

Bei einer der Besprechungen kam die Sprache auf die bevorstehende 
Wahl zum Bundestag. Blankenhorn bat mich, ob es möglich sei, von fran- 
zösischer Seite 2—3 Millionen DM für die CDU zu erhalten, da die Partei- 
kassen leer seien. Er bat aber ausdrücklich darum, daß diese französischen 
Geldzuwendungen, die die Wahl Adenauers zum Bundeskanzler ermög- 
lichen sollten, so gegeben würden, daß es nicht publik würde. 

Ich habe diesen Wunsch weitergegeben und ein prinzipielles Einver- 
ständnis von französischer Seite erhalten. 

Ob er später diese Gelder erhalten hat, weiß ich nicht, da ich inzwi- 
schen aus dem Dienst der Abwehr ausgeschieden bin. 

Blankenhorn berichtete über eine Hannover'sche CDU-Affäre, bei der 
einer ihrer wichtigsten Leute in Hannover mit der OÖstzone in Verbin- 
dung getreten sei und dort Geheim-Abmachungen getroffen habe. 

Blankenhorn übergab mir eine Liste mit Leuten, die wünschten, un- 
mittelbare Geheim-Verbindung mit Frankreich — nicht mit französischen 
Besatzungsstellen — aufzunehmen. Diese Liste enthielt u. a. den Namen 
des damaligen Polizeipräsidenten von Bäden-Baden. 

Im weiteren verlas Blankenhorn eines Abends den durch General 
Speidel ausgearbeiteten deutschen Aufmarschplan gegen den Osten, 
mit dem ausdrücklichen Bemerken, daß nur ein Exemplar in seinem 
Besitz sei und er dieses nicht herausgeben könne. Ich sollte mir die Ein- 
zelheiten merken. 

Blankenhorn erhielt laufend Zuwendungen von mir, teilweise in 
Geld, teilweise in Naturalien für seine Familie. 

Ich darf nochmals zusammenfassen, daß ich durchschnittlich wöchent- 
lich einmal von Blankenhorn geheimes Material erhielt, u. a. interne 
Beschlüsse des parlamentarischen Rates und ähnliches Dinge — 

Die ganzen Unterlagen, die er mir gab, darf ich nochmals betonen, 
sind niemals der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden, und alle 
Informationen waren ausschließlich Informationen, die nur einem kleinen 
Kreis um Adenauer bekannt waren. Es waren jedoch jede Woche Stöße 
von Papier. Ich kann mich infolge der langen Zeit und der Fülle des mir 
überlassenen Materials auf keine Einzelheiten mehr entsinnen. Es war 
jedenfalls so, daß das mir übermittelte Material ein vollständiges, ge- 
naues Bild über folgendes gab: 

l. Die geheimsten, internen Absichten Adenauers, 


2. seine Pläne bezüglich England, Amerika, Frankreich, 


en 
So 


3. seine Einstellung zu führenden westdeutschen Politikern, 


4. Einzelheiten über deutsche Politiker und deren Absichten, soweit 
er glaubte, daß sie Frankreich interessieren könnten (Dossier- 
Unterlagen); z. B. betrafen diese Dr. Anton Pfeiffer, Dr. 
Müller, Dr. Hilpert. 


Außerdem gab Blankenhorn auf verschiedene Anfragen von Paris 
bezüglich der inneren Einstellung und der Haltung gewisser Frankreich 
interessierender Politiker speziell Auskünfte, 

Über Blankenhorn kam ich auch zu meinem Agenten Eichelbaum, 
der als dritter Bürgermeister von Leipzig seinerzeit aus der ÖOstzone 
geflüchtet war und nunmehr unter der Betreuung der CDU in Köln stand. 
Von Eichelbaum erhielt ich wichtige Informationen über damalige Vor- 
gänge in Leipzig und die sächsische Regierung. Eichelbaum als laufenden 
Agenten zu beschäftigen, war nicht möglich, da er jede Verbindung in 
den Osten verloren hatte.“ 


Wie leicht und flüssig sich diese Aussagen Schmeissers über ein 
heikles und hochpolitisches Thema lasen. Wenn man die Seiten des Proto- 
kolls ohne besondere Konzentration überflog, übersah man glatt die 
Widersprüche und wurde von dem Gewebe aus konstruierten Zusammen- 
hängen und halber Wahrheit ohne Zweifel stark beeindruckt. 

Clemens ging mit großen Schritten im Zimmer auf und und ab. Von 
Zeit zu Zeit blieb er stehen, um sich wohl zum dutzendsten Male die 
einzelnen Passagen der Niederschrift einzuprägen. 

Über dem ganzen Protokoll stand ein einziges Fragezeichen. Nach 
der Diktion zu schließen, war der Wortlaut der Aussagen auf eine zu 
erreichende Propaganda-Wirkung abgestimmt. Sachliche Vernehmungs- 
ergebnisse sahen anders aus. 

Das Protokoll war für eine anschließende Veröffentlichung sensatio- 
nell-tendenziösen Charakters geradezu hervorragend geeignet. 

Und wem mochte es schon auffallen, daß es zumindest unwahrschein- 
lich klingt, wenn der 30jährige und als französischer Leutnant heraus- 
geputzte Schmeisser mit dem 70jährigen Routinier Adenauer ein „intimes“ 
Gespräch von drei Stunden geführt haben will? Wer nahm sich auch in 
dieser schnellebigen und gedankenlosen Zeit die Muße, sich mit der un- 
geschminkten Biographie des alten Mannes vom Rhein zu befassen und 
dabei festzustellen, wie er als Rheinländer einen kleinen Leutnant be- 
wertet. Jedenfalls nicht so viel, daß er einem solchen schon nach der 
ersten Begegnung stundenlang sein Herz ausschütten würde. Der Pseudo- 
Leutnant andererseits wußte entschieden zu wenig, um den beschlagenen 
alten Herrn solange angeregt unterhalten zu können. 
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Es war doch sicher so gewesen, daß der uniformierte Ltn. Levacher 
den CDU-Vorsitzenden bat, der französischen Abwehr Partei-Informatio- 
nen zu überlassen. Eine Bitte, die zu dieser Zeit kein Parteiführer ab- 
schlagen konnte, weil alle Parteien der Kontrolle durch die Besatzungs- 
mächte unterworfen waren. Als Vorsitzender einer Partei, die sich auch 
in der französischen Besatzungszone konstituiert hatte, hätte Adenauer 
es im Interesse seiner Parteifreunde nicht wagen können, dem Leiter 
der französischen militärischen Abwehr in Boppard einfach die kalte 
Schulter zu zeigen. Und es war immer noch besser, er selbst kontrollierte 
die Herausgabe von Informationen, als die Franzosen besorgten sich ihr 
Material über Unberufene. j 

Was wußte der selbstgefällige Schmeisser schon von den Gedanken 
des alten Adenauer? 

Natürlich bekam der Lin. Levacher auf Adenauers Weisung von 
Blankenhorn laufend dicke Bündel von Papier. Was fiel innerhalb einer 
Partei nicht alles an Drucksachen, Diskussionsgrundlagen und Werbe- 
material an. Solches Material mußte schließlich auch allen anderen Be- 
satzern zur Einsicht gegeben werden. 


Aber wie konnte Schmeisser erklären, Blankenhorn habe ihm die 
laufende Übermittlung der Kabinettsbeschlüsse durch seine Sekretärin 
zugesagt? 

Mit dieser Behauptung wurde doch bewußt beim Leser der Eindruck 
erweckt, Blankenhorn und der Mitwisser Adenauer hätten ihre Stellung 
als Amtsperson mißbraucht und als solche Agentendienste geleistet. 


Clemens schüttelte über so viel Unverfrorenheit den Kopf. 


Adenauer und Blankenhorn waren doch zu dieser Zeit Privatper- 
sonen. Was hatten sie als Parteifunktionäre mit einem „Kabinett“ zu tun? 
Es gab damals ja keinen deutschen Staat, geschweige eine deutsche 
Regierung. Die einzelnen Bundesländer vertraten sich selbständig durch 
eigene Regierungen. Mit keiner dieser Länderregierungen hatten die 
beiden Funktionäre jemals amtlich zu tun, es sei denn, sie verhandelten 
mit Parteifreunden, die gerade Regierungsbeamte waren. 


Schmeisser und sein Einflüsterer Ziebell mußten wissen, daß der 
damalige CDU-Vorsitzende Adenauer nicht mit dem späteren Bundes- 
kanzler Adenauer zu verwechseln war. 


Sie schoben also mit voller Absicht halbe Wahrheiten der Vergangen- 
heit auf das Geleise der Gegenwart, um eine diffamierende Reaktion 
gegen Adenauer auszulösen. 

Daß Schmeisser zu dieser Zeit den Aufrag bekam, die Verbindung 
zum CDU-Zonenvorstand aufzunehmen, war verständlich. Trafen doch 
die politischen Parteien in den Westzonen Vorbereitungen zur Konstitu- 
jerung eines sogenannten „Parlamentarischen Rates“. Durch diesen Rat 
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sollten die Vorarbeiten für die gesetzliche Verankerung eines künftigen 
deutschen Bundesstaates geleistet werden. 

Selbstverständlich waren die Besatzungsmächte an allem interessiert, 
was mit dieser gesetzgebenden westdeutschen Institution zusammenhing. 
Das vom „Parlamentarischen Rat“ zu schaffende Grundgesetz durfte in 
keiner Weise mit dem Kontrollratsgesetz der Alliierten kollidieren. Dafür 
mußten die Westalliierten schon wegen ihres sowjetischen Vertragspart- 
ners Sorge tragen. 

Weil in Boppard die Köln am nächsten gelegene Dienststelle statio- 
niert war — Köln selbst war von den Belgiern besetzt — bestellten die 
Franzosen den Dienststellenleiter Levacher zu ihrem Briefträger. Es 
konnte also gar keine Rede von Geheimaufträgen oder Geheimgesprächen 
im Zusammenhang mit dem Pseudo-Leutnant Levacher sein. 

Und um welches Geheimmaterial sollte es sich handeln, das über 
Levacher den Franzosen in die Hände gespielt wurde? Im damaligen 
Deutschland gab es keine Geheimnisse von politischer Bedeutung. Die 
Herren waren die Alliierten. Die Deutschen selbst durften nur gehorchen 
und mußten froh sein, überhaupt ihre Meinung zu politischen Fragen 
äußern oder beraten zu dürfen. Die Militärregierungen entschieden vom 
Petersberg aus darüber, was in Westdeutschland geschah. 

Es war deshalb auch nicht verwunderlich, daß Blankenkorn bereit 
war, die französische Abwehr in der Bekämpfung der Kommunisten zu 
unterstützen. Denn nur die Alliierten konnten damals Exekutivmaß- 
nahmen gegen kommunistische Aktionen ergreifen. 

Wollte Schmeisser in seinem Protokoll vielleicht sagen, daß es ein 
Verbrechen war, alliierte Dienststellen gegen die Kommunisten zu unter- 
stützen? 

Warum stellte der angeblich Vernommene ausgerechnet Privatange- 
legenheiten Dr. Adenauers in ein verschwommenes politisches Licht? 

Es war doch klar, daß auch diese Angaben nicht auf den damaligen 
Privatmann Adenauer sondern auf die spätere Amtsperson gemünzt 
waren. Hier sollte doch dem Leser gesagt werden, daß Adenauer (natür- 
lich als verantwortlicher Regierungsmann) sein Volk in der Stunde der 
Not feige im Stich lassen wollte. 

Die Absicht der Verfasser des Protokolls wurde damit zu deutlich. 

Die Erwähnung, daß Blankenhorn 2—3 Millionen Mark bei den Fran- 
zosen für die CDU erbeten haben sollte, war absurd. Adenauers Verbin- 
dungen zu namhaften Bankiers und zur Industrie waren zu bekannt, als 
daß man glauben konnte, er hätte es nötig gehabt, einen Leutnant 
Levacher auf Geldsuche zu schicken. 

Eine Stelle des Protokolls zeichnete Clemens dick mit Rotstift an. Sie 
charakterisierte am augenfälligsten den Zweck der ganzen Niederschrift: 
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Die Umgebung des Mannes Adenauer mit dem Odium des Verrates an 
Deutschland zu belasten. 

Es gab keinen deutschen Staat und keine deutsche Amee. Deshalb 
konnte es auch keine militärischen Geheimnisse geben. Wenn ein ehe- 
ımnaliger deutscher General Aufmarschpläne ausarbeitete, dann war das 
entweder cin fachliches Hobby ohne jede Realisierungsmöglichkeit oder 
ein Versuch, die alliierten Fachleute auf Grund reicher Kriegserfahrung 
zu beraten. Der erste Fall war nicht diskutabel. Im zweiten Falle aber 
bedurfte es zumindest des Einverständnisses einer westalliierten Militär- 
macht. 

Wenn also der Zivilist Dr. Speidel als ehemaliger Generalleutnant 
mit strategischen und operativen Problemen befaßt war, dann nur mit 
Wissen alliierter Stäbe. 


Von einem deutschen Aufmarschplan gegen den Osten zu sprechen, 
kam einer üblen Zweckmeldung gleich, die nur die sowjetische Propa- 
ganda unterstützen konnte. 


Demnach wurde dieser Absatz im Protokoll von Schmeisser und 
seinem Auftraggeber Ziebell nur aus folgender Überlegung formuliert: 

Die vorausgeplante Veröffentlichung des Protokolls sollte die Deut- 
schen überzeugen, daß Blankenhorn und Adenauer Verräter wären. 
Gleichzeitig wurde damit das kommunistische Propagandageschrei über 
Angriffsabsichten deutscher Militaristen gegen die Sowjetunion unter- 
stützt. 

Es war unglaublich, wie mit allgemeinen Andeutungen, Verdrehun- 
gen und verborgenen Halbwahrheiten eine Entstellung der echten Vor- 
gänge erreicht wurde. Und alles nur in der konzentrierten Stoßrichtung 
auf Adenauer und seine unmittelbare Umgebung. 

Ein eigenartiges „Protokoll“. 

Clemens stellte sich unwillkürlich die Frage, was wohl leichtfertige 
Journalisten mit dem Inhalt dieser Niederschrift für Unheil anrichten 
konnten, wenn sie ohne Erläuterung davon Kenntnis erhielten? Die Fol- 
gen waren gar nicht abzusehen. 


Die „Spiegel“-Redaktion, im Besitz der beweiskräftigen Fotokopie, 
veröffentlichte Teile des Protokolis. 

Noch hatte der „Spiegel“ seine Auflage nicht vollends zur Auslie- 
ferung gebracht, als bereits ein Beben durch die Bundesrepublik lief. 
Der Schlag hatte gesessen. 


Kaum hatte sich die Bundesregierung von der ersten Verblüffung 
erholt, löste sich die Kettenreaktion aus. Die Beschlagnahme der betref- 
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fenden „Spiegel“-Ausgabe wurde überflüssig. Die öffentlichen Meinungs- 
macher sorgten dafür, daß das Eisen heiß blieb. Der großangelegte Diffa- 
mierungsfeldzug hatte begonnen. 


+ 


Während in der Öffentlichkeit die Verwirrung immer mehr Boden 
gewann, machte Paul Schmidts Genesung im Krankenhaus rasche Fort- 
schritte. 

Für den Patienten ergaben sich bittere Konsequenzen. Er wußte 
genau, was nun folgen würde. Die BDJ-Geschichte und den Schmeisser- 
fall mußten seine Gegner zum willkommenen Anlaß nehmen, um ihn 
endgültig abzuschießen. 

Doch Paul Schmidt wollte nicht tatenlos kapitulieren, Mit aller Kraft 
stemmte er sich gegen das Unheil, das ihn nun von allen Seiten her 
bedrohte, 

Aber seine Anstrengungen waren vergebens. Das Schmeisserprotokoll 
wurde ihm zum Verderben. 

Der französische Hochkommissar Francois Poncet verlangte von der 
Bundesregierung seine Entfernung aus dem Amt; der amerikanische 
Sonderbotschafter beschwerte sich über ihn; das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz beschuldigte ihn wegen Überschreitung der Kompetenzen, 
und die Parteien distanzierten sich ohne Ausnahme von ihm. 

Im hessischen Innenministerium schürte der Ministerialdirektor 
Schuster gegen den in Ungnade gefallenen Verfassungsschutzchef. Denn 
nach Ansicht Schmidts war der ehemalige Rechtsanwalt Dr. Schuster aus 
Bautzen von dem Staatssekretär Prof. Brill in das hessische Innenmini- 
sterium eingeschleust worden. Und wenn Schmidts Nachforschungen 
richtig waren, so hatte der Ministerialdirektor Schuster nach dem deut- 
schen Einmarsch im Auftrage der SED als Vorsitzender der Rechtsan- 
waltkammer fungiert. 

Jedenfalls hatte Dr. Schuster Grund, ein Feind des Oberregierungs- 
rates zu sein. Außerdem wollte der Ministerialdirektor ausgerechnet die 
Villa als Privatwohnung, die das Verfassungsschutzamt beherbergte. 

In einer Front mit Dr. Schuster standen der Ministerpräsident Zinn 
und sein Pressechef Bartsch gegen Schmidt. 

Ohne jede Selbständigkeit durfte dieser nur noch die laufenden 
Geschäfte abwickeln und stand gewissermaßen unter Kuratel. Unter 
solchen Umständen litt es Paul Schmidt nicht mehr lange in Wiesbaden. 
Enttäuscht und verbittert nahm er Krankenurlaub und zog sich in die 
Stille seines Häuschens in Bad Wiessee zurück. 

Die erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Schmidt und Regierungs- 
rat Clemens zerbrach an den Folgen der Schmeisser-Affaire. 
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Aber auch der Mann, dem Schmidt sein Leid verdankte, verschwand 
von der Bildfläche. Der Agent Dr. Jürgen Ziebell setzte sich bescheiden 
nach Berlin ab, allen Ruhm aus der angezettelten Affaire großzügig 
seinem Adlatus, Hans-Konrad Schmeisser, überlassend,. 

Schmeisser wurde der Welt ein Begriff. In großen Lettern prangte 
sein Name in den Schlagzeilen der Weltpresse Je nach Couleur pries, 
kritisierte oder verdammte man ihn und seine Taten. Und als sich die 
kommunistische Presse und der sowjetzonale Rundfunk propagandistisch 
einschalteten, wurde er zum „Helden inmitten einer verderbten Bourge- 
oisie“, 

Der arme Hans Konrad Schmeisser wußte im ersten Augenblick gar 
nicht, auf welche Weise er über Nacht zu solcher Berühmtheit gelangt 
war. Es berührte ihn äußerst peinlich, so plötzlich im Mittelpunkt eines 
öffentlichen Meinungsstreits zu stehen. 

Nachdem er den ersten Schrecken überwunden hatte, machte er sich 
auf; denn nun galt es, beim „Spiegel“ seine Interessen zu wahren. Ziebell 
durfte schließlich nicht ganz allein das Geschäft machen. 

Er hatte Glück. Der „Spiegel“ konnte auf seinen Kronzeugen 
Schmeisser nicht verzichten. 

Trotzdem fühlte er sich nicht wohl in seiner Haut. Er versuchte 
wieder, in Bayern Fuß zu fassen. Dort hatten seine „Freunde“ bereits 
vorgesorgt. Ewald Zweig stellte ihm in Starnberg im Gasthaus „Zur 
Schießstätte“ sein reserviertes Zimmer zur Verfügung. 

Die Nähe Münchens zog Schmeisser magnetisch an. Regelmäßig be- 
suchte er die schöne Hauptstadt Bayerns. Er konnte nicht wissen, daß es 
ihm in dieser Stadt bestimmt war, das bisher Geschehene — entgegen 
den Interessen seines falschen Freundes Ziebell — zu korrigieren. 

Mitte September 1952 stieß er durch Zufall in einem Münchner Wein- 
Restaurant auf Clemens. Schmeisser konnte nicht ausweichen und war 
von dem Zusammentreffen unangenehm berührt. Verlegen begrüßte er 
den Regierungsrat. 

Clemens hingegen war über diese Begegnung erfreut. Endlich ergab 
sich die Gelegenheit, der hessischen Affaire auf den Grund zu gehen. 
Er stellte den verstörten Schmeisser ohne Umschweife wegen der sen- 
sationellen Veröffentlichung im „Spiegel“ zur Rede. 

Nach den ersten Gläsern Wein löste sich die Zunge des bedrängten 
Studenten Schmeisser. Er beichtete seine Sorgen. Clemens nahm zur 
Kenntnis, daß seinem Gegenüber der Knall im hessischen Verfassungs- 
schutzamt wegen des Zusammenhanges mit der BDJ-Affaire sichtlich im 
Magen lag. Schmeisser befürchtete nämlich, daß ihn eines Tages die ver- 
ärgerten Amerikaner zur Rechenschaft ziehen könnten. 


Vorsichtig fühlte er bei Clemens vor, inwieweit dieser ihm bei deut- 
schen und amerikanischen Stellen eine Stütze sein Könnte. 
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Nieder- 
schrift 


Clemens ging auf diesen wunden Punkt sofort ein und ließ durch- 
blicken, daß er gewisse Möglichkeiten habe, wenn Schmeisser zu einer 
aufrichtigen Generalbeichte bereit sei. 

Schmeisser wollte nicht recht. Erst im Oktober gab er seine zögernde 
Haltung auf. Der Boden in der US-Zone wurde ihm zu heiß. Jetzt fand 
er den Weg zu Clemens. 


Der Regierungsrat versprach, zu helfen, wenn Schmeisser unter 
Zeugen auf Befragung exakte Auskünfte geben wolle. 

So kam es, daß sich mehrere Tage hindurch in Schmeissers Zimmer 
im Gasthaus „Zur Schießstätte“ eine kleine Gesellschaft zusammenfand, 
die ihre Nachmittage dem berühmt gewordenen Ex-Agenten widmete. 


Zwischen dem 10. und 20. Oktober 1952 entstand auf diese Weise 
eine Vernehmungsniederschrift von größter Bedeutung. 


Bereitwillig beantworteten Schmeisser und seine Braut Schretzmair 
die Fragen des Regierungsrats Clemens in Anwesenheit eines prominen- 
ten SPD-Funktionärs und dessen Sekretärin. Auf einer mitgebrachten 
Schreibmaschine des bayerischen Parteibüros der SPD wurden die Aus- 
sagen Satz für Satz niedergeschrieben. 


Durch diese Niederschrift wurden die dunklen Machenschaften in der 
sogenannten „Schmeisser-Affaire“ beleuchtet. 


Schmeissers Starnberger Beichte 


„Vor meiner Reise im September 1951 nach Paris traf ich in Saar- 
brücken mit Ziebell zusammen. Hierbei schnitt Ziebell den Komplex 
Blankenhorn an und zwar im Zusammenhang mit meinem Wunsch, nach 
Deutschland zurückzukehren, um mir dort eine Position zu verschaffen. 
Voraussetzung hierfür sei, daß ich mit meinem gesamten Wissen und 
Material aus der französischen Arbeit zu seinen Leuten nach Deutschland 
käme. 


Da ich Ziebells Unzuverlässigkeit aus verschiedenen Fällen kannte 
und Fräulein Schretzmair in der Straßburger Telegramm-Affäre nach 
Bonn fahren wollte, trug ich ihr auf, selbst im Büro Heine wegen der 
Blankenhorn-Affäre vorzufühlen (Juni/Juli 1951). 

Fräulein Schretzmair war dann im Büro Heine und hat mit Heine 
abends um 19.00 Uhr persönlich gesprochen. Bei der Unterredung war 
niemand zugegen. Lediglich im Vorzimmer befand sich seine Sekretärin, 
ca. 35 Jahre alt, dunkelblond, vollschlank. 

Aus dem Komplex Masloh — B.D.E. (Bund für Deutschlands Erneu- 
erung /Strasser) war bekannt, daß Ziebell und Heine Verbindung hatten. 
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Um zu vermeiden, daß Ziebell sein eigenes Geschäft aus der Blanken- 
horn-Affäre machen konnte, erfolgte die Vorsprache von Frl. Schretzmair 
bei Heine. 

In der Besprechung mit Heine nannte Frl. Schretzmair keine Namen, 
sondern erklärte Heine, daß es sich um eine hochgestellte Persönlichkeit 
der Bundesregierung handele, die in Verbindung mit einem ausländischen 
Nachrichiendienst stehe. 

Heine erklärte daraufhin Frl. Schretzmair, daß ihn die Sache sehr 
interessiere und bat sie, die ganze Angelegenheit mit dem MdL Hans 
Schulz, Neustadt, Hohenzollernstraße 16 (Bez.-Sekr.) und Oberbürger- 
meister, MdL Hertl, Landtagsabgeordneter für Kaiserslautern, zu be- 
sprechen, da beide enge Vertrauensleute von ihm seien. 

Nach der Rückkehr von Frl. Schretzmair nach Saarbrücken traf sie 
Ziebell drei Tage später und mußte von Ziebell hören, daß er bereits über 
ihren Besuch bei Heine informiert war. Daraus ergab sich für mich, daß 


die Behauptungen Ziebells, mit Heine sehr gut bekannt zu sein, den Tat- 
sachen entsprechen müßten. 


Es darf noch bemerkt werden, daß Frl. Schretzmair mit keiner 
Namensnennung bei der Sekretärin resp. Vorzimmer eingeführt wurde. 


Bei Heine selbst wurde nur der Name Frau Brunner erwähnt, nicht der 
Klar-Name. 


Nach längerer Überlegung entschlossen wir uns, direkt mit Ziebell 
in Verbindung zu treten, da ja auf Grund des Bonner Besuches uns ein- 
deutig bewiesen wurde, daß Ziebell direkte Verbindungen zu Heine hat 
und im Interesse der Sache somit der nächste Weg gewählt wurde. 


Meine Frage, wieso Ziebells Tätigkeit bei den Franzosen sich mit 
seiner engen Freundschaft zu Heine vereinbaren lasse, beantwortete 
Ziebell dahin, daß er mir sagte, er sei bereits seit Jahren im Auftrage des 
Parteivorstandes (nicht Heine) an der Saar tätig. 


Nach meiner Übersiedlung nach Paris erhielt ich Nachricht von Zie- 
bell, daß in Deutschland alles vorbereitet sei und Frl. Schretzmair zur 
Aussage nach Frankfurt/M. kommen sollte. 


Diese Nachricht wurde von Ziebell direkt an Frl. Schretzmair nach 
Saarbrücken gegeben. Frl. Schretzmair fuhr daraufhin nach Frankfurt 
und traf dort mit Ziebell zusammen. Beide fuhren gemeinsam nach Wies- 


baden ins Polizeipräsidium zu dem dortigen Kriminalkommissar von 
Seidlitz. 


Da die Vernehmung der Frl. Schretzmair erst am nächsten Tag war, 
übernachtete sie in der Zeit zwischen 24./25. Oktober 1951 im „Taunus- 
Hotel“. Am andern Tag um 10 Uhr vormittags kam Ziebell mit dem SPD- 


Funktionär Zacharias ins „Taunus-Hotel“ (es gab zu der Zeit auch 
ein Postfach Zacharias). 
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Frl. Schretzmair sollte Zacharias erklären, was sie zu der Blanken- 
horn-Sache zu sagen hatte. 

Frl. Schretzmair trug den Blankenhorn-Komplex, soweit ihr bekannt, 
vor, worauf Ziebell eine Vernehmung im Wiesbadener Polizeipräsidium 
veranlaßte. 

Frl. Schretzmair mit Ziebell und Zacharias gingen ins Wiesbadener 
Polizeipräsidium, Abteilung Betrug, deren Leiter der Kriminalkommissar 
von Seidlitz ist, zwecks der Einvernahme. 

Die Einvernahme wurde unter Beisein von Seidlitz, seines Sekretärs 
Schäfer, Dr. Ziebell und Zacharias durchgeführt. 

Das von Frl, Schretzmair Ausgesagte wurde ihr nochmals zur Durch- 
sicht vorgelegt mit dem Hinweis von Kriminalkommissar von Seidlitz, 
sie solle das lesen, damit nichts in dem Protokoll stände, was sie nicht 
ausgesagt habe. 

Von Seidlitz hat die Einvernahme in der Eigenschaft als Exekutiv- 
Beamter gegengezeichnet. 

Frl. Schretzmair kam einige Tage später nach Paris und erzählte mir 
von ihrer Vernehmung. Dann erklärte sie mir, daß Ziebell mich bitte, 
eine Woche später nach Deutschland zu kommen, um dort gleichfalls 
meine Aussage über den Komplex Blankenhorn und andere Dinge zu 
machen. 

Ziebell hatte ihr weiterhin gesagt, daß er mich mit einem Wagen von 
Bruchmühlbach von der Grenzstation abholen sollte. 

Ich fuhr, wie besprochen, dann nach Bruchmühlbach. In Bruchmühl- 
bach empfing mich Ziebell am Bahnsteig und ging mit mir zusammen 
durch die deutsche Zollkontrolle. Er sprach, ohne daß ich es hören konnte, 
mit dem deutschen Grenzbeamten und wies ihm irgendein Stück Papier 
vor. 

Vor dem Bahnhofsgebäude wartete mit einem Volkswagen Herr 
Schwebbach, den er mir vorstellte und zwar als Schulz. 


Auf der Fahrt von Bruchmühlbach nach Wiesbaden erfuhr ich, daß 
Schwebbach und Ziebell schon seit mehreren Tagen dienstlich im Grenz- 
gebiet tätig gewesen waren (saarländisch-französisch-pfälzisches Grenz- 
gebiet) und u. a. auch in Kaiserslautern. 

Als wir in Wiesbaden ankamen, wurde ich im „Aachener Hof“ ein- 
logiert und zwar unter dem Namen Brunner (auf den Namen Brunner 
war auch mein saarländischer Paß ausgestellt). Um für den Abend die 
notwendigen Ausgaben zu bestreiten, erhielt ich eine kleinere Summe 
DM-Beträge von Ziebell. 

Am nächsten Tag kam Ziebell mit der Sekretärin, Frl. Rainert 
(Sekretärin von Paul Schmidt). 

Wir begannen dann mit der Protokollierung der Blankenhorn- 
Angelegenheit, 
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Das Gesamt-Protokoll umfaßt ca. 60 Seiten, dessen Hauptinhalt meine 
Tätigkeit beim französischen Nachrichtendienst ausmachte., 


Die Zusammenstellung des Protokolls dauerte einige Tage und wurde 
teils im Hotelzimmer, teils im 2. Stock des Verfassungsschutzamtes Wies- 
baden, Karlstraße 18, geschrieben. 


Ich wurde dann mit einem Mercedes des Amtes für Verfassungs- 
schutz geholt und zum Polizeipräsidium Wiesbaden gefahren. 

Da in dem Polizeipräsidium Wiesbaden Herr von Seidlitz nicht an- 
wesend war, beglaubigte das Protokoll sein Vertreter Schäfer. Schäfer 
beglaubigte das Protokoll auf seine Richtigkeit, ohne dem Einvernom- 
menen die Möglichkeit zu geben, nochmals das Protokoll zu lesen oder 
ihn diesbezüglich auf die Richtigkeit zu belehren. 


Zu dem Protokoll habe ich jeweils die mir zur Verfügung stehenden 
Original-Unterlagen zwecks Erhärtung der Aussagen beigefügt. Diese 
Beifügungen sind im Protokoll vermerkt worden. 

Vor meiner Rückreise nach Paris erhielt ich von Ziebell den Auftrag, 
für den Parteivorstand Ermittlungen beim Innenministerium (französisch) 
über die Person des Staatsrates Appel (SPD) und seine Tätigkeit während 
seines Aufenthaltes in Frankreich bei der Organisation Todt festzustellen. 

Ich bekam von Ziebell einen Vertrag, der beinhaltete, daß ich als 
Journalist für die SPD-Parteizeitung „Die Volksstimme“ in Paris tätig 
sei und ein monatliches Fixum von 400.— Mark außer meinen Spesen 
bis auf weiteres bezöge. 


Bei der Haussuchung in Paris am 13. Januar 1952 wurde der Ver- 
tragstext von dem französischen Innenministerium beschlagnahmt. Als 
Vertragspartner für „Die Volksstimme“ zeichnete Ziebell (Presseausweis 
der „Volksstimme“ unterzeichnete Stein, Verlagsleiter. Er wurde mir 
später von Schwebbach abgenommen mit der Begründung, daß Stein 
sonst Schwierigkeiten bekäme). 

Fahrt, Spesen und mein Honorar, ca. 700.— Mark, wurden mir von 
Ziebell in Wiesbaden in DM ausgezahlt. 


Die Quittung wurde gezeichnet mit Klarnamen Ziebell — Schmeisser. 


Außerdem erhielt ich von Ziebell den Auftrag, kurze Zeit später 
wieder nach Deutschland zu kommen, mein noch weiteres Material mit- 
zubringen, um das Protokoll zu ergänzen. 

In Paris erkundigte ich mich nach Appel und wurde gefragt, für was 
ich diese Appel-Ermittlungen durchführe, Auf Weisung Ziebells erklärte 
ich, daß diese Ermittlungen in Sachen Appel/Ziebell als Beauftragten des 
SPD-Parteivorstandes interessierten. Diese Frage wurde mir gestellt von 
dem Leiter der Amerika-Abteilung des Pariser Innenministeriums, Herrn 
Haiblet. Her Haiblet versprach, sich nach Appel zu erkundigen. 

Zwischenzeitlich fuhr ich mehrmals im Auftrage Ziebells nach Wies- 
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baden. Zeitweise fuhr ich wöchentlich zweimal von Paris nach Wiesbaden. 
Die Grenzübergangsstelle wurde von Ziebell jeweils vorgeschlagen. 

Bei einem einmaligen Grenzübergang in Weissenburg wurde ich 
speziell registriert von französischer Seite. Der französische Zollbeamte 
sah eine große Kartei nach, entnahm dieser Kartei ein weißes Kärtchen, 
auf dem offenbar mein Name verzeichnet war, und ließ mich anschließend 
die Grenze ohne weiteres passieren. 

Diese Fahrten machte ich meist mit Schlafwagen und erhielt auch 
diese Reisespesen von Ziebell ersetzt. Er schlug mir einmal vor, mit dem 
Flugzeug zu fliegen. 

Als ich Anfang Januar 1952 vom französischen Innenministerium 
verhaftet wurde (direkter Beamter des Innenministeriums), kam auch 
der Komplex Appel zur Sprache. Hauptthema war, welche Verbindung 
ich zu Ziebell und zum hessischen Verfassungsschutzamt habe und auch 
zur Affäre Strasser. 

Der Haftbefehl wurde von dem Leiter der Deutschland-Abteilung des 
Innenministeriums, M. von Fontaine, erlassen, der ehemals Leiter des 
B.S.T. (Brigade Surveillant Territoire) in Saarbrücken war und die Ost- 
Tätigkeit Ziebells ermittelt hatte. Die Tätigkeit ist mir bekannt aus den 
Vorgängen in der Affäre Ziebell — Saarbrücken. 

Der Haftbefehl war ohne Begründung. Es wurde aber im Zuge der 
Vernehmung versucht, mir zu unterstellen, daß ich vom hessischen Amt 
für Verfassungsschutz den Auftrag hätte, die deutsche Gesandtschaft in 
Paris bzw. deren Personal sowie deutsche Vertreter, die bei der UNO zu 
der Zeit tätig waren, zu überwachen, und zwar um festzustellen, mit 
welchen französischen Stellen diese Herren evtl, Verbindungen haben. 

Außerdem wurde mir nochmals die Sache Appel vorgehalten. Man 
sah bei dieser Gelegenheit sämtliche Innenministeriumsakten über Leute 
namens Appel durch und stellte fest, daß ein Staatsrat Willi Appel nicht 
enthalten war, sondern lediglich ein ehemaliger Polizeioffizier gleichen 
Namens. 

Man wollte daraus eine Handhabe für meine Ausweisung kon- 
struieren. 

Diese Ausweisung erfolgte am 15. Januar 1952. Ich wurde in Straß- 
burg/Kehl der deutschen Behörde übergeben und nach Offenburg ge- 
bracht, wo ich 2 Tage lang in Haft war. 

Vernommen wurde ich in Kehl von dem Leiter des Amtes für Ver- 
fassungsschutz Freiburg, Herrn Riedel. 

Über die Vernehmung in Paris und Kehl liegt eine Spezialverneh- 
mung durch Dr. Ziebell in der Zeit vom 25. Januar 1952 vor. 


* 
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Die Spezialvernehmung durch Ziebell 


Es erscheint freiwillig der Journalist 


Hans Konrad SCHMEISSER, geb. 24. 11. 1919 in Dortmund, 

wohnhaft z. Z. Wiesbaden, Kleiststraße 7a. 

und erklärt: 

Am Montag, den 14. Januar 1952, wurde ich gegen 15 Uhr in meinem 
derzeitigen Wohnsitz in Paris, 70, Boulevard La Tour Maubourg, „Hötel 
du Dome‘, von einem Beamten des französischen Innenministeriums, Abt. 
D.S.T. angerufen. 

Durch diesen Anruf wurde ich aufgefordert, mich baldmöglichst im 
Zusammenhang mit der Vernehmung von Frl. SCHRETZMAIR zu einer 
kurzen Rücksprache in das Büro des M. FONTAINE zu begeben. 


Entsprechend dieser Aufforderung kam ich gegen 15.30 Uhr zu dem 
DS-T. 

Gleich nachdem ich mich bei dem Pförtner angemeldet hatte, wurde 
ich von dem Inspektor ECLAIR (Deutschlandabteilung und enger Ver- 
trauter des Kommissars HAIBLET) in Empfang genommen. 

Eclair forderte von mir sofort in ziemlich grobem Ton meinen Reise- 
paß. 

Nach Erhalt desselben führte er mich in einen kleinen Schreibmaschi- 
nenraum und übergab mich einem herbeigerufenen Beamten zur Be- 
wachung. 

Eclair selbst ging dann fort und kehrte erst nach ca. 10 Minuten zu- 
rück. Dann beorderte er eine Sekretärin zum Diktat in die Maschine. 


Anschließend nahm er mir meine Brille fort, packte mich an den 
Rockaufschlägen und während er mich hin- und herschüttelte, stellte er 
mir in schreiender Tonart die Frage: „Wann hast du, verdammtes 
Schwein, den letzten Brief von ZIEBELL bekommen?“ 

Ich habe ihm darauf geantwortet, daß ich keinen Brief bekommen 
hätte, sondern lediglich eine Neujahrskarte und zwar Anfang Januar. 

Nachdem Eclair mir mehrmals Püffe versetzt hatte und dabei ge- 
brüllt hatte, ich sei ein „verdammter Lügner“, rannte er erneut aus dem 
Zimmer. 

Die anwesende Sekretärin hatte durch meine Behandlung offenbar 
den Eindruck gewonnen, ich sei ein „ganz schwerer Fall“, denn sie rief 
aus dem Nebenzimmer einen Beamten herbei mit der Begründung, sie 
habe Angst, mit mir allein im Zimmer zu sein, man könne ja nie wissen, 
was so ein deutscher „Spion“ alles anstellen würde. 

Nach ein paar Minuten kam Eclair im Mantel zurück und forderte 
mich auf, mit ihm in meine Wohnung zu kommen, wo ich ihm die Wies- 
badener Karte aushändigen solle. 
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Ich wurde dann in einem Wagen mit einem mir bis dahin unbekann- 
ten weiteren Beamten zum „Hötel du Dome“ gefahren. Dort wurde sofort 
in meinem Zimmer eine gründliche Durchsuchung aller meiner Sachen 
vorgenommen, 

Einbehalten wurden ein Großteil meiner persönlichen Spanien- 
Notizen sowie sämtliche Aufzeichnungen und Papiere, die auf französische 
Dienststellen Bezug hatten. 

Außerdem beschlagnahmte man meine seinerzeit von dem B. Doc. 
(Brigades de Documentation) gestellte Mauser-Dienstpistole und zahl- 
reiche Privatbriefe (ohne jeglichen dienstlichen Hintergrund). 

Die gesuchte Weihnachtskarte aus Wiesbaden wurde dabei nicht auf- 
gefunden. Nach Abschluß dieser Durchsuchung mußte ich in Begleitung 
der zwei vorerwähnten Beamten den Zimmerschlüssel wieder an den 
Hotelschlüsselkasten hängen und bei dieser Gelegenheit fand sich dort 
die Wiesbadener Karte, durch die ich gebeten wurde, am 25. Januar nach 
Wiesbaden zu kommen. Über den Inhalt dieser Karte wurde ich erst 
befragt, als wir uns wieder in einem Bürozimmer des D.S.T. (Direction 
Surveillant Territoire) befanden. 

Unter Anwendung der gleichen Methode wie vorher wollte Eclair 
von mir wissen, warum auf der Karte stände „Erwarte Euch beide in 
Wiesbaden und herzlichen Dank für den letzten Brief von Conny“. 

Ich erwiderte, daß ich nicht im geringsten wisse, warum Dorothy und 
ich in Wiesbaden erwartet würden. 

Dann wurde ich unter noch stärkerer Druckanwendung befragt, was 
für einen Brief ich geschrieben hätte, für den man sich auf der Karte 
bedanke. Ich habe dafür folgende Erklärung abgegeben: Als ich über 
Neujahr zu einem Privatbesuch in Wiesbaden gewesen sei (Krach mit 
Dorothy und kannte dıe Leute in Wiesbaden schon seit meiner dortigen 
Ministeriumszeit), hätte ich gleichzeitig nach meinem immer noch aus- 
stehenden endgültigen Zeitungsvertrag sehen wollen, leider sei aber der 
dafür zuständige Mann nicht dagewesen und deshalb hätte ich an Ort 
und Stelle einen entsprechenden Brief geschrieben, das sei der Brief, 
auf den die Karte Bezug hätte. 

Eclair telefonierte dann und fragte mich, warum ich bei meinem 
Wiesbadener Besuch über Wissembourg ausgereist sei. Ich erklärte ihm, 
daß das nur im Zusammenhang mit der günstigeren Bahnverbindung 
(Weihnachtsverkehr) gestanden habe. 

Alle die ihm bisher gegebenen Erklärungen schienen ihm zunächst 
glaubhaft zu sein. 

Wieder ging er für kurze Zeit aus dem Zimmer und als er dann zu- 
rückkam, nahm er eine peinlich genaue Leibes-Visitation vor. Da er dabei 
nichts für mich Gravierendes fand, begann er, während er mich erneut 
fragte, welche Aufträge ich „wirklich“ bekommen hätte, und ob ich Ziebell 
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wahrhaftig nicht bei meinem letzen Wiesbadener Besuch gesehen hätte, 
meine erneuten verneinenden Aussagen der Sekretärin als Protokoll zu 
diktieren., 

Während des Diktates erschien plötzlich M. Fontaine und begann nun 
seinerseits, mich zu fragen. 

Er sagte: „Sagen Sie mir ehrlich, welche Absichten Ziebell hat und 
wıelange er bereits für den Verfassungsschutz tätig ist.“ 

Ich antwortete, daß ich auch nicht mehr als er selber wisse, und mir 
nur bekannt sei, daß Ziebell ein alter Freund von Paul Schmidt sei, ich 
aber glaube, daß Ziebell hauptsächlich SPD-Politiker sei. 

Darauf erwiderte Fontaine, ich solle ihm keine alten Geschichten 
erzählen, sondern neue Tatsachen bringen, die ich zweifellos wissen 
müsse. 

Außerdem fragte er, ob ich es für möglich hielte, daß ich in abseh- 
barer Zeit von Ziebell oder dessen Hintermännern dazu ausersehen 
würde, deutsches Botschaftspersonal in Paris zu beobachten. 

Durch meine Antwort, ich glaube das nicht, schien er wenig befrie- 
digt und diktierte hastig mitten zwischen das angefangene Protokoll 
mehrere Sätze, die ich aber infolge der Aufregung und dem überschnellen 
Sprechen in ihrem französischen Sinn nicht erfassen konnte. 


Anschließend rief mir Fontaine zu: „Hüten Sie sich, wenn Sie nicht 
die Wahrheit sagen.“ 


Darauf verließ er zusammen mit Eclair den Raum und ließ mich mit 
einem herbeigerufenen Beamten allein. 


Ich mußte ca. eine halbe Stunde warten, ehe Eclair zurückkam und 
mir einen von Fontaine unterzeichneten Haftbefehl vorlegte. Auf meine 
Frage, mit welcher Begründung ich in Haft genommen würde, sagte mir 
Eclair, weil ich nicht die Wahrheit gesagt hätte und man wolle mir 
Gelegenheit geben, mich über Nacht zu besinnen, wie sich die Vorgänge 
in Wiesbaden wirklich abgespielt hätten. Sollte ich bis morgen früh zu 
keinem anderen als dem bisherigen Ergebnis meiner Aussagen gekommen 
sein, habe man Mittel und Wege, mich mehrere Monate an Orten festzu- 
halten, an denen mir weiteres Leugnen vergehen würde. 


Ich wurde dann der im Hause stationierten Polizeiwache übergeben, 
durch die ich von einem mit Maschinenpistole bewaffneten Beamten in 
den Kellerräumen eingesperrt wurde. 

Bei strahlend heller elektrischer Beleuchtung und der dumpfig feuch- 
ten Kellerluft war ich gezwungen, die ganze Nacht kein Auge zu schließen. 

In kurzen Abständen erschien ständig ein Polizist in meiner Zelle, 
der offenbar die Aufgabe hatte, mich daran zu hindern, längere Zeit 
hindurch zu schlafen, selbst wenn es mir bei den sonstigen menschen- 
unwürdigen Verhältnissen (schmutzstarrend) möglich gewesen wäre. 
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Kurz nach 7.30 Uhr am Dienstag früh, den 15. I. 1952, wurde ich von 
dem blonden Beamten, der bereits mit Eclair zusammen am Vortag bei 
der Durchsuchung meines Zimmers gewesen war, aus dem Keller geholt 
und in ein leeres Zimmer zu einem Spezialverhör gebracht. 

Dieser Beamte eröffnete mir, daß er ein Offizier des Deuxieme 
Bureau sei und als solcher der Verbindungsmann zwischen Polizei und 
Militärnachrichtendienst sei. Als Beweis der Richtigkeit seiner Behaup- 
tung zeigte er mir einen Ausweis, aus dem hervorging, daß er Leutnant 
in einer Spezialabteilung der obersten Militärbehörde war. 

Nach dieser Einleitung erklärte er mir, daß er durch Aussagen von 
Frl. Schretzmair davon Kenntnis erhalten habe, daß ich Einzelheiten 
wisse über kommunistische Agententätigkeit der Isabel SALVADO, 
LAURENT und HAIBLET sowie über die gleiche Täigkeit des DST 
(Direction Surveillant Territoire) — Direktors WYBOT. 


Er bat mich, ihm genaue Einzelheiten über mein Wissen zu geben, 
und zwar solches Material, das in 24 Stunden nachprüfbar sei. 


Ich erklärte ihm, daß ich solches Material nicht habe. Der Abwehr- 
offizier glaubte zunächst an eine Ausrede von mir und erklärte mir des- 
halb, ich brauche keine Angst zu haben, denn sein Chef habe bereits 
alle genannten Namen in seiner Kartei und es fehle ihnen nur an korrek- 
ten Angaben. 

Zur Zeit sei der Nachrichtendienst der Polizei noch stärker als der 
militärische und deshalb könnten sie nicht so handeln, wie sie handeln 
möchten. 

Er selbst und auch sein Büro hätten nichts gegen die Person Ziebells 
einzuwenden. Ihnen sei nichts an einem großen Skandal im Zusammen- 
hang mit mir gelegen, und deshalb hätten sie auch meine einfache Aus- 
weisung durchgesetzt, ohne, wie der D.S.T. es vorgehabt hätte, mich auf 
unbestimmte Zeit in Gewahrsam zu behalten. 


Ich würde für diese Ausweisung seinem Büro in ca. einem halben 
bis Y/ıJahr noch sehr dankbar sein, darüber aber könne er mir gegen- 
wärtig noch keine näheren Erklärungen geben. 


Nachdem auch er vergeblich versucht hatte, aus mir Einzelheiten. 
über Wiesbaden herauszubringen, führte er mich wieder in den Keller, 
wo ich ca. eine Viertelstunde verblieb. 


Danach wurde ich erneut geholt und zwar von Eclair. Dieser stieß 
mich unter wüsten Beschimpfungen die Treppe herauf und schob mich 
in das Dienstzimmer von Haiblet. Haiblet war zunächst nicht in seinem 
Zimmer, und Eclair versetzte mir zunächst einen Schlag in die Magen- 
grube, den ich durch schnelle Reaktion ein wenig abdämmen konnte. 
Dann trat er mich in den Rücken, so daß ich in die Nähe des Fensters 
flog. Dabei schrie er: „Wenn wir Sie jetzt in den Hof schmeißen, kann 
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immer von Selbstmord die Rede sein und Sie können ihr Maul niemals 
wieder aufmachen.“ 

Dann schlug und trat er erneut auf mich ein. Inzwischen war Haiblet 
ins Zimmer gekommen, packte mich am Ärmel und stieß mich auf das 
seinem Schreibtisch gegenüberstehende Sofa. 

Währenddessen entledigte sich Eclair seines Jacketts, und unter 
ständigem Treten, Stoßen und Schlagen wurden mir folgende Fragen 
vorgelegt: „Was für Aufgaben ich in Paris hätte, welches meine Verbin- 
dungsleute seien, mit wem und was ich in Wiesbaden über Neujahr 
gesprochen hätte, warum ich mich nicht von Saarbrücken nach Paris ab- 
gemeldet hätte, seit wann ich mit Ziebell für den Verfassungsschutz 
arbeiten würde; ich sollte gestehen, daß ich bereits seit 1950 und eventuell 
auch länger über Ziebell mit deutschen Stellen arbeitete. 


Die Gewalttätigkeiten von Eclair und Haiblet erreichten ihren Höhe- 
punkt, als Haiblet mich danach fragte, was ich von Isabel SALVADO 
und LAURENT wisse. Ich habe mich in allen Antworten strikt an das 
bereits Gesagte gehalten, d. h. also, ich hätte keinen Auftrag für Paris, 
ich hätte keinen, mit dem ich in Verbindung stände außer Ziebell, und 
ich hätte mit niemandem über Neujahr in Wiesbaden gesprochen, da es 
sich um einen rein privaten Besuch gehandelt hätte. 


Zu der Zusammenarbeit mit Ziebell bereits seit 1950 habe ich erklärt, 
daß ich diesen nur in rein geschäftlichen Fragen getroffen hätte und wir 
lediglich darin zusammengearbeitet hätten, wie ja dem B.S.T. in Saar- 
brücken wohl bekannt sein müsse. 


Nachdem die beiden Beamten sahen, daß sie mit mir nicht weiter- 
kamen, wurde ich eneut in den Keller verbracht. Von dort holte mich 
der Beamte der militärischen Abwehr, um mich in einem Spezialbüro 
des Hauses fotografieren und daktyloskopieren zu lassen. 


Bei dieser Gelegenheit habe ich mich erstmalig bei ihm über die 
GPU-Methoden der Polizei beschwert. Er antwortete, daß ich es zunächst 
über mich ergehen lassen müsse, um nicht durch eine Beschwerde seines 
Büros darüber noch ärgeres Unheil anzustiften. 


Nach Aufnahme in dem Spezialbüro wurde ich erneut in den Keller 
verbracht. Nach längerer Zeit wurde ich wieder herausgeholt, um, ohne 
Gelegenheit zu erhalten, es vorher durchzustudieren, das unterschrifts- 
reife Vortragsprotokoll zu unterschreiben. 


Anschließend wurde mir eröffnet, daß ich noch am selben Abend 
nach Deutschland transportiert würde, Haiblet ließ mir durch Eclair mit- 
teilen, daß alles rückgängig gemacht werden könne, wenn ich mich ent- 
schließen würde, von Anfang an alles nachprüfbar zu erzählen und ihnen 
Hinweise dafür geben würde, daß der Bundesverfassungsschutz gegen 
französische Interessen arbeite. 
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Nachdem ich dieses Ansuchen abgelehnt hatte, erschien Eclair noch 
ein paarmal bei mir im Keller, um mich jedes Mal zu fragen, ob ich es 
mir nicht doch noch überlegt hätte, denn ich wisse ja, was mich in 
Deutschland erwarte und sein Dienst werde dafür sorgen, daß ich nicht 
ohne schwere Schäden aus dem Koblenzer Verfahren herauskäme. 

Außerdem kenne man die deutsche Mentalität sehr gut, und man 
wisse Mittel und Wege, um mich so oder so in Deutschland unmöglich zu 
machen. 

Als ich darauf mit einem Schulterzucken antwortete, bekam ich er- 
neut Ohrfeigen. 

Von diesem Zeitpunkt ab habe ich keinen Beamten des D.S.T. mehr 
zu Gesicht bekommen, sondern bin ausschließlich von zwei Beamten der 
militärischen Abwehr betreut worden. 

Am Spätnachmittag wurde ich zur Präfektur gefahren, wo mein Äus- 
weisungsbefehl durch den Präfekten unterzeichnet wurde. Anschließend 
wurden in meiner Wohnung meine Sachen zusammengepackt, in das Auto 
verladen und in das Innenministerium gebracht. Bis zur Abfahrt des 
Zuges nach Straßburg, in dem ein Sonderabteil reserviert war, wurde ich 
weiter im Keller in Haft gelassen. 


Gegen 21 Uhr wurde ich dann von dem Beamten der militärischen 
Abwehr abgeholt und zusammen mit einem Polizeiinspektor und Frl. 
Schretzmair in das Sonderabteil des Zuges verladen. 


Wir kamen morgens um 5 Uhr in Straßburg an, wurden von dort 
zur Straßburger Polizeipräfektur gefahren. Ein Straßburger Polizeibe- 
amter fuhr uns von der Präfektur weiter nach Kehl. In Kehl wurde ein 
kurzer Fragebogen von mir ausgefüllt über die Gründe meiner Aus- 
weisung und ich mußte außerdem zwei Lichtbilder von mir abgeben. 

Von Kehl wurden wir dann von zwei deutschen Kriminalbeamten 
der Polizei in Kehl abgeholt und in den deutschen Teil Kehl gefahren. 
Hier wurde mir eröffnet, daß ich auf Grund eines Fernschreibens der 
Freiburger Polizeidirektion verhaftet sei. 

Am Nachmittag gegen 16 Uhr erschienen 2 Beamte aus Freiburg und 
begannen die Vernehmung. Ich wurde getrennt von Frl. Schretzmair von 
einem der beiden Beamten verhört. 

In meiner ersten Aussage habe ich lediglich meinen Lebenslauf kurz 
zu Protokoll gegeben und dann in möglichst knapper Form die Bopparder 
Ereignisse gestreift. Nach dieser ersten Vernehmung wurde ich in eine 
Zelle gesperrt und hatte Gelegenheit, ein paar Stunden zu schlafen. 

Gegen 22 Uhr wurde ich erneut zum Verhör geholt und zwar wurde 
ich dieses Mal von dem 2. anwesenden Beamten über das Ergebnis der 
Aussagen von Frl. Schretzmair vernommen. 

Dieser 2. Beamte, der sich seiner ganzen Art nach als der Chef des 
anderen Beamten zu erkennen gab, versicherte mir während des Verhörs 


72 


mehrmals, daß er einer Spezialabteilung angehöre und ich deshalb un- 
besorgt zu gewissen Dingen Stellung nehmen könne. 

Ich wurde nun von ihm zu allen wesentlichen Ereignissen vernom- 
men, die sich seit 1947 im Zusammenhang mit den Franzosen abgespielt 
hatten. 

Da mir leider im einzelnen nicht bekannt war, wie Frl. Schretzmair 
gewisse Vorgänge bei ihrem eigenen Verhör geschildert hatte und ich 
andererseits aus den Fragen ersehen konnte, daß sie ziemlich weitgehend 
ausgesagt hatte, blieb mir keine andere Wahl, als die Dinge in etwa 
wahrneitsgemäß zu schildern. 

Nach Abschluß dieses zweiten Verhörs wurde ich gegen 6.30 Uhr am 
Donnerstag in das Gerichtsgefängnis Offenburg eingeliefert. Herr 
Riederer, der Beamte, der mich als letzter vernommen hatte, gab 
mir noch den Rat, gegenüber der Staatsanwaltschaft nichts über mein 
internes Wissen zu sagen, und daß er dafür sorgen werde, daß ich nicht 
lange in Offenburg inhaftiert bliebe. 


Ich betone hierbei ausdrücklich, daß mir bei meiner zweiten Ver- 
nehmung durch Riederer bereits nach den ersten Fragen klar war, es mit 
einem Beauftragten oder Beamten des Verfassungsschutzamtes zu tun zu 
haben. 


Die Fragen waren so gestellt, daß sie in dieser Form von keinem 
nachrichtendienstlichen Laien gestellt werden konnten. 


In der Vernehmung durch Riederer habe ich wahrheitsgemäß immer 
wieder betont, daß Masloh die eigentliche Triebfeder aller Gescheh- 
nisse war, daß er es war, der mich durch einen Trick in den Dienst des 
französischen Nachrichtendienstes gezogen hat, daß Masloh weiterhin mit 
Hilfe Durtals ebenfalls Frl. Schretzmair unter Androhung schwerster 
Strafen gewissermaßen gezwungen hat, ihm die Münchener Akten zu 
beschaffen. 


Auch Maslohs pro-kommunistische Aktivität ist mehrmals in das 
Protokoll aufgenommen worden. Gleichfalls sind die Affäre Müller- 
Schwanneck, Blankenhorn und die wichtigsten Pariser Ereignisse in das 
Riederische Protokoll aufgenommen worden. 


Ich wurde auch unter anderem gefragt, ob ich den Eindruck in Paris 
gewonnen hätte, als seien von Wiesbaden Fehler gemacht worden, die 
die ganze Pariser Sache heraufbeschworen hätten. Ich habe diese Spezial- 
frage nur verneinen können und ausdrücklich erklärt, daß das nicht der 
Fall gewesen sei, da ich sonst aller Wahrscheinlichkeit nicht lebend aus 
Paris herausgekommen wäre. j 


Nach Abschluß des mehrstündigen Nachtverhörs sagte mir Riederer 
fast wörtlich: „Sie haben sich durch ihre wahrheitsgemäßen Angaben viel 
Aufregungen und Ärger erspart und uns allen viel Arbeit und Zeit. Sie 
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werden deshalb schneller wieder aus dem Gefängnis draußen sein, als 
Sie im Moment überhaupt ahnen. Alles andere besprechen Sie am besten 
später mit Wiesbaden. 

Nachtrag. Nachtragen muß ich noch, daß ich noch von Riederer ge- 
{fragt wurde, welche Rolle Dr. Ziebell bei den Franzosen an der Saar 
gespielt hat. Ich antwortete, daß er von denen stets mit allergrößtem Miß- 
trauen betrachtet worden wäre und daß man mir selbst deswegen aus- 
drücklich untersagt hätte, mit ihm in Verbindung zu bleiben. 

Ich wurde dann in das Offenburger Gerichtsgefängnis eingeliefert, 
in dem ich bis zum Sonnabend verblieb. Am Sonnabend mittag erhielt 
ich dann meinen Entlassungsbescheid und gleichzeitig wurde mir eröff- 
net, daß ich der Sürete erneut übergeben werden müßte. 

Von einem Beamten der Offenburger Sürete wurde ich dann mit 
meinen Sachen in die dortige Dienststelle gefahren. 

Ich wurde dort dann von Herrn DECLAIS vernommen, was ich im 
einzelnen bei meiner Kehler Vernehmung bei Riederer ausgesagt hätte. 

Declais wußte genau, wie lange die Vernehmung in Kehl gedauert 
hatte und bedauerte sehr, daß Frl. Schretzmair bereits abgefahren war. 

Ich bin trotz verschiedener Fangfragen stets dabeigeblieben, daß ich 
nur über die damaligen Koblenzer Affären ausgesagt hätte. Er schien 
mit diesem Ergebnis zufrieden zu sein, denn er gab mich gegen 13.30 Uhr 
frei, so daß ich mit dem 14-Uhr-Zug nach Mainz fahren konnte. 

Declais war bei diesem Verhör sehr freundlich zu mir und sagte mir, 
daß er es bedaure, daß Paris so gehandelt hätte. 

Er wollte noch genau wissen, was ich jetzt tun würde, und da habe 
ich ihm geantwortet, daß ich ja einen Vertrag mit der Frankfurter „Volks- 
stimme“ hätte und demzufolge dort arbeiten würde. 

Diese Angaben von mir wurden gleichfalls protokolliert. 

Mit der nochmaligen Warnung, mich mindestens ein halbes Jahr nicht 
nachrichtendienstlich zu betätigen, wurde ich dann endgültig von der 
Sürete entlassen.“ 


+ 


Fortsetzung der Starnberger Niederschrift 


„Zwecks meiner Weiterverwendung in Deutschland drängte Ziebell, 
daß ich die Kominform-Abteilung in Kassel oder Ruhrgebiet übernehmen 
solle. 

Dieses lehnte ich kategorisch ab. Darauflin kam Ziebell nach einigen 
Tagen und erklärte mir, daß ich dem Amt Schwebbach, Frankfurt, 
unterstellt sei. 

Während dieser Zeit versorgte mich Ziebell mit finanziellen Mitteln 
(440.— DM). 
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Ziebell war nach wie vor für mich unter der Amtsnummer des hessi- 
schen Amtes für Verfassungsschutz in der Karlstraße 18 erreichbar. 


Nach kurzer Zeit veranlaßte Ziebell meine Überstellung, wie ver- 
sprochen, zu Schwebbach in Frankfurt/Main. Ich übersiedelte von Wies- 
baden nach Frankfurt, Sandweg 8, 


Bei Schwebbach wurde ich erneut nachrichtendienstlich tätig ohne 
Zusammenhang mit meiner bisherigen Tätigkeit in Paris. 


Ich erfuhr von Ziebell, daß Schwebbach nichts von meinen Verneh- 
mungen über meine französische Tätigkeit wisse und daß Schwebbach 
auch nichts darüber von mir erfahren dürfe. 


Schwebbach versuchte während unserer Zusammenarbeit des öfteren, 
von mir oder Frl. Schretzmair zu erfahren, was in den Pariser Protokol- 
len drinstand. Schwebbach fragte mich u. a. über meine Beziehungen zu 
Masloh, zu Müller-Schwannecke und anderen, nicht aber nach Blanken- 
horn. 


Die Unterstellung bei Schwebbach war nur dienstlicher Art, finan- 
ziell unterstand ich Paul Schmidt.“ 


— x. — 


„Ziebells Aufgabenbereich innerhalb des hessischen Amtes für Ver- 
fassungsschutz war: Auswerter für alle französisch-saarländischen An- 
gelegenheiten sowie für Kominform-Sachen, Sozialistische Reichspartei 
und Sonder-Sachen. 


Ziebell, vom ‚Spiegel‘-Korrespondenten Mans angesprochen, was 
er eigentlich im Amt mache, erklärte: alle Sachen, die das Amt offiziell 
nicht machen dürfe; bei einer Besprechung in Hannover bei der ‚Spiegel‘- 
Redaktion am 7. Juli 1952 (ca.) in Gegenwart von Dr. Augstein und 
Rudolf Augstein sowie dem Deutschlandredakteur Jaene und Mans 
ungefähr sinngemäß: Paul Schmidt hat mir sein Amt zur Verfügung 
gestellt.“ 


— x. — 


„Masloh war durch seine französische Tätigkeit über meine Verbin- 
dungen zu Blankenhorn informiert. 

Zur damaligen Zeit war ich der Ansicht, daß nur Paul Schmidt, 
Ziebell und Heine intime Kenntnisse über die Blankenhorn-Angelegen- 
heit besaßen. Ziebell erklärte mir, daß er Heine über die Blankenhorn- 
Angelegenheit persönlich informiert habe. 

Am Dienstag, den 1., oder Mittwoch, den 2. Juli 1952, erschien bei 
mir Herr Schwebbach in meiner Wohnung, Sandweg 8, und sagte mir, 
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daß ich am nächsten Morgen mit ihm und Frl. Schretzmair nach Bonn 
zum Parteivorstand der SPD fahren solle, um dort gewisse Aussagen zu 
machen (namentlich wurde mir niemand genannt). 

Bereits 2 oder 3 Tage vor diesem Datum war Ziebell bei mir gewesen 
und hatte mir gesagt, daß ich nach Bonn beordert werden würde, um 
dort beim Parteivorstand (SPD) gewisse Aussagen zu machen. (Dieses 
geschah ebenfalls ohne Namensnennung von Personen des PV.) 

Er betonte dabei, daß er offiziell nichts wissen dürfe, und ich auch 
niemandem sagen solle, daß er davon bereits Kenntnis gehabt hätte. 

Weiterhin sagte er mir, daß es bei dieser Aussage von mir darauf 
ankomme, ihn und Paul Schmidt in das richtige Licht zu setzen, denn 
entsprechend meiner Aussage und entsprechend dem, wie ich mich ver- 
hielte, würde er und Paul Schmidt nach oben rutschen und es sei selbst- 
verständlich, daß das dann mir wieder zugute käme. 

Außerdem sagte mir Ziebell, daß ich sofort nach meiner Einvernahme 
im Parteivorstand ihn von Bonn aus anrufen solle und er würde dann 
mit Mans zusammen oder aber Mans allein nach Bonn kommen, um mit 
mir zu sprechen. 

Ziebell sagte mir noch, daß ich beim PV nichts über seine französi- 
schen Verbindungen sagen solle, da das die Leute, die mich wahrschein- 
lich in Bonn hören wollten, nichts anginge und nur ganz bestimmte 
Leute darin eingeweiht seien, die aber nicht wünschten, daß jemand 
anders davon Kenntnis erhält. 

Unterhaltungen zwischen Frl. Schretzmair und mir sollte ich ver- 
meiden, da ich mit Tonbandgeräten rechnen müsse. 

Als ich abends am 2. oder 3. Juli 1952 nach Hause kam, erfuhr ich 
von meinen Hausleuten, daß Schwebbach dagewesen sei und die Fahrt 
nach Bonn abgeblasen habe. Gründe hatte er keine angegeben. 

Ich wollte den Verlauf Ziebell mitteilen, konnte ihn aber nicht er- 
reichen. Statt dessen erschien Ziebell mit Mans am Freitag, 4. Juli 1952, 
in der Frühe bei mir, Sandweg 8. Ziebell war äußerst erstaunt, als er 
hörte, daß ich nicht in Bonn gewesen sei. 


Mans legte mir daraufhin den bereits fertigen Anfang eines Artikels 
in Sachen Blankenhorn vor, in dem es in der Einführung heißt, daß ich 
bereits in Bonn gewesen sei. Als ich von der Absicht Ziebells erfuhr, den 
Blankenhorn-Komplex durch den „Spiegel“ aufzurollen, wehrte ich mich 
zunächst mit Händen und Füßen, obgleich Ziebell ständig auf die Wehr- 
debatte in der nächsten Woche hinwies und mir sagte, daß Paul Schmidt 
mit dieser Art der Veröffentlichung einverstanden sei und daß der Par- 
teivorstand von sich aus gleichzeitig mit dem „Spiegel“ mit der Sache 
herauskommen werde. 

Nachdem ich mich immer noch sträubte, sagte Mans, daß man dann 
eben den Artikel ohne mich machen werde. 
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Als ich lachte und ihm sagte, daß das wohl kaum möglich sei, nahm 
er mein großes Protokoll aus seiner Aktentasche und legte es neben sich 
an: die Schreibmaschine (Original-Protokoll). 

Soweit das Protokoll den Blankenhorn-Komplex betrifft, war es 
unbedingt mein großes Protokoll. Stärkemäßig mußte ich annehmen, daß 
es das gesamte Protokoll war. Daraufhin entschloß ich mich, meine Zu- 
stimmung zu geben, denn wenn der Artikel schon mal gemacht würde, 
dann lieber mit mir als ohne mich. 

Mans hielt sich im Text seines Artikels fast wörtlich an das Proto- 
koll. Nachdem der Artikel im wesentlichen geschrieben war, ließ Ziebell 
Mans noch einmal alles schreiben und ließ es mich signieren mit der Be- 
gründung, daß diese Zweitausfertigung als Unterlage für den ‚Spiegel‘ 
sein solle, da er das Protokoll als solches zurückhaben müsse. 

Während der Aufnahme des Protokolls erschien bei mir Herr Rad, 
Frankfurt/Main, Stifterstraße 9 (THESA-Textil), der mit Ziebell sprechen 
wollte. 

Nach Erscheinen des ‚Spiegels‘ erfuhr ich, daß am Sonntag, den 
6. Juli, Mans und Ziebell in Hannover gewesen waren und dort mit 
Augstein verhandelt hatten. 


Augstein hatte bei dieser Gelegenheit Ziebell einer genauen Unter- 
suchung unferzogen und bei dieser Gelegenheit fielen auch die bereits 
erwähnten Worte: ‚Paul Schmidt hat mir sein Amt zur Verfügung ge- 
stellt‘, so daß Augstein den Glauben vertrat, als sei das Landesamt zu- 
mindest stark an der Veröffentlichung interessiert und decke sie auch. 


Diese Auffassung hat Augstein später in mehreren Veröffentlichungen 
zum Ausdruck gebracht. Dazu kommt, daß Mans Augstein bestätigen 
konnte, daß er Ziebell nur über Amtsnummer erreichen konnte und ihm 
von Kleineberg gesagt worden war, daß Ziebell im Amt eine führende 
Rolle spiele. 

Als Minister Zinn später offiziell erklärte, daß Blankenhorn- 
Material stamme nicht aus dem Amt für Verfassungsschutz, hat Mans 
sofort von dem Hubalek-Protokoll Fotokopien anfertigen lassen und sich 
Teile aus meinem Protokoll sowie offizielle Aktendeckel des Landesamtes 
sicher aufbewahrt, um gegebenenfalls das Gegenteil der Zinn'schen Be- 
hauptung dokumentieren zu Können.“ 


— x. — 


„Nachdem ich immer noch ohne finanzielle Mittel war, fuhr ich zu 
Paul Schmidt an den Tegernsee (Mitte September 1952). 

Paul Schmidt behauptete anfangs, mich nicht zu kennen und wollte 
sich dann irgendwie aus der Affäre ziehen, indem er erklärte, von Ziebell 
genau so betrogen worden zu sein wie ich. Er behauptete weiter, daß 
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ihm nicht bekanntgewesen sei, daß mein Protokoll zum größten Teil in 
der Karlstraße 18 (Wiesbaden, Amt für Verf.-Schutz) angefertigt wurde. 

Weiterhin sagte er, daß es sich ja seines Erachtens gar nicht um ein 
Protokoll gehandelt habe, sondern vielmehr um eine Aufnahme. 

Als ich ihn darüber aufklärte, daß das Protokoll in den Amtsräumen 
der Karlstraße 18 von dem Kommissar von Seidlitz gemacht worden war, 
wurde er stark ausfällig und bemitleidete sich selbst. 

Dann beschwor er mich, unter keinen Umständen den bereits von 
anderen Leuten gemachten Dummheiten noch weitere hinzuzufügen. Er 
sagte, daß er noch nie jemand im Stich gelassen habe und ging dann 
heraus, um mit Volkmar zu sprechen (bayerischer „Spiegel“-Korres- 
pondent), der draußen im Wagen wartete, 

Er sagte Volkmar, er müsse innerhalb der nächsten 10 Tage unbe- 
dingt Augstein sprechen, um ein Arrangement zu treffen. 

Augstein lehnte ein weiteres Treffen mit Paul Schmidt ab, da Paul 
Schmidt mir gegenüber geäußert hatte, als ich ihn auf die „Schießstätte“- 
Besprechung hin ansprach, daß im Nachrichtendienst oft Dinge vereinbart 
würden, die am nächsten Tag keine Gültigkeit mehr hätten. 

Auf Rückfrage von Augstein sah ich mich veranlaßt, diesen merk- 
würdigen Standpunkt Schmidts Augstein mitzuteilen. 

Paul Schmidt sagte wörtlich: ‚Es ist schade, daß ich jetzt nicht mehr 
offiziell sagen kann, ich kenne Sie nicht.‘ —“ 
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Schmeisser berichtete dann von dem Besuch des Bonner Untersu- 
chungsrichters in Sachen des Prozesses bei ihm in Starnberg: 

„In dem Protokoll, das mir vor kurzem hektographiert von dem 
Bonner Staatsanwalt Schröder vorgelegt wurde, als Abschrift von 
der Abschrift, sind keine SPD-Vorgänge enthalten. 

Des weiteren fehlten in dem Staatsanwalt-Protokoll alle Bezug- 
nahmen auf Unterlagen, die ich bei der Original-Protokollierung über- 
reicht hatte, und die als überreicht jeweils im Protokoll vermerkt waren. 

Staatsanwalt Schröder sprach von einem grünen Notizbuch, in Wirk- 
lichkeit sind von mir drei Notizbücher und vieles schriftliches Material 
(Briefe etc.) überreicht worden.“ 


> 


Regierungsrat Clemens war über die Aussagen Schmeissers nicht 
sonderlich erstaunt. Sie deckten sich praktisch mit den Ergebnissen seiner 
Auswertung des sogenannten Wiesbadener Protokolls und der Indizien. 
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Trotzdem hatte Clemens keine Freude daran; denn mit großer Sorge 
erkannte er die Gefahr für den Westen, die sich aus der a 
Arbeit des kommunistischen „Apparates“ ergibt. 

Wer war nun eigentlich dieser Schmeisser? Verbrecher oder Narr? 
Gehörte er überhaupt in eine dieser Kategorien? Clemens hatte durch 
seine langjährige politische Tätigkeit zu viel Erfahrungen gesammelt, um 
leichtfertige Urteile zu fällen. Nein, Schmeisser war weder das eine noch 
das andere. 

Sr gehörte vielmehr zu jenen bedauernswerten Menschen, die aus 
Schwäche dem giftigen Klima der Zeit nicht standhalten können. Er war 
einer der Vielen, die in die Fangarme der kommunistischen Weltver- 
schwörung geraten waren. 

Die roten Drahtzieher hatten die dunklen Stellen einer Vergangen- 
heit genutzt und damit seine Widerstandskraft gelähmt. Skrupellos 
mißbrauchten sie ihn für ihr Nahziel: Sturz der Bundesregierung. 

Er wurde ausgequetscht und nach bewährter kommunistischer 
Methode am Ende fallen gelassen. 


Übrig blieb ein gebrandmarkter junger Mensch, dessen Name zum 
Diskussionsobjekt der Öffentlichkeit wurde. 


Man merkte nicht, daß man einen kommunistischen Köder zur Zer- 
setzung Westdeutschlands geschluckt hatte, der zugleich das Vertrauen 
seiner westlichen Vertragspartner erschüttern sollte. 


+ 


Fragwürdige Methoden 


Schon bald nach der Vernehmung in Starnberg ereignete sich ein 
Vorfall, der sich in seiner Problematik würdig in die Kette der Folgen 
aus dem „Fall Schmeisser“ einreihte. 

Am 2. 11. 1952 rief Hans-Konrad Schmeisser zur Mittagszeit bei 
Regierungsrat Clemens an und bat ihn, eine wichtige Ergänzung zum 
Blankenhorn-Komplex aufzunehmen. 

Clemens fuhr sofort nach Starnberg. Dort traf er Schmeisser in der 
Gesellschaft seiner Braut und ihres 15jährigen Bruders an. Was die 
Geschwister Schretzmair nun zu Protokoll gaben, war erstaunlich: 


Dorothea Sch.: „Am 1.11.1952 um 15 Uhr erschien mein Bruder Maxl 
Schretzmair, geb. am 10. 7, 1937, also 15 Jahre alt, auf Besuch bei mir. 

Im Zuge der Unterhaltung erklärte mein Bruder mir, daß mein Vater, 
Josef Schretzmair, wohnhaft in München, Veterinärstraße III, am 
Dienstag, dem 28. 10. 1952, mittags 12 Uhr, von einem Herrn Häberle 
besucht wurde. Herr Häberle war schon um 11 Uhr in unserer Wohnung 


79 


und wurde durch meinen Bruder Maxl empfangen und darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß der Vater erst um 12 Uhr zu sprechen sei. Mein Bruder 
Max erklärte mir, daß Herr Häberle bei seinem 12-Uhr-Besuch, wo mein 
Vater anwesend war, im Laufe der Unterhaltung sich mit seinem rich- 
tigen Namen zu erkennen gab und zwar unter dem Namen Riedel. 

Riedel unterhielt sich zunächst über die Tätigkeit Schmeissers im 
Sonderministerium. Riedel stellte die Frage in unwissender Form, welche 
Beziehungen Schmeisser zu ZiebelV/Mans habe und ob er wisse, was diese 
besprochen hätten. 

Weiterhin stellte er die Frage, in welcher Art Schmeisser in geld- 
licher Angelegenheit mit Ziebell verhandelt habe. Mein Bruder Max hat 
dem Riedel erklärt, daß Schmeisser sehr grob mit Ziebell gesprochen 
habe; daß Ziebell Schmeisser beauftragt habe, mit Volkmar („Spiegel“- 
Redaktion Bayern) zu Paul (OÖberregierungsrat Paul Schmidt) nach Wies- 
see zu fahren, um dort die geldliche Angelegenheit zu regulieren.“ 

Max Sch.: „Dann mußte ich die genauen Daten angeben, wann diese 
Verhandlungen geführt wurden. Alle meine Aussagen nahm Ricdel zu 
Protokoll. Den Brief, welchen mein Vater, Josef Schretzmair, an Adenauer 
geschrieben hatte, hatte Riedel in Abschrift bei sich. 

Riedel forderte mich auf, mit ihm mitzukommen. Wir gingen zu Fuß 
in das Cafe Ludwig, weil wir kein Taxi bekamen. 

Im Cafe Ludwig angekommen, eröffnete mir Riedel, daß wir nun 
einen Kriegsplan zusammen entwerfen wollten. 

Während der Zeit Riedel zum Telefon ging, forderte er mich auf, 
mir etwas auszusuchen und zu bestellen. Nach Rückkehr vom Telefon 
zog Riedel seine Brieftasche und gab mir 10.— DM in Papier in einem 
Schein. Von diesen 10.— DM sollte ich meinem Vater nicht unbedingt 
Mitteilung machen. 

Er frug mich, wie ich mir vorstelle, den Namen des Besuchers aus 
Bonn und den Namen des Rechtsanwaltes, bei dem Schmeisser eine eides- 
stattliche Erklärung abgegeben habe, herauszubekommen. 

Ich erklärte ihm, daß ich meiner Schwester durch Fragestellung die 
gewünschten Namen entlocken könne. 

Mein Vorschlag wurde von Riedel akzeptiert. 

Ich verließ mit Riedel das Cafe Ludwig in Richtung Odeonsplatz. 
Riedel erklärte mir, daß ich mit Schmeisser und meiner Schwester in 
Starnberg einen laufenden Kontakt unterhalten solle. 

Er stellte an mich die Frage, ob es nötig sei, meinen Vater in dieser 
Angelegenheit zu unterrichten. Ich bejahte mit der Begründung, daß ich 
sonst nicht nachmittags von zu Hause weggehen könne. 


Es war mit der Zeit inzwischen 16 Uhr geworden. Dann bestiegen 
wir am Odeonsplatz ein Taxi und fuhren nach Starnberg. In Starnberg 
hielten wir am „Hotel Seehof“. 
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Während der Fahrt erklärte mir Riedel, wenn meine Schwester und 
Schmeisser nicht zu Hause wären, soll ich aus deren Akten mir heraus- 
schreiben, was ich als interessant finde. 

Gleichzeitig gab er mir in Starnberg 2.— DM für eine Fahrkarte nach 
München für den Fall, daß mich meine Schwester oder Schmeisser zum 
Bahnhof brächten, damit diese sehen würden, daß ich wieder mit dem 
Zug nach München fahren würde; in diesem Falle sollte ich an der näch- 
sten Station wieder aussteigen, wo er, Riedel mit dem Wagen auf mich 
warten würde, und die Telefonnummer vom „Seehof“ in Starnb?rg für 
den Fall, daß Schmeisser und meine Schwester nicht zu Hause seien, weil 
er dann selber mit dem Wagen zu mir raufkommen wolle, um sich an 
der Aktendurchsicht zu beteiligen. 

Auftragsgemäß erklärte ich meiner Schwester und Schmeisser, daß 
ich mit einem Fahrzeug meines Freundes, dessen Vater Rechtsanwalt ist 
(Kessler), gekommen sei und mit der Bahn zurückführe. 

Im Zuge der Unterhaltung mit Schmeisser und meiner Schwester 
konnte ich die Namen des Staatsanwaltes und des Rechtsanwaltes, 
Schröder und Baader, in Erfahrung bringen. 

Auf Grund meiner Abwehr brachten mich Schmeisser und meine 
Schwester nur die Hälfte des Weges zur Bahn. 

Als ich Riedel im „Seehof“ wieder traf, war seine Haltung mir 
gegenüber völlig anders; ich hatte den Eindruck, daß er über irgend etwas 
verärgert war. 

Nachdem ich ihm die Namen genannt hatte, besserte sich seine Laune 
wieder sichtlich. 

Wir fuhren wieder nach München zurück in meine elterliche Woh- 
nung. Auf der Rückfahrt stellte Riedel an mich die Frage, ob ich es für 
richtig halten würde, daß Riedel noch einmal mit meinem Vater spreche, 
was ich bejahte. 

Das Taxi nach Starnberg und zurück kostete Riedel ca. 40.— DM. 
Zirka 20.30 Uhr waren wir wieder in München. 


In meiner elterlichen Wohnung stellte Riedel an mich folgende Fra- 
gen im Beisein meines Vaters, welche er aufschrieb: Name des Staats- 
anwaltess, Name des Rechtsanwaltes, Nummer des Fahrzeuges von 
Schmeisser, Typ des Fahrzeugs, Lageplan des Hauses in Starnberg, Skizze 
der Räumlichkeit des Zimmers Schmeissers; besonders genau ließ er sich 
beschreiben, wo Schmeisser seine Akten aufbewahrt und machte auf 
Grund meiner Angaben an der Akten-Lager-Stelle ein Kreuz auf der 
Raumskizze. 


Riedel erkundigte sich, wer außerdem auf der Etage und im Hause 
wohnt. Weiterhin erklärte ich Riedel, daß der Schlüssel zur Außentür, 
wenn Schmeisser und meine Schwester nicht da seien, auf dem Fenster- 
brett am Hauseingang liege. 
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Im Hinblick auf die Abschrift stellte Riedel die Frage, wann ich 
meiner Schwester mitgeteilt habe, daß mein Vater an Adenauer ge- 
schrieben habe. Weiterhin frug er, wie der Mann heiße, der auf Grund 
des Briefes Schmeisser besucht habe. 

Meinem Vater erklärte Riedel weiterhin, daß der Brief, welcher an 
Adenauer geschrieben sei, das Beste gewesen sei, was in dieser Ange- 
legenheit getan werden konnte. 

Weiterhin erkundigte sich Riedel, wer der Notar sei, bei welchem 
Schmeisser eidesstattliche Erklärungen abgegeben habe. Über die Per- 
sonen konnte ich Riedel keine Auskunft geben. 

Riedel versuchte, in mich einzudringen und mich gegenüber meinem 
Vater als unglaubwürdig hinzustellen, indem er behauptete, ich hätte 
meiner Schwester eine Abschrift des Adenauer-Briefes gegeben. Erst als 
mein Vater seinen Schriftverkehr nachschaute und vorzeigen konnte, daß 
die Abschrift des Adenauer-Briefes noch in seinem Besitz ıst, gab es 
Riedel auf, mir zu unterstellen, daß ich meiner Schwester die Abschrift 
des Briefes gegeben hätte. 

Riedel stellte gegenüber meinem Vater die Behauptung auf, daß 
Schmeisser meine Schwester nur als Werkzeug ausnützen würde. 

Riedel erkundigte sich, von was jetzt Schmeisser und meine Schwester 
leben würden, worauf ich erklärte, daß nach meinem Wissen der „Spiegel“ 
an Schmeisser monatlich 650.— DM zahlen würde. 

Riedel erklärte daraufhin, daß viele Menschen froh seien, wenn sie 
200 oder 300 DM verdienen würden bei ehrlicher Arbeit, dagegen Schmeis- 
ser mit Nichtstun und Weiterphantasieren sein Geld verdienen würde. 

Riedel frug mich, ob Schmeisser und meine Schwester, Frl. Schretz- 
mair, auf ihre richtigen Namen in Starnberg gemeldet seien. Als ich er- 
klärte, das wüßte ich nicht, erklärte Riedel, er nehme an, daß der Wirt 
in Starnberg bestochen worden sei und deshalb einen so hohen Miet- 
preis verlange, weil der Schmeisser mit meiner Schwester noch nicht 
verheiratet sei. 

Nach dieser Unterhaltung schickte mich Riedel aus dem Zimmer, um 
noch einige persönliche Dinge mit meinem Vater zu besprechen. 

Nach . ca. 5 Minuten ging ich unaufgefordert wieder ins Zimmer, 
Riedel erklärte meinem Vater und mir, daß ihm sehr daran gelegen sei, 
heute noch (28. 10. 1952) die Akten Schmeissers zu bekommen und zwar 
über mich. 

Ich machte Riedel folgenden Vorschlag, daß jemand anrufen solle 
mit der Begründung, daß „Spiegel“-Leute in München Schmeisser und 
Frl. Schretzmair sprechen wollten. 

Riedel war mit meinem Plan nicht einverstanden, sondern kam auf 
den Plan zurück, welchen er anscheinend mit meinem Vater besprochen 
hatte, als er mich aus dem Zimmer wies. 
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Dieser Plan war wie folgt: Man wollte gleich mit der Taxi nach Starn- 
berg fahren, bei der Polizei Anzeige erstatten, weil meine Schwester mit 
Schmeisser in wilder Ehe lebe; außerdem jedenfalls nicht gemeldet sei 
und in Verbindung mit der Polizei auf Grund der Anzeige in die Räum- 
lichkeiten Schmeissers gehen und dort die Herausgabe der Akten er- 
zwingen. | 


Mein Vater willigte in diesen Plan nicht ein mit der Begründung, 
daß er nichts überstürzen wolle, da ja erst heute sein Sohn in Starnberg 
gewesen sei; außerdem bestünde die Gefahr, daß er nicht gelassen dem 
Schmeisser gegenübertreten würde. 


Auf die Bedenken meinerseits, daß doch die gesamte Angelegenheit 
etwas gefährlich sei, erklärte Riedel, daß er ein bißchen mehr wisse und 
zwar betreffs des Aktendiebstahls in der Bayerischen Staatskanzlei, 
welcher nach dem Gesetz nicht verjähren würde, da es sich um ein Ver- 
brechen handeln würde. Mein Vater sicherte Riedel zu, eine Möglichkeit 
zu finden, um in den Besitz der Akten zu kommen. 


Riedel kam mit meinem Vater und mir überein, daß ich am Wochen- 
ende, also am 1. und 2. November, nach Starnberg fahren solle. 


Mein Auftrag lautete: Namen, die ich höre, nach Möglichkeit zu be- 
halten bzw. zu notieren und Gelegenheiten suchen, um Akten Schmeissers 
einzusehen und aus diesen nach Möglichkeit Notizen zu machen, die nach 
meiner Ansicht mir wichtig erscheinen würden. 


Auf Wunsch Riedels begleitete ich ihn von meiner elterlichen Woh- 
nung zur Straßenbahn. Hierbei erklärte Riedel, daß nach seiner Ansicht 
meinen Vater irgendetwas hemmen würde, um gegen Schmeisser, so wie 
er es wünsche, vorzugehen. 

Ich erwiderte darauf, daß mir ein derartiger Grund nicht bekannt sei. 

Riedel frug mich noch, ob mir nichts besseres zwecks Erlangung der 
Akten Schmeissers einfalle, Ich verneinte, worauf Riedel erklärte, er 
würde meinen Vater und mich in ca. 14 Tagen wieder besuchen. Er hielt 
ein Taxi an und verabschiedete sich von mir. 


Die Verabschiedung erfolgte um 22 Uhr. 


Anmerkung: Ich möchte noch hinzufügen, daß mein Vater sowie Herr 
Riedel je einen Notar anriefen, um durch fingierte Fragenstellung heraus- 
zubekommen, ob sie ein Frl. Schretzmair kennen würden. 

Es wurden die Notare Feyock, Georg, München ], Augustinerstraße 1, 
und Nobis, Hans, München 14, Kaufingerstraße 911, Schüsselpassage, 
angerufen. 

Die Aussagen betr. Riedel in Sachen Schmeisser habe ich freiwillig 
gemacht, um meine Schwester auf die Tätigkeit Riedels aufmerksam zu 
machen. Hinzugezogen wurde ein Bekannter Schmeissers, der mich darauf 
aufmerksam machte, daß er sich meine Aussagen anhöre, bzw. mir Fra- 
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gen stelle, daß er aber keine Amtsperson sei und auch nicht im Auftrage 
irgendeiner Behörde handle, sondern nur auf Wunsch von Konrad 
Schmeisser hinzugezogen wurde. 

gez. Dorothy Schretzmair gez. M. Schretzmair“ 


+ 


Die sonderbare Verhaftung des Regierungsrates Clemens 


Unruhig und besorgt saß Clemens in seinem Heim in München. Noch 
immer befanden sich die Ergebnisse seiner Ermittlungen in Sachen 
„Schmeisser“ in seiner Hand. 

Das Material war von größter Bedeutung und durfte nicht liegen- 
bleiben. 

Aber wem konnte er seine Unterlagen anvertrauen? 

Clemens suchte nach einer Verbindung zu einer absolut sicheren 
amtlichen Stelle. Das war ein schwieriges Problem. Er hielt es für seine 
Pflicht, sein Wissen dem Staat zugänglich zu machen. 

Im Januar 1954 wurde durch einen seiner Bekannten ein vertrauens- 
würdiger Kontakt hergestellt. 

Aber schon die ersten Verhandlungen waren nicht nach dem Ge- 
schmack des Regierungsrates. Seine Partner wünschten nämlich die kKäuf- 
liche Überlassung seines Archivmaterials über den Schmeisser-Komplex. 
Clemens lehnte ab. Es ging ihm nicht um Geld. Er wollte die Sicherheit 
verbürgt wissen, daß das Material seiner Bedeutung entsprechend und 
nicht zum Schaden der Bundesrepublik verwandt wurde. 

Inzwischen hatten auch andere Nachrichtendienste in Erfahrung ge- 
bracht, daß Clemens bei sich hochwichtiges Aktenmaterial über den Fall 
Schmeisser aufbewahrte. Die Feststellung, nach der Clemens alle nach- 
richtendienstlichen Kontakte abgebrochen hätte, reizte die verschiedenen 
Dienste noch mehr, auf die Jagd nach dem seltenen Material zu gehen. 

Aber alle Versuche, den Regierungsrat zu einer fahrlässigen Ver- 
wendung seiner Akten zu verleiten, schlugen fehl. 

Nun griff man zu unvertretbaren Mitteln. 

Eines Tages wurde an ihn ein Mann herangespielt, der sich als Herr 
Neumeier ausgab und behauptete, im Auftrage des Bayerischen Innen- 
ministeriums nachrichiendienstlich zu arbeiten. 

° Clemens traute dem Mann nicht recht und ließ durch einen ihm be- 
kannten höheren SPD-Funktionär Recherchen anstellen. 


Das Ergebnis bestätigte seinen Verdacht gegen den Agenten Neu- 


meier. 
Es war nämlich weder dem Innenminister selbst, noch den Beamten 


dieses Ministeriums ein Mann namens Neumeier bekannt. 
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Mit gutem Grund befürchtete nun Clemens, dieser Neumeier habe 
sich vielleicht im Auftrage kommunistischer Kreise an ihn herangemacht. 
Es war durchaus möglich, daß sowjetzonale Dienststellen befohlen hatten, 
die Niederschrift der zweiten Aussage Schmeissers, das „Starnberger 
Protokoll“, zu beschaffen. 

Deshalb wurde in einer Aussprache mit dem SPD-Funktionär be- 
schlossen, der eigenartigen Tätigkeit Neumeiers nachzugehen und diesen 
zu beobachten. Clemens sollte den Kontakt mit Neumeier aufrechter- 
halten. 

Der Regierungsrat ahnte indessen nicht, welche Folgen die Bekannt- 
schaft mit dem ominösen Herrn Neumeier haben sollte. 

Die Falle war bereits gestellt. Clemens war sich der Gefahr bewußt. 

Am 3. März 1954 um 20.30 Uhr wurde der Regierungsrat anläßlich 
einer Zusammenkunft mit Neumeier im Stadtkern Münchens von der 
Landpolizei verhaftet. Es nützte nichts, daß der völlig Überraschte beim 
Ermittlungsrichter sofort Haftbeschwerde einlegte. 

In seinem Heim wurde eine Hausdurchsuchung gehalten und das 
Archivmaterial beschlagnahmt. 

Clemens saß als Untersuchungsgefangener im Polizeigefängnis in 
München/Neudeck und konnte sich nicht rühren. 

Vergeblich legte sein Rechtsanwalt Beschwerde ein. Er durfte nicht 
einmal Einsicht in die Ermittlungsakten nehmen. 

Und dann geschah das Merkwürdige. 

Ohne vernommen worden zu sein, wurde Clemens plötzlich am 
24. 4.1954 wieder aus dem Polizeigefängnis entlassen. Der Haftbefehl war 
aufgehoben. 

Anstandslos wurden die beschlagnahmten Akten auf Anforderung des 
Rechtsanwaltes an Clemens zurückgegeben. Eine hinter den Kulissen der 
Bundesrepublik wirkende Macht hatte durch die Inszenierung einer Ver- 
haftung Zeit genug gefunden, um in Ruhe die Akten des Regierungs- 
rates fotokopieren zu können. 

Die Komödie war beendet. Der Vorhang fiel. 


+ 


Das Resume 


Regierungsrat Clemens saß dem jungen Journalisten schweigend 
gegenüber; dann machte er eine Handbewegung, als schien er abschlie- 
Bend zu sagen „So war das“. 

Nachdenklich drückte der jüngere Freund den Rest seiner Zigarette 
aus. Vor ihm lag ein Protokoll, dessen Deckblatt den Vermerk trug „Nur 
für den Organisations-Gebrauch. Vertraulich. Quellenschutz. Nach Kennt- 
nisnahme zurück an Az...“ 
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Er blätterte eine Weile spielerisch in dem Dokument. Dann blickte 
er zu Clemens auf, der ihm schweigend zugesehen hatte: 

„Was ich heute erfahren habe, ist bei allem, was ich ja schon wußte, 
einfach unfaßlich. Die ganze Geschichte könnte beinahe einer schlechten 
Kriminal-, oder besser gesagt: Agenten-Story entnommen sein.“ 

Clemens zog bedauernd die Augenbrauen hoch und setzte sich in 
seinem Lehnstuhl zurück. Seine Stimme hob sich etwas, als er mit 
ruhiger Betonung sagte: 

„Leider ist das eben.nicht der Fall. Was ich Ihnen erzählte, ist nur 
ein Ausschnitt aus einer riesenhaften Verschwörung des Kommunismus, 
die uns allen zum Verderben werden kann. So sieht der „Kalte Krieg“ 
in Wahrheit aus. Es ist die nackte Wirklichkeit, die man aus Bequemlich- 
keitsgründen oder aus Scheu vor der Realität noch immer nicht wahr- 
haben will.“ 


Die Hand des Regierungsrates legte sich schwer auf die ausgebrei- 
teten Unterlagen und Dokumente. 


„Ich glaube nicht, daß Sie an dem Wahrheitsgehalt meiner Erzählung 
noch zweifeln können. Zug um Zug legte ich Ihnen heute im Laufe der 
Stunden die Beweise zur Erhärtung meiner Angaben vor. Hier liegen die 
beiden Protokolle. Sie haben sie selbst gelesen und es war Ihnen ganz 
richtig aufgefallen, wie sehr die Aussagen Schmeissers voneinander ab- 
weichen. Einmal mußte Schmeisser Farbe bekennen, ohne daß er unter 
dem Einfluß fremder Kräfte stand. Und das war in Starnberg, als ich ihn 
persönlich vernahm. Und was er bei dieser Gelegenheit aussagte, war 
Beweis dafür, daß Ziebell planmäßig vorging. Daß er dies nicht im Auf- 
trage einer westlichen Macht tat, bedarf wohl keiner Erklärung mehr.“ 

„Darüber bin ich mir jetzt vollkommen im klaren. Aber nehmen Sie 
es mir nicht übel: Ohne diese glaubwürdigen Unterlagen hätte ich, bei 
aller Freundschaft, Ihren Bericht über diese ungeheuerlichen Vorgänge 
im Falle Schmeisser stark bezweifeln müssen.“ 

Clemens lachte bitter. 

„Ihr Zweifel wäre unbedingt berechtigt gewesen. Sie wären nicht der 
einzige Zweifler. Nur wenige haben es bisher erkennen können, daß die 
Arbeit der Kommunisten im Westen in den Händen einer anonymen 
Geheimorganisation liegt. Nicht die KPD ist die Vertreterin der KPdSU 
im Westen, sondern die ‚Partei neuen Typus‘. Anpassungsfähig, jeder 
neuen politischen Situation Rechnung tragend und nicht greifbar, ist sie 
die Trägerin der östlichen Offensive zur Überwindung der westlichen 
Abwehr.“ 

„Zugegeben. Aber die verantwortlichen Staatsstellen mußten doch 
infolge Ihrer Verhaftung im März 1954 wenigstens zum Teil Ihr Beweis- 
material kennen. Warum wurde dieses Material dann nicht für den 
Schmeisser-Prozeß in Hannover herangezogen?“ 
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„Sie machen hier einen Denkfehler und sind dabei genau so, wie alle 
anderen, dem psychologischen Zauberkunststück Ziebells aufgesessen. 
Sie haben nämlich übersehen, daß die Kläger im Schmeisser-Prozeß ja 
gar nicht in ihrer heutigen Eigenschaft als hohe Staatsbeamte auftreten 
konnten, sondern lediglich als Privatpersonen — wie Sie oder ich.“ 

„Aber dies schließt doch nicht aus, daß die Kläger gerade in ihrer 
gegenwärtigen Position alle nur erdenklichen Möglichkeiten hatten, um 
die Vorgeschichte zum Schmeisser-Prozeß bis in das kleinste Detail er- 
mitteln zu lassen?!“ 5; 

„Ich weiß nicht, warum man bei uns in Deutschland so schwer die 
Amtsperson von der Privatperson zu trennen vermag. Dieser Kardinal- 
fehler ist auch im Fall Schmeisser in der öffentlichen Meinung gemacht 
worden. Die Titel haben immer die Personen überschattet. Sonst hätte es 
doch jedermann auffallen müssen, daß in diesem Prozeß nicht der Bun- 
deskanzler, sondern der Privatmann Dr. Konrad Adenauer als Kläger vor 
Gericht stand. Also konnte er auch nicht die staatlichen Institutionen für 
seine privaten Belange in Anspruch nehmen oder Amispersonen Weisun- 
gen erteilen.“ 

„Sie haben durchaus recht. Jetzt wird mir auch klar, warum der 
ganze Schmeisser-Prozeß eine derartige Verwirrung in der Öffentlichkeit 
anrichten mußte. Denn allgemein wurde die falsche Ansicht vertreten, 
die Bundesregierung würde durch den Schmeisser-Fall belastet.“ 

„Nun will ich Ihnen auch erklären, zu welchem Ergebnis man kommt, 
wenn man sich die Mühe macht, den Fall exakt zu analysieren. 

In Wirklichkeit gibt es gar keinen Fall Schmeisser. Nur die Akteure 
des kommunistischen ‚Apparates‘ bedienten sich des Mannes namens 
Schmeisser. Auch kann man diesen Fall nicht als eine westdeutsche 
Nachkriegserscheinung bagatellisieren. Denn er betrifft in seiner Auswir- 
kung die gesamte nichtkommunistische Welt, weil der Staatsmann 
Adenauer in ihr zu einem festen Begriff geworden ist. Dabei ist vor allem 
einmal klarzustellen, daß die sogenannte ‚Rote Kapelle‘ nicht tot ist. Sie 
wurde in den Jahren 1945/48 reaktiviert. Ihre Hauptstütze ist die ‚Partei 
neuen Typus‘, deren Anonymität es ermöglicht, das gesamte Öffentliche 
Leben ungehindert zu infiltrieren und planmäßig führenden Persönlich- 
keiten das Volksvertrauen zu entziehen. 


Der Fall Schmeisser muß als Lehrbeispiel für die praktische Anwen- 
dung der kommunistischen Methode zur Erschütterung eines nichtkom- 
munistischen Staatsgefüges angesehen werden. Nun wird Ihnen auch ver- 
ständlich, mit welch raffinierten Schachzügen die Kommunisten die Exe- 


kutive und politische Abwehr überspielten, um die eigenen Aktivkräfte 
abzudecken.“ 


„Was Sie jetzt sagen, wurde mir schon aus Ihrer heutigen Erzählung 
klar. Aber ich verstehe nur eines nicht: Warum findet sich niemand, der 
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erkannte Akteure einer derart gefährlichen Verschwörung zur Rechen- 
schaft zieht?“ 

„Der Hauptgrund dafür muß in den bestehenden Gesetzlücken ge- 
sucht werden. Alle demokratischen Staaten garantieren in ihren Verfas- 
sungen das Recht der freien Meinungsäußerung. Diesen Umstand nützen 
die Kommunisten aus. Die Mitarbeiter der ‚Partei neuen Typus‘ ver- 
schmelzen sich auftragsgemäß mit den zahlreichen bürgerlichen Inter- 
essengruppen, die aus irgend einem Grunde in legaler Opposition stehen. 
Sie unterwandern, beeinflussen, belasten und mißbrauchen das demo- 
kratische Recht der freien Meinungsäußerung. So wird mancher anstän- 
dige Staatsbürger, der Verbesserungen erstrebt, durch ständige Beein- 
flussung unerkannter Drahtzieher zum Werkzeug des Ostens (im kom- 
munistischen Sprachgebrauch: „Überzeugungstäter“). 

Dieser neuen Methode stehen die Organe des demokratischen Staates 
bis heute machtlos gegenüber. 

Solange man den Kommunisten die Ausnutzung der demokratischen 
Rechte gestattet, ist jede demokratische Staatsordnung auf das äußerste 
gefährdet. 

Der ‚Fall Schmeisser‘ ist ein Beispiel dafür, wie man Sicherheit und 
Bestand eines demokratischen Staates gefährden kann, ohne mit dem 
Gesetz in Konflikt zu kommen.“ 

Der Regierungsrat stand langsam auf und über sein ernstes Gesicht 
huschte ein müdes Lächeln. 

„Und nun gehen Sie, Sagen Sie der Öffentlichkeit die Wahrheit. Man 
wird Ihnen dankbar sein.“ 


— ENDE — 
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